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Christoph Ehmann I Edgar Sauter 

Beschäftigungswirksame Weiterbildung 

Entlastung des Arbeitsmarktes durch eine öffentlich 
geförderte Qualifizierungsoffensive 

Die Qualifizierungsoffensive bringt die berufliche Weiterbildung 
in eine Schlüssel rolle: 

sie soll beschäftigungswirksame und arbeitsmarktentlastende 
Effekte mit der 

Modernisierung der Arbeitnehmerqualifikationen verbinden. 

Insbesondere mit der zweiten Zielsetzung wendet sie sich vorran­
gig an erwerbstätige Facharbeiter und Angestellte. Dies ist im 
Vergleich zur aktuellen Situation eine bedeutsame Schwerpunkt­
erweiterung. Denn zumindest die öffentlich geförderte berufliche 
Weiterbildung konzentriert sich bislang auf die Förderung Ar­
beitsloser und unmittelbar von Arbeitslosigkeit bedrohter Ar­
beitnehmer. Die Folge ist, daß die sich im wesentlichen auf die 
Finanzierung durch die Bundesanstalt für Arbeit abstützenden 
Maßnahmen des Bundes und der Länder im Rahmen der Quali­
fizierungsoffensive die Bildungswünsche der Erwerbstätigen 
kaum noch angemessen erfüllen können. 

Die hier entwickelten Vorschläge fügen diesen Konzepten auf­
grund der bisherigen Erfahrungen bewußt einen neuen Akzent 
hinzu . Sie schlagen anstelle der bisherigen Schwerpunktbildung 
ein Kontinuum von finanziellen Hilfen vor, das am Prinzip der 
Leistungsfähigkeit der Weiterbildungsadressaten orientiert ist . 
Das heißt, anstelle des ,Gießkannenprinzips', das insbesondere 
die institutionelle Förderung kennzeichnet, und jener Förderung, 
die erst einsetzt, wenn der Schadensfall bereits eingetreten ist, 
wird hier öffentliche Förderung in dem Maße vorgesehen, wie 
sie zur Unterstützung und Motivation des einzelnen Arbeitneh­
mers und des einzelnen Betriebes als ,Starthilfe' notwendig ist: 

Sie ist umfassend und gezielt für Arbeitslose und von Arbeitslo­
sigkeit Bedrohte und verringert sich mit der zunehmenden Lei­
stungsfähigkeit der Weiterbildungsinteressenten, wobei sich mit 
dem Grad der Eigenverantwortlichkeit auch das Maß an Selbst­
be$timmung über die Ziele und Inhalte der Weiterbildung und 
die Bereitschaft, hierfür auch selbst Kosten zu übernehmen, er­
höht. 

Es ist deshalb nur folgerichtig, die Erwerbstätigen neben den Ar­
beitslosen zu Hauptadressaten der Qualifizierungsoffensive zu 
machen, die Förderung ihrer beruflichen Weiterbildung von ta­
gespolitischen Gesichtspunkten und modischen Trends zu be­
freien und die Qualifizierungsoffensive als Chance für einen ef­
fektiven langfristigen Ausbau der beruflichen Weiterbildung zu 
nutzen. Dem Verbund von betrieblicher und außerbetrieblicher 
Weiterbildung wird für eine solche Entwicklung hohe Bedeutung 
beigemessen. 

Ein solcher Ausbau wird überzeugend nur gelingen, wenn die 
Qualität des Angebots gewährleistet wird. Die Ansprüche an das 
Niveau der beruflichen Weiterbildung sind sowohl seitens der 
Betriebe als auch seitens der Arbeitnehmer hoch. Ein öffentliches 
Engagement in der Weiterbildung wird nur dann glaubwürdig, 
wenn es mit einer Garantie für die Qualität des Angebots verbun­
den ist. 

Öffentliche Verantwortung für die Qualität der Weiterbildung 
heißt nicht notwendigerweise Stärkung des staatlichen Einflus­
ses. Vielmehr geht es darum, sowohl den ,freien' Trägern Entfai­
Wngsmöglichkeiten zu sichern, ohne sie durch Subventionen 
staatsabhängig, genauer: verwaltungsabhängig zu machen, als 
auch dem Teilnehmer die freie Wahl materiell zu sichern und ihn 
von quasi-berufslenkenden Eingriffen unabhängig, also ,markt­
fähig' zu machen. Dazu gehört schließlich auch, Möglichkeiten 
aufzuzeigen, wie gerade Klein- und Mittelbetriebe gestaltender 

als bisher an der berufl ichen Weiterbildung mitwirken und ihre 
Mitarbeiter fördern können. 

Über die angestrebte Qualifizierungsoffensive hinaus sollen die 
Vorschläge die Perspektiven bei künftigen Anforderungen an die 
berufliche Weiterbildung und die Richtung ihres Ausbaues auf­
zeigen. 

1 Zielsetzung 

Die Nutzung öffentlich geförderter beruflicher Weiterbildung in 
Zeiten hoher Arbeitslosigkeit umfaßt eine Reihe von positiven, 
arbeitsmarktentlastenden Auswirkungen , die zum Teil - direkt 
oder indirekt- auch beschäftigungswirksam werden. Öffentliche 
Förderung schließt hier neben der individuellen und institutio­
nellen Förderung nach dem Arbeitsförderungsgesetz (AFG) 
auch infrastrukturelle Maßnahmen zur Information, Beratung, 
Kooperation und Koordination sowie steuerpolitische Regelun- · 
gen ein . 

Im folgenden werden Handlungsmöglichkeiten vorgestellt, die 
zum Ziel haben, sowohl direkt als auch indirekt Beschäftigungs­
effekte auszulösen . Die Vorschläge für eine Konkretisierung der 
Qualifizierungsoffensive unterscheiden sich daher unter dem Ge­
sichtspunkt, ob die Adressaten und Teilnehmer Arbeitslose, von 
Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitnehmer oder .,normale" Er­
werbstätige sind. 

Während bislang vornehmlich Arbeitslose und mit Einschrän­
kung auch von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitnehmer unter ar­
beitsmarktentlastenden Aspekten gefördert wurden , wird hier 
die arbeitsmarktentlastende und beschäftigungswirksame Bedeu­
tung einer Förderung der Weiterbildung Erwerbstätiger gleichge­
wichtig betont. 

Die im folgenden vorgestellten Maßnahmen gehen von dem jetzi­
gen Zustand einer hohen Arbeitslosigkeit aus. Sie orientieren 
sich an marktwirtschaftliehen Vorgaben, wie sie etwa im .,Gesetz 
zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft" 
formuliert wurden. Danach haben Bund und Länder bei ihren 
wirtschafts- und finanzpolitischen Maßnahmen die Erfordernisse 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu beachten. Die 
Maßnahmen sollen im Rahmen der marktwirtschaftliehen Ord­
nung zu einem hohen Beschäftigungsstand .,bei stetigem und an­
gemessenem Wachstum beitragen" ( § 1). [ 1] 

Zugleich steht staatliches Handeln im Rahmen des von der Plu­
ralität und vom Wettbewerb der Träger gekennzeichneten Wei­
terbildungssystems unter dem Prinzip der Subsidiarität. Dies be­
deutet : die im folgenden vorgestellten Maßnahmen sind so gestal­
tet , daß mit einem erwarteten Rückgang der hohen Arbeitslosig­
keit auch das staatliche Engagement zurücktritt . 

2 Bisherige Effekte öffentlich geförderter 
beruflicher Weiterbildung 

2.1 Globale Entlastung des Arbeitsmarktes 

Entlastung des Arbeitsmarktes durch berufliche Weiterbildung 
bedeutet zunächst, daß die zuvor arbeitslosen Teilnehmer für die 
Dauer der (Vollzeit-)Maßnahmen nicht mehr den registrierten 
Arbeitslosen zugerechnet werden. 

Bei knapp 130 000 Teilnehmern an Fortbildungs- und Umschu­
lungs-(FuU)Vollzeitmaßnahmen (ohne Einarbeitungsmaßnah­
men) wurde der Arbeitsmarkt 1985 um rund 120 000 Personen 
entlastet. Für 1986 wird bei einer Zunahme der Teilnehmer auf 
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150000 von einer quantitativen Entlastung um 139000 Perso­
nen durch derartige Maßnahmen ausgegangen.(2] 

Mit diesen Maßnahmen sind hinsichtlich der zusätzlichen 19 000 
Personen noch keine beschäftigungswirksamen Effekte verbun­
den, sie werden jedoch vorbereitet. Rein rechnerisch kommt je­
doch auf ca. 10 Teilnehmer eine Person, d ie als Lehrkraft (Aus­
bilder/ Dozent), Organisator usw. zusätzlich in einer Weiterbil­
dungseinrichtung zu beschäftigen ist. 

2.2 I nd ,ividuelle und gesamtwirtschaftliche Beschäf ­
tigungseffekte durch die Weiter.bildung von Ar ­
beitslosen 

Die große Mehrheit der vor einer Weiterbildung Arbeitslosen 
nimmt nach erfolgreicher Weiterbildung bald eine Beschäft igung 
auf. Die individuellen Eingliederungschancen sind nach Maßnah­
meart (Einarbeitung, Anpassungsfortbildung, Umschulung) , 
Lernort (betrieblich, außerbetrieblich) und individuellen Merk· 
malen (Geschlecht, Alter, Schul- und Berufsbildung) unterschied­
lich. Generell gilt, daß berufliche Weiterbildung zum Abbau indi­
vidueller Arbeitslosigkeit beiträgt, wobei betriebliche Maßnah­
men erfolgreicher sind als außerbetriebliche. So nehmen z. B. 
von den Absolventen einer betrieblichen Anpassungsfortbildung 
nahezu zwei Drittel , bei außerbetrieblich durchgeführter Weiter­
bildung nur gut die Hälfte anschließend eine Beschäftigung 
auf. (3] 

Ob ein Teil dieses Personenkreises auch eine Beschäft igung ohne 
eine entsprechende Weiterbildungsmaßnahme aufgenommen 
hätte, läßt sich allerdings nicht in jedem Falle nachweisen. Außer­
dem ist die Beschäftigungswirksamkeit Weiterbildung 
aus gesamtwirtschaftlicher Sicht geringer zu veranschlagen, weil 
Verdrängungs- und Rotationseffekte berücksichtigt werden müs­
sen. 

2.3 Kostenentlastung 

Bei einer Gegenüberstellung der Kosten , die m it der Förderung 
von FuU-Maßnahmen verbunden sind (1984 : durchschnittlich 
35 300 DM pro Unterhaltsgeldempfänger, einschließlich Maß­
nahmekosten) , mit den Kosten, die bei der Fortführung der Ar­
beitslosigkeit entstanden wären ( 1984: durchschnittlich 
25 600 DM pro Arbeitslosem) , betragen die Nettokosten für die 
We iterbildungsförderung 9700 DM. Gesamtwirtschaftlich be­
trachtet finanzieren sich die FuU-Maßnahmen damit zu fast drei 
Viertel durch erspartes Arbeitslosengeld, ersparte Arbeitslosen­
hilfe, geringere Ausgaben für Wohngeld und Sozialhilfe sowie 
höhere Einnahmen bei den Sozialbeiträgen (Renten- und Kran­
kenversicherung) und den indirekten Steuern. Für den Haushalt 
der Bundesanstalt für Arbeit (BA) finanziert sich FuU jedoch 
nur gut zur Hälfte selbst, weil der Unterhaltsgeldsatz etwas über 
dem Satz des Arbeitslosengeldes bzw. der Arbeitslosenhilfe liegt, 
die Maßnahmekosten hinzukommen und zum Teil Personen ge­
fördert werden, die keine Leistungen (mehr) bezogen hätten.(4] 
in dieser Gegenüberstellung von Kosten der Weiterbildung und 
Alternativkosten der Arbeitslosigkeit werden hier nur die kurz­
fristigen Effekte der Weiterbildung berücksichtigt. Ausgaben für 
Weiterbildung haben jedoch primär den Charakter von Investi ­
tionen, deren Erträge erst mittel- bis langfristig voll wirksam wer­
den. Unter Berücksichtigung dieser Effekte dürften die gegenüber 
der Arbeitslosigkeit auftretenden Mehrkosten für FuU unter 
Nützlichkeitsgesichtspunkten mehr als ausgegl ichen werden . Da­
bei sind sowohl die individuellen Nutzenaspekte beim Weiterge­
bildeten und ein Gruppennutzen(5] bei den Betrieben als auch 
der Gemeinnutzen beim Staat zu berücksichtigen. Ausgaben, 
auch öffentliche Ausgaben für eine Expansion der Weiterbildung, 
sind damit voll zu rechtfertigen . 

2.4 Beschäftigungseffekte durch Weiterbildung von 
Erwerbstätigen 

Durch die Teilnahme von beschäftigten Arbeitnehmern an FuU­
Vollzeitmaßnahmen (vor allem im Rahmen der Aufstiegsfort­
bildung) werden für die Dauer der Weiterb i ldung Arbeitsplätze 
freigemacht, die zum größten Teil wiederbesetzt werden.(6] 

Selbst wenn davon auszugehen ist, daß diese Arbeitsplätze nur 
zum Teil direkt von Arbeitslosen eingenommen werden (können), 
ergeben sich doch daraus .,Sogeffekte", die zu einer rascheren 
Wiedereingliederung von Arbeitslosen, wenn auch indirekt, füh­
ren. 

2.5 Beschäftigungseffekte du rch den Ausbau der 
Weiterbild u ngs-1 nfrastruk tu r 

Mit den öffentlichen Ausgaben für die Maßnahmekosten (ins­
besondere Lehrgangsgebühren) und der institutionellen Förde­
rung ergeben sich weitere Beschäftigungseffekte, da diese Mittel 
vor allem in die Finanzierung der Einrichtungen und des Weiter­
bildungspersonals fließen . Bei der für 1986 beabsichtigten Er­
höhung der Teilnehmerzahl an FuU-Vollzeitmaßnahmen um 
rund 20 000 bedeutet d ies einen- geschätzten- Beschäftigungs­
effekt beim Weiterbildungspersonal von ca. 2000 Mehreinstellun­
gen. Die tatsächlichen Beschäftigungseffekte werden jedoch an­
gesichts der hohen Zahl 'von nebenberuflichen Lehrkräften sehr 
viel geringer anzusetzen sein. 

2.6 Qualitative Auswirkungen : Innovation und 
Beschäftigung 

Neben der Verbesserung der individuellen Konkurrenzsituation 
durch Weiterbildung liegen deren gesamtwirtschaftlich entschei­
denden Effekte in der Verbesserung der Qualifikationsstruktur 
der Erwerbspersonen und in der insgesamt ansteigenden Qualifi­
kation des Arbeitskräftepotentials. Berufliche Weiterbildung 
zielt damit nicht nur auf den Ausgleich von Qualifikationsdefizi­
ten und -engpässen, wie sie in einzelnen Branchen, Regionen 
und Betrieben immer gegeben sind, sondern auch auf eine grund­
sätzliche und präventive Verbesserung der Bedingungen für eine 
Produktionssteigerung, einschließ! ich der innovatorischen Er­
schließung neuer Beschäftigungsmöglichkeiten. In den Zusam­
menhang der qual itat iven Wirkungen der beruflichen Weiterbil ­
dung gehören auch jene, die zur psychosozialen Stabilisierung 
von (insbesondere Langzeit-)Arbeitslosen beitragen und häufig 

· erst die Grundlage für den fachlichen Qualifikationserwerb sind. 

3 Derzeitiger Ansatz der • 
öffentlichen Weiterbildungsförderung 

Für die aus öffentlichen Mitteln finanzierte berufliche Weiter­
bildung ist die AFG-Förderung von vorrangiger Bedeutung. 

Soweit auf Länderebene Sonderprogramme mit zusätzlichen Mit­
teln entwickelt wurden, werden diese in Anmerkung (7] darge­
stellt . 

Eine weitere Förderung stellt die steuerliche Absetzbarkeit von 
Fortbildungskosten als Werbungskosten bzw. als Sonderausga­
ben (in begrenzter Höhe) dar. Die Steuermindereinnahmen des 
Staates betrugen aufgrundder Sonderausgabenregelung 1985 ca. 
80 Mio. DM. Der Steuerverlust aufgrund der Absetzbarkeit der 
Fortbildungskosten als Werbungskosten ist zwar höher, gemes­
sen an den AFG -Mitteln jedoch gering. 

Nach dem AFG werden derzeit vorrangig arbeitslose Teilnehmer 
gefördert : Von den 409 000 neu in Maßnahmen eingetretenen 
Teilnehmern waren im Jahr 1985 zwei Drittel zuvor ohne Ar­
beit. Von den o. g. Auswirkungen öffentlich geförderter Weiter­
bildung haben deshalb die, die mit der Förderung nicht-arbeits­
loser Tei lnehmer zusammenhängen, derzeit relativ geringe Be­
deutung. 

Die Konzentration der finanziellen Förderung auf d ie Arbeits­
losen erfolgte unter den Auswirkungen der negativen Arbeits­
marktentwicklung und der Defizite in der Haushaltslage des Bun­
des in den 70er Jahren und Anfang der 80er Jahre. ln der FuU­
Förderungspraxis bedeutete dies, daß sich die berufliche Weiter- · 
bildung immer stärker von einem präventiven zu einem kurati­
ven Instrument mit sozialintegrativem Charakter entwickeln 
mußte: Die Teilnehmer der Weiterbildung haben ihre Arbeit ver­
loren und sind den negativen Folgen der Arbeitslosigkeit ausge­
setzt (Demotivation, ger inge finanzielle Mittel, Verlust sozialer 
Bindungen usw.). Die Reintegration dieser Personengruppen mit 
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Hilfe der Weiterbildung stellt deshalb erhebliche zusätzliche An­
forderungen an die Planung und Gestaltung dieses Instruments 
(z. B. durch mehr Beratung, Motivierung und Betreuung der Teil­
nehmer). Arbeitsverwaltung und Anbieterorganisationen können 
diesen Anforderungen nur in sog. Auftragsmaßnahmen nachkom­
men, durch die die Arbeitsverwaltung als Auftraggeber berufli­
cher Bildungsmaßnahmen ihre Subsidiaritätsverpflichtung wahr­
nimmt. Über ihre Finanzierungsfunktion hinaus übernimmt sie 
damit die Verantwortung für Organisation und inhaltliche Gestal­
tung der beruflichen Weiterbildung. 

ln der angestrebten Qualifizierungsoffensive[7], die sich primär 
auf die AFG-Förderung stützt, dominiert der Reintegrationsan­
satz. Auch die 7. Novelle zum AFG bringt vornehmlich solche 
Verbesserungen, die der verstärkten Einbeziehung von Arbeitslo­
sen in die Weiterbildungsförderung dienen, wie z. B. 

die Erhöhung des Unterhaltsgeldes, 

die Einführung eines Teil-Unterhaltsgeides für teilzeitbeschäf­
tigte Arbeitnehmer (bis zum 25. Lebensjahr) und Frauen mit 
Familienpfl ichten, 

die Gewährung von Unterhaltsgeld für Arbeitslosengruppen, 
die wegen nicht ausreichend beitragspflichtiger Vor-Arbeits­
zeiten bisher kein Unterhaltsgeld erhielten 
sowie 

die Gewährung von Einarbeitungszuschüssen auch bei befriste­
ten Arbeitsverhältnissen. [8] 

Der Reintegrationsansatz ergibt sich nicht zuletzt aus der Praxis 
jener Betriebe, die bei betrieblichen Anpassungs- und Umstruk­
turierungsprozessen dazu tendieren, die notwendigen Verände­
rungen der Qualifikationsstruktur ihrer Arbeitskräfte über den 
allgemeinen Arbeitsmarkt vorzunehmen. Das bedeutet, daß nicht 
oder nicht ausreichend qualifizierte Arbeitnehmer entlassen und 
Arbeitskräfte mit der gewünschten Qualifikation auf dem Arbeits­
markt - häufig ohne den gewünschten Erfolg - gesucht werden. 

Damit zeichnen sich Schwierigkeiten und Probleme des Reinte­
grationsprozesses deutlich ab: 

Die auf die Arbeitslosen konzentrierte Förderung schöpft die 
o. g. möglichen Auswirkungen von Weiterbildung nicht aus­
reichend aus. 

Die öffentlich geförderte Weiterbildung der Arbeitslosen er­
folgt primär außerbetrieblich. Die anerkannte Bedeutung 
des Betriebs als Lernort und Beschäftiger arbeitsloser Weiter­
bildungsteilnehmerwird nicht genügend berücksichtigt. [9] 

Für die Arbeitsverwaltung ergeben sich Probleme bei der Mo­
tivierung der Arbeitslosen zur Weiterbildungsteilnahme, der 
Planung und Gestaltung der außerbetrieblichen Maßnahmen 
und der Wiedereingliederung der Weiterbildungsabsolventen. 

Nicht zuletzt die Anstrengungen der Bundesanstalt, im Rahmen 
der Qualifizierungsoffensive verstärkt Betriebe und betriebsnahe 
Einrichtungen für die Durchführung von Weiterbildungsmaßnah­
men für Arbeitslose zu gewinnen, machen auf die Problematik 
des Reintegrationsansatzes aufmerksam. 

Öffentliche Förderungsmittel sollten deshalb nicht erst dort ein­
gesetzt werden, wo Weiterbildung als Instrument der Wiederein­
gliederung unter besonders schwierigen Bedingungen stattfindet; 
es sollten vielmehrdie Ansatzpunkte für eine Förderung verstärkt 
und ergänzt werden, die die präventive Funktion der Weiterbil­
dung[10] hervorheben und damit den Aufwand für die reintegra­
tive Funktion mittelfristig senken können.[11] 

4 Ansätze für eine erweiterte Qualifizierungsoffensive 

Eine Qualifizierungsoffensive, die die oben genannten arbeits­
marktentlastenden und beschäftigungswirksamen Effekte der 
Weiterbildung in stärkerem Umfang nutzen will, muß trotz der 
o. a. Kritik zunächst weiterhin vom Reintegrationsansatz ausge­
hen. Ihm kommt in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit nach wie vor 
Priori'tät zu . · 

Zugleich sind jedoch im Rahmen einer gesamtwirtschaftlich 
orientierten Qualifizierungspolitik öffentliche Mittel - in der 

Form finanzieller Hilfen, als Sach- und Dienstleistungen oder als 
Verbesserung der infrastrukturellen Rahmenbedingungen - ein­
zusetzen, um qualifikationsbedingter Arbeitslosigkeit vorzubeu­
gen. 

Deshalb sollten neben den in unterschiedlichem Ausmaß vo·n Ar­
beitslosigkeit bedrohten und betroffenen Personenkreisen so­
wohl Erwerbstätige als auch Betriebe Adressaten öffentlicher 
Förderung sein . Dennaufgrund der bisherigen Erfahrungen muß 
davon ausgegangen werden, daß sich positive Auswirkungen der 
Förderung der beruflichen Weiterbildung mit dem Ziel der Ent­
lastung des Arbeitsmarktes und der Minderung der Arbeitslosig­
keit in einem quantitativ bedeutsamen Umfang nur indirekt er­
reichen lassen. Unter Beachtung des Subsidiaritätsgrundsatzes 
sind abgestufte Vorgehensweisen vorstellbar, in denen Art, Aus­
maß und Intensität der Förderung so dimensioniert sind, daß sie 
das Weiterbildungsengagement der Individuen und der Betriebe 
für weitere, privat finanzierte Anstrengungen anregen können. 

Dabei ist aber zu beachten, daß je nach Adressat die Anreizsitua­
tionen für eine Weiterbildungsbeteiligung unterschiedlich sind : 
Für einen un- oder angelernten Arbeitnehmer ohne abgeschlos­
sene Schulausbildung wird Lernen in der Regel schwere Arbeit 
sein, für einen Hochqualifizierten hingegen ist Lernen bereits 
heute häufig Teil der Berufsausübung und der Freizeitbeschäfti­
gung. Ebenso ist Weiterbildung für Klein- und Mittelbetriebe in 
vielen Fällen ein erst mit viel Aufwand zu erschließendes Aufga­
benfeld, während sie für einen Großbetrieb schon zu den Routine­
aufgaben zählt. 

Eine der wichtigsten Aufgaben im Bereich der öffentlich geför­
derten Weiterbildung ist es deshalb, die Adressaten- Arbeitneh­
mer und Unternehmen - zu.nächst .. marktfähig" zu machen, 
d. h., sie in die Lage zu versetzen, eigeninitiativ am Weiterbil­
dungsgeschehen teilnehmen zu können. 

Im folgenden werden deshalb Förderungsvorschläge skizziert, 
die auf unterschiedliche betriebliche und außerbetriebliche Rah­
menbedingungen bezogen sind. Zugleich sind dabei auch die Vor­
aussetzungen und Rahmenbedingungen für solche Förderungs­
ansätze, wie z. B. ein weiterbildungsfreundliches Klima und eine 
effiziente Infrastruktur für Weiterbildung zu berücksichtigen. 

4.1 Förderung eines weiterbildungsfreundlichen 
Klimas 

Eine verstärkte Teilnahme an Weiterbildung kann nicht allein 
durch monetäre Hilfen erreicht werden . Soll die Qualifizierungs- · 
offensive erfolgreich sein, so ist zunächst ein Weiterbildungsklima 
zu fördern . 

Dazu gehört zum einen, der Auffassung zu widersprechen, daß 
Lernen eine Angelegenheit der Kinder- und Jugendjahre sei; zum 
anderen ist darauf hinzuwirken, daß die berufliche Weiterbildung 
immer stärker als ein bedeutsames Element der Produktivität 
und des Selbstbewußtseins der Arbeitnehmer in das gesellschaft-
liche Bewußtsein tritt. ' 

Zu einem weiterbildungsfreundlichen Klima gehört, Lernen und 
Arbeiten stärker als bisher aufeinander zu beziehen und mitein­
ander zu verknüpfen. Wie die Planung und Arbeitsvorbereitung 
notwendige Bestandteile eines produktiven Prozesses sind, so sind 
auch der Erhalt und der Ausbau der Qualifikation unerläßlich 
für den Erhalt und Ausbau der Produktivität. Lernen und Arbei­
ten gehören zusammen, Lernen ist Arbeiten. 

Für diese Auffassung gilt es bei A-rbeitnehmern und Unterneh­
mern zu werben . Der Staat sollte diese Auffassung nicht nur 
durch Appelle fördern, sondern in dem von ihm beeinflußbaren 
Bereich durch aktive Beiträge, wie z. B. durch angemessene steu­
errechtliche Regelungen, verdeutlichen. 

Gelingt eine solche Verankerung der Weiterbildung im Bewußt­
sein derjenigen, die den Wirtschaftsprozeß gestalten, nicht, so 
besteht die Gefahr, daß die Teilnahme an Bildungsmaßnahmen 
sich im Bewußtsein der Mehrheit lediglich als .. Ersatzarbeit", als 
Beschäftigungstherapie für jene, die nicht in der Lage sind, einen 
Arbeitsplatz zu finden, festsetzt. Die Gefahr, daß viele Weiter-
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bildungseinrichtungenals .,Wärmehallen" für ,.Arbeitsuntüchtige" 
angesehen werden, ist nicht zu übersehen. Es sollte vermieden 
werden, daß sich die berufliche Weiterbildung in ein öffentlich 
finanziertes, sozialpädagogisches Instrument zur Integration von 
Arbeitslosen einerseits und in ein primär privat finanziertes Sy­
stem des sozialen Aufstiegs für Arbeitsplatzinh.aber andererseits 
auseinanderentwickelt. Dies könnte -_ in mittel- und langfristiger 
Sicht - der Wirksamkeit der Weiterbildung und damit der Ent­
wicklung eines allgemein veränderten Weiterbildungsbewußtseins 
abträglich sein. Auch aus diesem Grunde muß sich eine Weiter­
bildungsoffensive zugleich an diejenigen wenden , die im Erwerbs­
leben stehen und über verhältnismäßig sichere Arbeitsplätze ver­
fügen. 

4.2 Förderung von Arbeitslosen 

Bei der Verstärkung der Förderung von Arbeitslosen muß der 
Grundsatz leitend sein, daß Weiterbildung für bildungsungewohn­
te Teilnehmer, die einen erheblichen Anteil der Arbeitslosen aus­
machen, in der Regel belastender ist als die gewohnte Arbeit. 
Die finanzielle Förderung muß deshalb, deutlicher als bisher, 
über dem Arbeitslosengeldsatz liegen, so daß sich bei den Teil­
nehmern auf freiwilliger Grundlage eine stabile Weiterbildungs­
motivation entwickeln kann. Ziel ist es, mehr Arbeitslose als bis­
her dazu zu bewegen, von sich aus das freie Bildungsangebot im 
Hinblick auf ihre berufliche Wiedereingl iederung Z\J nutzen. 

Mit deutlich höheren finanziellen Anreizen, insbesondere beim 
Unterhaltsgeld (Uhg). könnten mehr Arbeitslose als bisher dazu 
veranlaßt werden, die eigenen Anstrengungen zu verstärken, Bil­
dungsangebote auf dem freien Weiterbildungsmarkt nachzufra­
gen. Dadwrch würde die Arbeitsverwaltung davon entlastet wer­
den, in immer stärkerem Umfange die mit hohem Kosten-, Ar­
beits- und Steuerungsaufwand verbundenen Auftragsmaßnah­
men durchzuführen ; über zwei Drittel der von der Bundesanstalt 
geförderten Neueintritte in Vollzeitmaßnahmen zur beruflichen 
Fortbildung und Umschulung entfielen 1985 bereits auf Auftrags­
maßnahmen. [ 12) 

Mit der Entlastung der Arbeitsverwaltung bei den Auftragsmaß­
nahmen reduzierte sich insbesondere auch das mit diesen Maß­
nahmen verbundene Risiko der arbeitsmarktpolitischen Fehlpla­
nung und -Steuerung. 

Zugleich sollten die dem Subsidiaritätsprinzip verpflichteten 
Auftragsmaßnahmen (§ 33 AFG) auf den Personenkreis konzen­
triert werden, der mit finanziellen Hilfen allein nicht zur Weiter­
bildungsteilnahme motiviert werden kann, wie z. B. Personen 
mit schulischen Defiziten, negativen Lernerfahrungen, traditio­
neller Bildungsabstinenz und psychosozialen Folgen von Lang­
zeitarbeitslosigkeit. Bei den Inhalten, der Organisation und der 
Ausstattung von Maßnahmen für diesen Arbeitslosenkreis ist zu 
beachten, daß das Qualifizierungsziel nur zu erreichen ist, wenn 
stärker als bisher - insbesondere bei Langzeitarbeitslosen - so­
zialpädagogische und sozialintegrative Aufgaben wahrgenommen 
werden; nur so sind z. B. die erhöhten Abbruchquoten bei Lang­
zeitarbeitslosen zu reduzieren. Dazu gehören im einzelnen vor­
bereitende Maßnahmen (Information, Beratung, Motivierung), 
begleitende Aktivitäten ( Lernberatung und zielgruppenspezifi­
sche Betreuung) sowie Hilfen beim Übergang der Weiterbildungs­
tei I nehmer ins Beschäftigungssystem ( Nachbetreuung) . [ 13) 

4.3 Förderung von unmittelbar von Arbeitslosigkeit 
bedrohten Arbeitnehmern im betrieblichen Rah­
men 

Für Arbeitnehmer, die von Entlassung bedroht sind , sollte die 
Weiterbildung noch im betrieblichen Rahmen beginnen, um so 
den Betrieb als Lernort im Hinblick auf eine Verbesserung der 
Vermittlungschancen auf dem Arbeitsmarkt zu nutzen; zugleich 
könnten so die negativen Folgen der Arbeitslosigkeit für die Wei­
terbildungsmotivation und der gesamte Aufwand für eine Wieder­
eingliederung in das Beschäftigungssystem vermieden bzw. ver­
ringert werden . Voraussetzung für die Realisierung dieses Quali­
fizierungsweges ist eine rechtzeitige und konstruktive Zusam-

menarbeit von Arbeitsverwaltung, Betrieb (einschl. Betriebsrat) 
und den Betroffenen unter Berücksichtigung der regionalen Ar­
beitsmarktverhältnisse. Die individuelle Förderung nach dem 
AFG wäre gegebenenfalls durch eine Förderung der betriebli­
chen Qualifizierungsanstrengungen zu ergänzen. Ein Ansatz, der 
die Gefahr von Mitnahmeeffekten weitgehend eindämmt, ist 
hier z. B. die Kombination von Lohnkostenzuschüssen für zeit­
lich befristete Einarbeitung und eine ergänzende außerbetriebli­
che Qualifizierung, w ie sie durch die 7. Novelle zum AFG ermög­
licht wird.(14) 

Bei Klein- und Mittelbetrieben, die in der Regel nicht in der La­
ge sind, ein volles Qualifizierungsangebot durchzuführen, wird 
die Zusammenarbeit mit außerbetrieblichen Weiterbildungsträ­
gern bzw. die Bildung von regionalen Weiterbildungsverbünden 
erforderlich, wie z. B. zwischen Klein- und Großbetrieben oder 
in der Form der Zusammenarbeit eines außerbetrieblichen Trä­
gers mit mehreren Klein- und Mittelbetrieben.(15) 

Darüber hinaus ist auf Konzepte und Vorschläge zu verweisen, in 
denen öffentlich geförderte Weiterbildung für potentiell freige­
setzte Arbeitnehmer im betrieblichen Rahmen eine Rolle spielt, 
wie z. B. 

im .. Arbeitskräftepool" -Konzept für die Werftindustrie[16); 
nach diesem Konzept sollen Produktinnovationen mit ent­
sprechend neuen Fertigungen entwickelt und zugleich für die 
von Arbeitslosigkeit Bedrohten noch im betrieblichen Rah­
men Qualifizierungsmaßnahmen angeboten werden, die ihre 
Einsatzfähigkeit in den neuen Produktbereichen bzw. ihre 
Vermittlungschancen auf dem Arbeitsmarkt verbessern; 

im ,.Grundig-Modell" ; durch ein Qualifizierungsprogramm im 
Rahmen eines Beschäftigungsplanes wird den von Arbeitslo­
sigkeit bedrohten Arbeitnehmern die Möglichkeit geboten, 
sich in zukunftsorientierte Berufe umschulen zu lassen, wo­
bei die Kosten vom Betrieb und der Bundesanstalt für Arbeit 
gemeinsam getragen werden. [ 17) 

Um diese Kooperationen und Modelle zu ermöglichen, anzure­
gen und weiterzuentwickeln, ist die Beratung der Betriebe und 
die Demonstration erfolgreicher Modelle (einschl. ausländischer 
Erfahrungen) erforderlich; entsprechende Beratungskapazitäten 
sind deshalb vorzusehen (vgl. 5.1 ). 

4.4 Förderung von Un- und Angelernten im betriebli-
chen Rahmen 

Der Personenkreis der Un- und Angelernten (Arbeitnehmer mit 
primär betriebsspezifischen Qualifikationen) wird bisher sowohl 
im Rahmen der betrieblichen Qualifizierungsmaßnahmen als 
auch von der AFG-Förderung vernachlässigt. Dieser Personen­
kreis aber ist Arbeitsplatzrisiken in besonderem Maße ausgesetzt. 
Für seine Weiterbildung dürfte deshalb das besondere arbeits­
marktpolitische Interesse, das eine öffentliche Förderung von 
auch im betrieblichen Interesse liegenden Weiterbildungsmaß­
nahmen rechtfertigt (vgl. § 43 Abs. 2 AFG), nicht die Ausnah­
me, sondern die Regel sein. 

Eine öffentliche Förderung betrieblicher Maßnahmen zur Quali­
fi zierung der arbeitsmarktliehen Risikogruppen der Un- und An­
gelernten wäre ein wesentlicher Beitrag für den Ausbau einer 
präventiven Weiterbildung. Zugleich könnten die be­
triebl ichen Bemühungen um die Weiterbildung dieses Personen­
kreises, die in den letzten Jahren in Gang gekommen sind (z. B. 
Lernstatt). unterstützt, beschleunigt und auf Klein- und Mittel­
betriebe übertragen werden . [ 18) 

Im Rahmen einer solchen Förderung könnten z. B. bestehende 
regionale und sektorale .. Facharbeiterlücken" durch Vermittlung 
arbeitsmarktgängiger Qualifikationen gezielt ausgeglichen wer­
den. Für die konkrete Ausgestaltung der Förderung bieten sich 
je nach betrieblichen und regionale.n Bedingungen differenzierte 
Lösungen an, wie z. B. unterschiedliche l$ombinationen betrieb­
licher und außerbetrieblicher Qualifizierung bei Frei- bzw. Teil­
freistellungender Betroffenen und durch Bereitstellung außerbe­
trieblicher Berater und Fortbildungstrainer. 
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Die außerbetriebliche Unterstützung betrieblicher Maßnahmen 
(insbesondere durch Kooperation sowie Dienst- und Sachlei­
stungen) wird in Zukunh noch an Bedeutung gewinnen, da im 
Zusammenhang mit der Einführung neuer Technologien die An­
zahl der Arbeitsplätze abnehmen wird, an denen Un- und Ange­
lernte sich noch unmittelbar im Produktions- und Arbeitsprozeß 
Kenntnisse und Fähigkeiten über ein learning-by-doing aneignen 
könnten. [ 19] 

4.5 Förderung erwerbstätiger Weiterbi ldungsinter-
essenten 

4.5.1 Förderung von Vollzeitweiterbildung 

FuU-Vollzeitmaßnahmen für Erwerbstätige haben, insbesondere 
wenn es sich um Langzeitlehrgänge handelt, einen erheblichen 
Entlastungseffekt für den Arbeitsmarkt, da ein Teil der Arbeits­
plätze der zuvor erwerbstätigen Weiterbildungsteilnehmer wie­
derbesetzt wird, was Arbeitslosen direkt oder indirekt, wenn 
zum Teil auch nur befristet, Beschähigungsmöglichkeiten gibt. 

Im Rahmen der AFG-Förderung werden FuU-Vollzeitmaßnah­
men für zuvor Erwerbstätige in nur geringem Umfang gefördert. 
Die in der Regel der sogenannten Aufstiegsfortbildung zugerech­
neten Maßnahmen gelten arbeitsmarktpolit isch als .. nicht not­
wendig". Dies bedeutet, daß berufsbegleitende Maßnahmen 
Vorrang vor Vollzeitmaßnahmen haben, Unterhaltsgeld nur als 
Darlehen gewährt wird und die Maßnahmekosten nicht in jedem 
Fa ll voll erstattet werden . Diese Förderungsbedingungen einer­
seits, aber auch das Arbeitsplatzrisiko nach einer Weiterbildungs­
teilnahme bei einer Reihe dieser durch die klassische Aufstiegs­
fortbildung erreichbaren Berufe (z. B. Betriebswirt, Techniker) 
haben die Weiterbildung in dieser Form weniger attraktiv werden 
lassen. Nach wie vor gibt es jedoch eine große Anzahl von Wei­
terbildungsinteressenten für die durch Fortbildung erreichbaren 
Posit ionen der unteren und mitt leren betrieblichen Führungs­
ebenen. 

Unter grundsätzlicher Beibehaltung der Kombination von priva­
ter und öffentl icher Finanzierung sollten deshalb unter dem 
Aspekt der Beschäftigungswirksamkeit die öffentlichen Förde­
rungsbed ingungen attraktiver gestaltet werden . Dazu gehört pri­
mär der Verzicht auf den Vorrang von berufsbegleitenden Lehr­
gängen bei Erwerbstätigen ; es sollte den Interessenten freige­
stellt werden, welche Form der Weiterbildung - Vollzeit-, Teil­
zeit- oder Fernunterricht - sie nutzen, zumal berufsbegleitende 
Lehrgänge gegenü.ber Vollzeitmaßnahmen nur dann kostengünsti­
ger sind, wenn unterstellt wird, daß Vollzeitmaßnahmen zu kei­
nen Entlastungseffekten auf dem Arbeitsmarkt führen. Für die 
Höhe der privaten Eigenleistung der Teilnehmer sollten Ober­
grenzen eingeführt werden, um die Verschuldung der Betroffe­
nen in überschaubaren Grenzen zu halten ; dazu könnte auch bei­
tragen, wenn den Teilnehmern ein Teil der Darlehensschuld bei 
erfolgreichem Weiterbildungsabschluß erlassen wird. 

Ein weiterer Ansatz, mehr attraktive und beschäftigungswirksa­
me Vollzeitmaßnahmen für Erwerbstätige einzurichten, könnte 
auch mit Hi lfe längerfristiger Freistellungen der We iterbildungs­
teilnehmer durch die Betriebe erreicht werden . ln der betriebli­
chen Weiterbildung wird bisher auf längerfristige Vollzeitmaß­
nahmen aus arbeitsorganisatorischen und finanziellen Gründen 
weitgehend verzichtet, obwohl es z. B. im Bereich der neuen 
Technologien vielfach erforderlich wäre, Mitarbeiter in länger­
fristigen Vollzeitmaßnahmen rechtzeitig auf veränderte Arbeits­
anforderungen vorzubereiten . 

Längerfristige Vollzeitmaßnahmen im Rahmen einer betriebli­
chen · Freistellung (z. B. im Zusammenhang mit einem Sabbat­
jahr), in Verbindung mit der o. g. Kombination von privaten und 
öffentlichen Leistungen, könnten für zahlreiche erwerbstätige 
Weiterbildungsinteressenten attraktiv sein. 

Auch im Hinblick auf den dringlich erforderlichen systemati­
schen Ausbau der betrieblichen Weiterbildung als Bestandteil ei­
ner mittelfristigen Unternehmensstrategie könnten die so organi­
sierten Maßnahmen - zumindest für eine Übergangszeit- einen 
Beitrag leisten. [20] . 

Zu Finanzierungsaspekten dieses Vorschlags siehe 4.6. 

4.5.2 Förderung von Teilzeitweiterbildung 

Die beschäftigungswirksamen Effekte erscheinen bei der Förde­
rung von Teilzeitmaßnahmen, worunter hier die Kombination 
von Teilzeitarbeit und Teilzeitweiterbildung verstanden werden 
soll, zunächst gering. Durch arbeitsorganisatorische Maßnahmen 
kann in den Betrieben der Bedarf an Neueinsteilungen verringert 
werden . 

Die Komb ination von Arbeit und geförderter Weiterbildung trägt 
jedoch in so besonderem Maße den derzeitigen Arbeitsmarktver­
hältnissen Rechnung und ist zudem so attraktiv, daß- entspre­
chende Akzeptanz seitens der Unternehmen z. B. durch Bereit­
stellung von Aufstiegspositionen für Teilzeitbeschähigte voraus­
gesetzt - diese Weiterbildungsform quantitativ in sehr hohem 
Maße genutzt und damit in erhebl ichem Umfang beschäftigungs­
wirksam werden dürhe. 

Die Kombination von Teilzeitarbeit und Teilzeitweiterbildung ist 
darüber hinaus unter dem Aspekt einer praxisnahen und effizien­
ten beruflichen Weiterbildung positiv zu bewerten. Sie erlaubt, 
Lernen und Arbeiten aufeinander zu beziehen und trägt so schon 
während der Bildungsphase zur Produktivitätssteigerung bei. 

Im Unterschied zu den Formen der recurrent education, des 
periodischen Wechsels von Arbeiten und Lernen, die sich bis­
her nicht haben realisieren lassen, ist d iese Form des ..lebens­
langen Lernens" situationsangemessener. 

Förderungen sind hier in folgenden Formen, auch komb iniert, 
sinnvoll : 

Zahlung eines Teii-Unterhaltsgeldes; dies gilt vor allem für 
Teilnehmer der unteren Einkommensgruppen ; 

Aufstockung der Sozialversicherung bis zur Höhe des- theo­
retischen - Arbeitseinkommens be i Vollerwerbstätigkeit für 
die Dauer der Weiterbildungsteilnahme; 

Übernahme der vollständigen Teilnahmekosten, d . h. Gebüh­
ren, Fahrtkosten usw. 

4.5.3 Steuerliche Anreize 

Steuerliche Anreize zur Förderung der Bereitschaft zur berufli ­
chen Weiterbildung haben drei Ziele : 

Zum einen wird der Gedanke betont, berufliche Weiterbildung 
als zukunhsgerichtete Investition, vergleichbar anderen Kapital ­
investitionen, zu betrachten. 

Zum zweiten werden Arbeitnehmer .. marktfähig" gemacht, in­
dem ihnen sowohl Finanzmittel zur Verfügung gestellt werden 
als auch die freie Wahl unter verschiede,nen Anbietern ermöglicht 
wird. 

Zum dritten wird die öffentliche Hand zu einem erheblichen Teil 
von institutionellen Förderungsverpflichtungen befreit, da die 
Weiterbildungsteilnehmer in den Stand gesetzt werden, den Ver­
anstaltern kostendeckende Gebühren zu zahlen. 

Beschäftigungswirksame Effekte sind einerseits infolge der Stei­
gerung der Attrakt ivität und gesellschaftlichen Anerkennung 
und damit der wachsenden quantitativen Bedeutung beruflicher 
We iterbildung, andererseits durch die Konzentrat ion freiwerden­
der Mittel auf Programme für Problemgruppen, Ansehubfinan­
zierungen usw. zu .erwarten. 

Steuerliche Anreize werden in folgenden Formen vorgeschlagen : 

0 Weiterbildungsinvestitionszulage: Durch eine einmalig auszu-
zahlende Investitionszulage in Höhe eines bestimmten Anteils 
der ind ividuellen Kosten der Weiterbildungsteilnahme kann 
unmittelbar zur Weiterbildung motiviert werden. Die Zulage 
müßte so dimensioniert sein, daß insbesondere ein wesentli ­
cher Anteil der Teilnehmergebühren unabhängig von deren 
Höhe abgedeckt wird, damit nicht nur öffentliche oder ver­
bandlieh geförderte, sondern auch .,freie" Weiterbildungs­
einrichtungen am Wettbewerb teilnehmen können ; darüber 
hinaus anfallende Maßnahmekosten (z. B. Fahrtkosten, Lohn­
ausfall) müssen ebenfalls berücksichtigt werden, da sonst vor 
allem regionale Benachteiligungen auhreten. 
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0 Abzug der Weiterbildungskosten von der Steuerschuld: Die 
geltende Praxis der Absetzbarkeit der Fortbildungskosten als 
Werbungskosten von dem zu versteuernden Einkommen ist­
für untere Einkommensschichten, deren Weiterbildungsbereit· 
schaft zu wecken von besonderem gesamtwirtschaftlichen ln· 
teresse ist, nicht attraktiv : Der Anteil der rückerstatteten 
Fortbildungskosten ist wegen des niedrigen Grenzsteuersatzes 
relativ gering. 

Statt dessen wird vorgeschlagen, Fortbildungskosten bis zu ei· 
nem bestimmten Betrag (3000,- DM pro Jahr) gänzlich von 
der Steuerschuld absetzen zu können . Darüber hinaus anfal· 
Iende Kosten sind nach dem bisher üblichen Verfahren abzugs­
fähig. 

Faktisch handelt es sich dabei um ein ins Steuerrecht verlager­
tes .. Bildungsgutschein"-Modell. 

4.6 Förderung betrieblicher Aktivitäten durch Steuer-
anreize 

Eine vornehmlich Klein· und Mittelbetrieben eingeräumte Mög­
lichkeit, Rückstellungen für Weiterbildungsmaßnahmen zu täti­
gen, würde diese besser als heute in die Lage versetzen, das Quali­
fikationsniveau der Mitarbeiter zu halten und zu erhöhen . Be­
schäftigungswirksam könnten solche Rückstellungen vor allem 
dann werden, wenn aus ihnen auch Zeitarbeitskräfte, die für die 
Dauer der - vollzeitlichen -Weiterbildung der Mitarbeiter ein­
gestellt werden, finanziert werden können. 

5 Infrastrukturelle Voraussetzungen 

5.1 Information und Beratung 

Eine Expansion der Weiterbildung im Rahmen einer Qualifizie­
rungsoffensive, die die Betriebe in besonderem Maße einbezieht, 
muß deren unterschiedliche Möglichkeiten berücksichtigen. Da 
insbesondere Klein- und Mittelbetriebe aus eigener Kraft nicht 
in der Lage sind, den Anforderungen zu entsprechen, die mit der 
Übernahme von Qualifizierungsmaßnahmen verbunden sind, ist 
ihnen ein infrastrukturelles Unterstützungsangebot zu machen . 
Dabei ist in erster Linie an Information und Beratung zu denken, 
die auszubauen sind . Denn heute schon gibt es keine Transparenz 
des - regionalen - Weiterbildungsangebots mehr. Daneben aber 
bedarf es der Beratung über sowie der Demonstration von Lö­
sungen, die funktionieren und über die ausgewertete Erfahrun­
gen vorliegen, z. B. Weiterbildungsverbünden. Denn nur so wird 
es gelingen, Betriebe stärker als bisher als Weiterbildungsträger 
zu gewinnen. 

Es sind deshalb zunächst Übersichten über die regional verfügba· 
ren Weiterbildungsangebote erforderlich, die nicht nur den Wei· 
terbildungsinteressenten dienen, sondern auch dem Beratungs­
personal in den Arbeitsämtern und in den kommunalen Weiter· 
bildungsberatungsstellen, den Betrieben ebenso wie den Anbie­
tern außerbetrieblicher Weiterbildung. 

5.2 Kooperation und Koordination 

Transparenz des Bildungsangebots ist eine wesentliche Grundla­
ge, die Zusammenarbeit der Träger in Gang zu bringen und kon­
tinuierlich zu gestalten sowie die Abstimmung zwischen betrieb· 
Iichen und außerbetrieblichen Weiterbildungsangeboten, die bei 
einer stärkeren Weiterbildungsbeteiligung der Betriebe immer 
dringlicher wird, einzuleiten . Eine solche Kooperation ist auch 
für die außerbetrieblichen Träger von Vorteil, denn die ergänzen­
den betrieblichen Elemente bieten Möglichkeiten für eine ge· 
meinsame effiziente Expansion der Weiterbildung; einem evtl. 
befürchteten Abbau der außerbetrieblichen Weiterbildung wäre 
damit überzeugend entgegenzutreten. 

Koordinierende Funktion für ein solches Forum der Weiterbil­
dungsträger auf regionaler Ebene könnte die Arbeitsverwaltung 
übernehmen, die bereits heute über ein Netz von Beziehungen zu 
Betrieben, Kammern, Gewerkschaften und Arbeitgebern verfügt . 
Im Rahmen dieser regionalen Zusammenarbeit, in der den Kam­
mern - neben der Arbeitsverwaltung-aufgrund ihres Status als 
.,zuständige Stelle" eine gestaltende Rolle zufiele, könnten u. a. 

die Weiterbildungsverbünde zwischen Betrieben und außerbe­
trieblichen Einrichtungen organisiert werden . 

5.3 Förderung nebenberuflicher Weiterbildungs-
formen 

Die Verbindung von Teilzeitarbeit und Teilzeitweiterbildung so­
wie die Schwerpunkterweiterung der Quatifizierungsoffensive 
um die Erwerbstätigen schließt die Förderung und Weiterent­
wicklung von Formen nebenberuflicher Weiterbildung ein. Da­
bei wächst neben den herkömmlichen Formen (Abendveranstal ­
tungen, Wochenendseminaren, Bildungsurlaub) vor allem dem 
Fernunterricht/Fernstudium in Verbindung mit begleitendem 
Unterricht, veranstaltet von den Trägern der auf Direktunterricht 
basierenden Weiterbildung(21). eine größere Bedeutung zu. Für 
den Fernunterricht als Möglichkeit der beruflichen Weiterbildung 
spricht zum einen die Flexibilität, jeder Form der Arbeitsorgani­
sation angepaßt werden zu können . Zum zweiten ist er unabhän­
gig von der regionalen Trägerstruktur verfügbar. Vor allem aber 
liegt das Fernlehrangebot nach Qualitätsgesichtspunkten über­
prüft vor ; es kann also ein bestimmtes Niveau des Angebots kon­
tinuierlich gehalten werden . 

Unter ökonomischen Gesichtspunkten spricht für dieses Weiter­
bildungsangebot, daß mit wachsender Teilnehmerzahl die Ko­
sten pro Teilnehmer im Unterschied zum Direktunterricht sin­
ken. Die Ausweitung der Weiterbildung auf größere Arbeitneh­
mergruppen wird voraussichtlich nur unter Einbeziehung des 
Fernunterrichts finanzierbar. 

Anmerkungen 

[ 1] Eine ähnliche Verpflichtung für staatliches Handeln enthält auch § 1 
AFG: ,.Die Maßnahmen nach diesem Gesetz sind im Rahmen der 
Sozial- und Wirtschaftspolitik der Bundesregierung darauf auszurich­
ten , daß ein hoher Beschäftigungsstand erzielt und aufrecht erhalten, 
die Beschäftigungsstruktur ständig verbessert und damit das Wachs­
tum der Wirtschaft gefördert wird" . 

[2] Vgl. dazu : .,Der Arbeitsmarkt in der Bundesrepublik Deutschland in 
den Jahren 1985 und 1986" . in: MittAB 4/85, S. 414f. Bei den 
10000 Teilnehmern an FuU-Vollzeitmaßnahmen im Jahre 1985 
( 1986: 11 000), die die registrierte Arbeitslosigkeit nicht entlasten , 
handelt es sich in der Regel um Personen, die vor der Weiterbildungs­
teilnahme der .,stillen Reserve" zugerechnet wurden; zu diesen ver­
deckt Arbeitslosen gehören nicht-erwerbstätige, aber auch nicht als 
arbeitslos ausgewiesene Personen, die jedoch bei ausreichenden Ar­
beitsmöglichkeiten eine Beschäftigung aufnehmen würden, z. B. ver­
heiratete Frauen und Jugendliche. 

[3] Vgl. dazu IAB-Kurzbericht : .,Abbau individueller Arbeitslosigkeit 
durch berufliche Weiterbildung" vom 17.10.1985. 

[4] Vgl. Spitznagel, E.: Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen: Entlastungs­
wirkung und Kostenvergleiche. in: MittAB 1/85, S. 20 ff. 

[5] Zum Begriff des Gruppennutzens, s. Urteil des Bundesverfassungsge­
richts zum Ausbildungsplatzförderungsgesetz vom 10. Dez. 1980, 
Az : 2 BvF 3/77. 

[6] Über genaue Ersatzquoten liegen bisher keine empirischen Belege 
vor. Es wird angenommen , daß ca. zwei Drittel der vorher beschäf­
tigten Teilnehmer an Bildungsmaßnahmen ersetzt werden. Vgl. 
Schmid, G.: Zur Effizienz der Arbeitsmarktpolitik: ein Plädoyer für 
einen Schritt zurück und zwei Schritte vor. IIM / LMP 82-3 Wissen­
schaftszentrum Berlin 1982. 

[7] Im September 1985 hat die Bundesregierung alle am Arbeitsmarkt 
Beteiligten, vor allem die Spitzenverbände der Wirtschaft und die 
Gewerkschaften zu einer Qualifizierungsoffensive aufgerufen. in der 
beruflichen Weiterbildung wird ein wichtiges Instrument zum Abbau 
von Arbeitslosigkeit gesehen , das sowohl den Interessen der Arbeit­
nehmer als auch den Belangen der Beschäftiger dient. Insbesondere 
die im Zusammenhang mit dem technischen Wandel sich abzeichnen­
den qualitativen Ungleichgewichte auf den regionalen Arbeitsmärkten 
sollen mit Hilfe der beruflichen Weiterbildung ausgeglichen werden 
(vgl. Dienstblatt Rd.Erl. 50/86 der Bundesanstalt für Arbeit vom 
21 .02.1986) . Für eine entsprechend verstärkte Nutzung der berufli­
chen Weiterbildung im Rahmen der 7. Novelle zum AFG (ab 
01.01.1986) sind deshalb für 1986 im Haushalt der Bundesanstalt 
rund 760 Mio. DM Mehrausgaben vorgesehen . Diese Mittel werden 
von der BA nur als flankierende Hilfe für die Qualifizierungsoffen­
sive angesehen, die ansonsten von der Wirtschaft selbst ausgehen unp 
getragen werden müßte (vgl . Handelsblatt vom 28.10.1985). Von 
seiten der Beschäftiger werden die finanziellen Mittel der BA bisher 
als die zentrale Finanzierungsmasse für die Qualifizierungsoffensive 
betrachtet . Die aktive Rolle der Betriebe wird in der primär auf die 
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Arbeitslosen konzentrierten Förderung vor allem als Durchführungs­
träger für Auftragsmaßnahmen der Arbeitsämter oder als Organisator 
von Qualifizierungen im Rahmen von bezuschußten Einarbeitungs­
verhältnissen gesehen ... Der Betrieb wird nicht durch zusätzliche Ko­
sten belastet. Das Arbeitsamt erstattet alle notwendigen Sach- und 
Personalaufwendungen . Das Arbeitsamt sorgt auch für die finanzielle 
Unterstützung der Teilnehmer an einer Qualifizierungsmaßnahme". 
(Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände: Qualifizie­
rungsoffensive und Hilfen der Arbeitsämter - Hinweise zur Durch­
führung von beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen in Betrieben, 
Köln 1986, S. 2.) · 

Das starke publizistische Echo, das durch die Ankündigung der Quali ­
fizierungsoffensive ausgelöst wurde, steht bisher in keinem Verhältnis 
zu den zur Verfügung stehenden finanziellen Mitteln und den sich 
bisher abzeichnenden praktischen Initiativen . Auch bei den Ländern 
sind nur wenige nennenswerte Ansätze vorhanden: 

ln Berlin wurde ein Qualifizierungsprogramm mit differenzierten 
Maßnahmen beschlossen, für dessen erste Stufe (1986-1990) 
40 Mio. DM aufgebracht werden sollen. Das Programm ist an den 
Prinzipien der Betriebsnähe und Subsidiarität orientiert und geht 
davon aus, daß die Initiative für die Qualifizierung bei der Wirt­
schaft liegt. Öffentliche Hilfen sollen nur als Anschubhilfe, als 
Hilfe zur verstärkten Selbsthilfe gegeben werden (Vgl. Senator für 
Wirtschaft und Arbeit: Programm zur Förderung der Weiterbil­
dung in Berlin, 1. Stufe des Qualifizierungsprogramms, Senats­
vorlage 1985; Fernandes-Stacke, M. : Berlin braucht mehr Wett­
bewerb. Qualifizierungsoffensive heißt ein ehrgeiziges Vorhaben 
des Senats. ln : Der Tagesspiegel vom 30.03.1986, S. 46). 

Im Rahmen einer Beschäftigungsinitiative der Niedersächsischen 
Landesregierung wird u. a. die Weiterbildung von Berufsanfän­
gern in Teilzeitbeschäftigung auf Kauen des Landes gefördert. 
Teilzeitbeschäftigte Berufsanfänger erhalten dazu seit 01 .10.1985 
Weiterbildungsgutscheine, mit denen sie ihre Freizeit für berufs­
bezogene Weiterbildung und zum Erwerb zusätzlicher Qualifika­
tionen nutzen können. Es wird sowohl die Teilnahme an Bil ­
dungsmaßnahmen im Bereich der beruflichen Fortbildung als 
auch im Bereich der Allgemeinbildung gefördert. Das Gutschein­
heft, das einen Wert von 2400,- DM, bei Maßnahmen mit staat­
lich anerkanntem Abschluß sogar bis zu 4500,- DM darstellt, be­
rechtigt zur Teilnahme an bis zu fünf Bildungsveranstaltungen für 
eine Dauer von zwei Jahren nach Beginn der Teilzeitbeschäfti­
gung (vgl. Beschäftigungsinitiative der Niedersächsischen Landes­
regierung. Hannover, Dezember 1985, S. 9 ff und Anlage 3). 

Darüber hinaus sind Anstrengungen im Rahmen der Qualifizierungs­
offensive angekündigt, z. B. in Baden-Württemberg; in anderen Bun­
desländern gibt es Aktivitäten zur Qualifizierung von Arbeitslosen, 
die aber in keinem unmittelbaren Zusammenhang zur Qualifizie­
rungsoffensive stehen , wie z. B. in Harnburg (Stiftung Berufliche Bil­
dung - Arbeitslosenbildungswink), in Bremen (Weiterbildungsgut­
scheine für Arbeitslose) oder in Hessen (Projekt .. Arbeit und Bildung 
statt Sozialhilfe" für junge Arbeitslose unter 25 Jahren ohne abge­
schlossene Berufsausbildung). 

[8) Vgl. dazu im einzelnen die Neuregelung der 7. Novelle zum AFG im 
Bereich der Weiterbildungsförderung. in : BMA ( Hrsg.): AFG -Weg­
weiser durch das Arbeitsförderungsgesetz. Bann, Januar 1986. 

[9) Nur sieben Prozent der Anpassungsfortbildung und 16 Prozent der 
Umschulung werden in Betrieben durchgeführt (vgl. dazu lAB-Kurz­
bericht: .. Abbau individueller Arbeitslosigkeit durch berufliche Wei­
terbildung" vom 17.10.1985). 

[10) Der Reintegrationsansatz ist mit Aussagen des AFG (z . B. § 47 
Abs. 3), in denen eine präventive Weiterbildung verlangt wird, kaum 
zu vereinbaren. 

[11) ·Dies bedeutet , daß die Unternehmen verstärkt Weiterbildung für ihre 
Mitarbeiter betrieblich und außerbetrieblich durchführen müssen . 
.. Noch nicht ein Drittel der Unternehmen, die Personalmangel bei 
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sich feststellen, geht mit eigenen Qualifizierungsanstrengungen dage­
gen vor." (Senator für Wirtschaft und Arbeit : Programm zur Förde­
rung der Weiterbildung in Berlin , 1. Stufe des Qualifizierungspro­
gramms, Senatsvorlage 1985, S. 8.) 

[12) Vgl. Bundesanstalt für Arbeit: Statistik über Teilnehmer an Maßnah­
men zurberuflichen Fortbildung, Umschulung und betrieblichen Ein­
arbeitung, Berichtsjahr 1985, Nürnberg, März 1986. 

[13) Vgl. dazu im einzelnen Sauter, E., u. a.: Berufliche Weiterbildung 
und Arbeitslosigkeit. Bildungsmaßnahmen im Auftrag der Arbeits­
ämter. Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.) : Berlin 1984 (Mate­
rialien und statistische Analysen zur beruflichen Bildung. Heft 47, 
S. 31 ff). 

[14) Wegen der Gefahr von Mitnahmeeffekten ist die öffentliche Förde­
rung von Maßnahmen, die unmittelbar oder mittelbar vom Betrieb 
getragen werden oder im überwiegenden Interesse des Betriebes lie­
gen nach dem AFG ( § 43,2) nur möglich, wenn ein .. besonderes ar­
beitsmarktpolitisches Interesse " vorliegt. Erfahrungen und Ergebnis- · 
se aus der Begleitforschung zum .. Arbeitsmarktpolitischen Programm 
der Bundesregierung für Regionen mit besonderen Beschäftigungs­
problemen von 1979", durch das auch betriebliche Weiterbildungs­
anstrengungen über den Rahmen des AFG hinaus öffentlich gefördert 
wurden, zeigten, daß sich die Mitnahmeeffekte nicht wesentlich von 
analogen Fällen der Investitionshilfen beim Sachkapital unterschie­
den; die Mitnahmeeffekte erschienen in diesem Zusammenhang so 
lange nicht allzu bedenklich, wie deutlich .. Zusatzeffekte" (z. B. bei 
der Qualität der Maßnahme oder bei der Anzahl der Weiterbildungs­
teilnehmer) durch die öffentliche Förderung erzielt werden konnten 
(vgl. Mendius, H. G., u. a.: Qualifizierung im Betrieb als Instrument 
der öffentlichen Arbeitsmarktpolitik. München 1983, S. 375). 

Auch im Rahmen der Qualifizierungsoffensive erscheint eine öffent­
liche Förderung von betrieblichen Weiterbildungsanstrengungen un­
umgänglich, wenn die hier angestrebten Zusatzeffekte, nämlich Wei­
terbildung von Arbeitslosen, unmitt-elbar von Arbeitslosigkeit Be­
drohten sowie von Un- und Angelernten mit hohem Arbeitsplatzrisi­
ko im Betrieb, erreicht werden sollen. Dies kommt auch in den von 
der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände herausge­
gebenen .. Hinweisen zur Durchführung von beruflichen Qualifizie­
rungsmaßnahmen im Betrieb" zum Ausdruck (vgl. dazu Anmer­
kung [7)}. 

[15) Vgl. Hälterhoff, H. : Qualifikationsoffensive im Betriebsverbund. In : 
Der Arbeitgeber, Nr. 20/85 , S. 773 ff. 

(16) Vgl. Drewes, C./Lipsmeier, A. : Erwachsenengerechte Aus- und Wei­
terbildung im ArbeitskräftepooL ln: Zeitschrift für Berufs- und Wirt­
schaftspädagogik, 7/83, S. 483ft. 

(17) Informationsdienst Weiterbildung des DIHT, Nr. 6/85, S. 6 . 

(18) Vgl. Markert, W.: Die Lernstatt . Ein Modell zur beruflichen Qualifi­
zierung von Ausländern am Beispiel der BMW AG . Bundesinstitut 
für Berufsbildung (Hrsg .) : Berlin 1985 (Berichte zur beruflichen Bil­
dung, Heft 79). 

[19[ ln diesem Zusammenhang ist auch auf die Weiterentwicklung über­
betrieblicher Bildungsstätten zu Technologie-Transferzentren zu ver­
weisen, die ohne öffentliche institutionelle Förderung kaum möglich 
sein wird (vgl. Glaser, W./Filter, W. : Finanzierung überbetrieblicher 
Berufsbildungsstätten. Der eingeschlagene Weg muß weiterverfolgt 
werden. ln: Deutsches Handwerksblatt , Nr. 6/86, 21 . März 1986, 
s. 30-32) . 

[20) Die Weiterbildung des betriebl ichen Führungsnachwuchs - durch 
betriebliche Lehre und darauf aufbauende berufliche Weiterbildung­
muß als Alternative zu weiterführenden staatlichen Bildungsgängen 
verstanden werden, die auch bei rückläufiger-demographischer Ent­
wicklung im Rahmen der betrieblichen Weiterbildung erfolgen sollte. 
Vgl. DIHT (Hrsg.): Berufs- und Weiterbildung 1984/85, Bann 1985, 
s. 79f). 

[21) Solche Zusammenarbeit gibt es mit den Volkshochschulen Wupper­
tal, Hannover, Fürth u. a . 

"Ausbildungsordnungsforschung" im BIBB 

ln von der Deutschen Forschungsgemeinschaft im Rahmen 
ihres Schwerpunktprogramms "Verwendungszusammenhänge 
sozialwissenschaftlicher Ergebnisse" geförderten Projekt der Ber­
gischen Universität, Wuppertal, wurde in den Jahren 1984/85 
die sozialwissenschaftliche Wissensverwendung bei der dem BI,BB 
obliegenden - und in dessen Hauptabteilung 3 angesiedelten -

Vorbereitung zur Erstellung von Ausbildungsordnungen unter­
sucht. Obwohl die Erkenntnisse aus dieser Untersuchung primär 
im theoretischen Kontext der in den Bereich der Wissenschafts­
soziologie gehörenden "Verwendungsforschung" interessieren, 
ist natürlich durch den konkreten, empirischen Bezug zum BIBB 
und zur sogenannten Ausbildungsordnungsforschung auch ein 
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Interesse aus dieser Richtung zu erwarten . Diesem Interesse soll 
mit dem nachstehenden Untersuchungsbericht Genüge getan 
werden. [1] 

Der Ansatz der "Verwendungsforschung" 

Die Wahl des BIBB als Objekt der Untersuchung ergab sich aus 
bestimmten Annahmen, die in der sogenannten Verwendungs­
forschung (vgl. dazu BECK/BONSS 1984) eine Rolle spielen . 
Der Verwendungsforschung- hier in theoretischer Beschränkung 
auf den Bereich der Sozialwissenschaften- geht es um die Frage, 
wie - auf welche Weise, in welchen Metamorphosen - wissen­
schaftliche Erkenntnisse oder Ergebnisse in die soziale Praxis ge­
raten und dort genutzt ("verwendet" oder "angewandt") wer­
den. (Dahinter wiederum steht, jenseits der bloßen analytischen 
Deskription, auch die normative Fragestellung, ob und wie die­
ser Prozeß des Wissenstransfers - den man mit einigem Mut als 
Vorgang der Rationalisierung der Gesellschaft durch ihre Wissen­
schaft verstehen kann - zu verbessern ist. Im übrigen versucht 
die Soziologie mit solcher Forschung, ihre verunsicherte Identität 
wiederzugewinnen.) Diese Fragestellung als solche enthält also 
die konstitutive Annahme einer aus der Gesellschaft ausdifferen­
zierten Sphäre ("System") der Wissenschaft, die sich ganz pau­
schal als "handlungsentlastetes" Feld gesellschaftlich funktiona­
ler Arbeit beschreiben läßt (vgl. LUHMANN 1970, S. 253) . Aus 
dem bei der Verwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse not­
wendig werdenden Überschreiten der Grenze zwischen Wissen­
schaft und gesellschaftlicher "Praxis" erwächst nämlich erst das 
eigentliche Problem und Thema der Verwendungsforschung. 

Der" Verwendungszusammenhang" der 
institutionellen Ressortforschung 

Diese- systemische- Differenzierung zwischen der Wissenschaft 
und dem gesellschaftlichen "Rest" ist allerdings keineswegs das 
einzige Axiom, unter dem die Verwendungsforschung steht. Eine 
weitere zentrale, für die Verwendungsforschung fruchtbar zu 
machende Unterscheidung kann sich an Habermas ( 1981) anleh­
nen, der die Divergenz zwischen sozialen Systemen und der -
(noch) nicht "systemifizierten" - "Lebenswelt" hervorgehoben 
hat. Für die Verwendungsforschungsfragestellung ergibt sich dar­
aus eine paradigmatische Unterscheidung zwischen Alltagswissen 
"in den Köpfen" der Menschen und institutionalisiertem Wissen 
in der gesellschaftlichen Praxis (außerhalb der Wissenschaft) und, 
damit verbunden, die naheliegende Hypothese, daß sich die Ver­
wendung wissenschaftlichen Wissens unterschiedlich darstellt, 
je nachdem, ob es in Alltagswissen und -handeln oder in institu­
tionalisierte Sozialkontexte einfließt. Aus dieser Hypothese re-. 
sultiert, daß die generelle Analyse von Wissensverwendung dop­
pelgleisig erfolgen muß und die Ergebnisse des einen "Gleises" 
nicht ohne weiteres auf das andere übertragbar sind . 

Zwei zentrale gesellschaftliche (Sub-)Systeme - oder institutio­
nalisierte Sozialkontexte - "außerhalb" der Wissenschaft bilden 
die Wirtschaft und die Politik (vgl. dazu in Kürze: LUHMANN 
1970, S. 154ft. undS. 204ft.) . UnterdemGesichtspunkt der Ver­
wendungsforschungsfragestellung sind diese beiden Praxis-Berei­
che dadurch ausgezeichnet, daß sie ihr angewandtes wissenschaft­
liches Wissen nicht ausschließlich aus dem ausdifferenzierten -
"akademischen" - Wissenschaftssystem beziehen, sondern sich 
zudem, bei unterschiedlicher Verbindung zur akademischen Wis­
senschaft, eigene wissenschaftliche Subsysteme entwickelt und 
installiert haben : in einem Fall die lndustrieforschung, im ande­
ren Fall die sogenannte Ressortforschung (Ressorts = Ministe­
rien) . 

Die politische Ressortforschung, um die es hier gehen soll, sieht 
sich erstens ausdrücklich als angewandte oder anwendungsorien­
tierte Wissenschaft, und dies impliziert, zweitens, eben deshalb 
eine gewisse Einschränkung der mit akademischem Wissen ver­
bundenen (s. Art. 5 Abs. 3 GG) Autonomie und Freiheiten. ln 
einer offiziellen Definition (für den Bereich der Bundespolitik) 
besteht die Aufgabe der Ressortforschung darin, "für die Bundes­
regierung wissenschaftliche Grundlagen für ihre politischen und 

administrativen Aufgaben zu erarbeiten. (. .. ) Den Ressortfor­
schungseinrichtungen ist ein bestimmtes, auf die Ziele bzw. Auf­
gaben der sie tragenden Bundesressorts ausgerichtetes Aufgaben­
feld zugewiesen. Die Ergebnisse dienen der politischen Entschei­
dungsfindung, tragen auch zur Erweiterung des allgemeinen wis­
senschaftlichen Kenntnisstandes bei , und kol)1men auch den Ziel­
gruppen der jeweiligen Bundesministerien zugute. Die Forschung 
vollzieht sich immer im Rahmen eines bestimmten Ressortauf­
trags. ( . .. ) Die Ressortforschungseinrichtungen haben sich stets 
den aktuellen Erfordernissen der Bundespolitik anzupassen." 
(BUNDESBERICHT FORSCHUNG 1984,37 f.) 

Untersuchungsthema: 
Ausbildungsordnungsforschung im BIBB 

Im thematischen Rahmen institutionalisierter Verwendung so­
zialwissenschaftlichen Wissens sollte das BIBB mit seiner der Vor­
bereitung von Ausbildungsordnungen dienenden "Ausbildungs­
ordnungsforschung" (in H 3) einen empirischen Untersuchungs­
fall abgeben. 

Bei dieser Wahl spielten, abgesehen von pragmatischen Erwägun­
gen, wie etwa der des Feldzugangs, die folgenden Überlegungen 
eine Rolle : 

Das BI BB gehört in den nicht-akademischen Bereich der Res­
sortforschung. Das heißt, seine Wissenschaftlichkeit ist gegen­
über akademischer Wissenschaft verkürzt durch eine seine Ar­
beit prägende Anwendungsbezogenheit. Andererseits ist ein 
deutlicher Bezug zur akademischen Wissenschaft vorhanden, 
wie etwa die Bezeichnung als "Institut" und der Selbstver­
ständnisbegriff der Ausbildungsordnungsforschung zeigen 
(vgl. auch RONGE 1982, 13) . 

Daß das BIBB keine Ressortforschungseinrichtung im engeren 
Sinne ist : nämlich - als selbst rechtsfähige Körperschaft sui 
generis - nicht unmittelbar einem Ressort nachgeordnet ist, 
sondern auf eigener gesetzlicher Grundlage (BerBiFG) be­
ruht und dem Ressort (BMBW) nur rechtsaufsichtlich unter­
stellt und fiskalisch zugeordnet ist, stellt für den Untersu­
chungszweck kein Problem dar. (2] Im Gegenteil : Auf diese 
Weise stand - bei im Vergleich zur "richtigen" Ressortfor­
schungseinrichtung etwas geringerer Praxis-Determination -
zu erwarten; daß die Grenzproblematik Wissenschaft- "Pra­
xis" sozusagen mitten im BIBB verläuft und besonders ausge­
prägt und erkennbar sein müßte. 

Im Unterschied zu der im Wissenschafts-Politik -Verhältnis 
üblichen tiefen Zäsur zwischen beiden Bereichen [3], durch 
die die politische Entscheidung sich von ihrer wissenschaftli­
chen Entscheidungsvorbereitung "dezisionistisch" freizuma­
chen im Stande ist (vgl. dazu die geradezu klassische Analyse 
von HABERMAS 1968), besteht im ausgewählten Bereich 
der Ausbildungs"ordnung" ein ungewöhnlich enger Konnex 
zwischen der entscheidungsvorbereitenden Forschung (im 
BIBB) und der politisch-rechtlichen Normierung in Form von 
Rechtsverordnungen. Auf diese Weise sind im vorliegenden 
Fall Wissensproduktion und -verwendung besonders dicht an­
einander gekoppelt und deshalb auch überhaupt mit den Mit­
teln einer Fallstudie empirisch rekonstruierbar. 

BI SB-bezogene Fragestellungen 

Während es in einer wissenschaftssoziologischen Analyse des 
BI BB darum geht, wie dessen Arbeit an der Grenze zwischen 
Wissenschaft und Gesellschaft (speziell deren Subsystemen Poli­
tik und Wirtschaft) funktioniert, geht es in einer wissenschafts­
politischen Fragestellung darum, wie funktional die Arbeit des 
BIBB - für das vorgegebene Problem der Erstellung und Revi­
sion von Ausbildungsordnungen im Kontext dynamischer wirt­
schaftlich-technologischer Entwicklung - ist und worauf diese 
Funktional ität beruht. Unter dem letztgenannten Gesichtspunkt 
besitzt unsere Untersuchung im Hinblick auf das BIBB - sozu­
sagen nebenbei - einen evaluativen Aspekt, der sich auf die tat­
sächliche Leistung des Instituts und deren Bedingungen richtet. 
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Die - das Projekt unmittelbar leitende - wissenschaftssoziolo­
gische Fragestellung läßt sich etwa folgendermaßen differenzie­
ren: 

Wo und wie schneiden sich im BI BB , der Institution an der 
Grenze, die Systemsphären von Wissenschaft und .,Praxis"? 

ln welchem Ausmaß und wie tangiert bzw. modifiziert der 
unmittelbare Bezug zur Politik die wissenschaftliche Arbeit 
des bzw. im BIBB? Und umgekehrt : ln welchem Ausmaß und 
in welcher Weise kommt in der politiknahen Arbeit des BIBB 
wissenschaftliche Erkenntnis zum Tragen?(= eigentliche Fra­
gestellung der Verwendungsforschung) 

Welchen Erkenntniswert bietet die BIBB-Aktivität im Ange­
sicht fehlender Modelle einer .. angewandten Sozialwissen­
schaft"? Wie funktioniert dieses ,.Modell" konkret, welche 
Probleme gibt es dabei? 

Die Untersuchungsanlage im Detail 

Der Fragestellung entsprechend beschränkte sich die Untersu­
chung auf den zentralen Aufgaben- und Tätigkeitsbereich in der 
Hauptabteilung 3, die Vorbereitung von Ausbildungsordnungen. 

Das Erkenntnisinteresse richtet sich dabei nicht auf Fragen der 
Organisation, sondern auf die eigentliche Tätigkeit bzw. Leistung 
der Hauptabteilung. 

Dementsprechend wurden 

in mehrfachen, längerf; istigen Aufenthalten im BI BB 

anhand der Projektakten 

unter Ergänzung durch zahlreiche Interviews mit den Projekt­
beteiligten 

5 Ausbildungsordnungsprojekte im Hinblick auf die skizzierte 
Frageste I Iu ng rekonstruiert . 

Ergänzend wurden projektübergreifend qualitative Interviews mit 
einer Reihe von Sachverständ igen geführt, die aufgrund ihrer No­
mination durch Sozialparteien oder Fachverbände in Ausbil ­
dungsordnungsprojekten des BIBB tätig waren. 

Die Projekte waren in Kooperation mit der Hauptabteilungslei­
tung so ausgewählt worden, daß mit ihnen das Tätigkeitsspektrum 
der Hauptabteilungsarbeit bzw. Ausbildungsordnungsforschung 
möglichst repräsentativ abgebildet wird . 

Die ausgewählten fünf Projekte lassen sich mit Blick auf unsere 
Fragestellung in aller Kürze folgendermaßen skizzieren: 

Das erste Projekt sollte einen vorhandenen Ausbildungsberuf 
neu ordnen. Es war nach inzwischen siebenjähriger Laufzeit 
zur Untersuchungszeit noch nicht abgeschlossen. 

Im zweiten Projekt, das nach drei Jahren Laufzeit mit einem 
wissenschaftlichen Entscheidungsvorschlag vorläufig abge­
schlossen (und später wieder aufgenommen) wurde, ging es 
insbesondere um eine Entscheidung darüber, ob eine Ausbil­
dungs- oder eine Fortbildungsordnung (letztere für bereits im 
Beruf stehende Personen) erstellt werden sollte. 

Ziel des dritten, seit fünf Jahren laufenden Projekts war die 
Neustrukturierung eines Feldes mit über vierzig miteinander 
verwandten Berufen/Ausbildungen mitdem Ziel neuer Berufs­
schnitte und einer drastischen Verringerung der Zahl der Be­
rufe/ Ausbildungen. 

Das vierte Projekt, das die Kreierung eines neuen Ausbildungs­
berufs zum Ziel hatte, wurde nach fünf Jahren Laufzeit wäh­
rend der Untersuchungszeit mit dem Erlaß einer Ausbildungs­
ordnung abgeschlossen. 

Das fünfte Projekt wurde nach elfjähriger Laufzeit beim Be­
ginn unserer Untersuchung abgeschlossen. Es hatte die Neu­
ordnung eines bestehenden Ausbildungsberufsfelds zum Ziel 
und unterschied sich von allen anderen untersuchten l?rojek­
ten darin, daß dem Ordnungsverfahren keine spezielle For­
schungs- und Entwicklungsphase vorgeschaltet worden war . 

Die folgende Berichterstattung unserer gewonnenen Erkenntnisse 
konzentriert sich auf wenige, wesentliche Punkte. 

Das Phasenmodell der Erstellung von 
Ausbildungsordnungen 

Der gesamte Vorgang der Ausbildungsordnungserstellung ist in 
unserem Fragenzusammenhang durch folgende Fixpunkte cha­
rakterisiert : 

1) Die Ausbildungsordnung als solche hat, rechtlich gesehen, 
den Charakter einer Rechtsverordnung; sie wird durch den 
zuständigen Bundesminister förmlich erlassen. 

2) D ie gesamte Aktivität des BI BB in diesem Bereich stellt sich 
(qua Gesetz) somit als Vorbereitung für den Ausbildungsord­
nungserlaß dar. 

3) Die historische Entwicklung des Ausbildungsordnungswesens 
ist durch zunehmenden Einbezug wissenschaftlicher Erkennt­
nisse geprägt. Einen ,.Meilenstein" in dieser Entwicklung bil ­
det das Berufsbildungsgesetz von 1969, dem das BI BB auch 
seine Existenz in der heutigen Form verdankt (ursprünglicher 
Name : Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung (BBF) ). 
Mit diesem Gesetz wurde eine wissenschaftliche Grundlegung 
des Ausbildungsordnungswesens verpflichtend eingeführt. 

4) Begründet aus der Geschichte der Ausbildungsordnungen, in 
der der Staat mit seinem Recht erst relativ spät eine Bühne 
betrat, die durch die wirtschaftlichen .,Sozialparteien" bereits 
besetzt war, hat sich die Bundesregierung dahingehend selbst 
verpflichtet, daß Ausbildungsordnungserlasse nur - und im­
mer - dann erfolgen, wenn darüber Konsens der Sozialpar­
teien (im übrigen , aus Kompetenzgründen, auch der Bundes­
länder) erzielt worden ist. Die- weitgehendstaufdas BIBB 
verlagerte- Vorbereitung von Ausbildungsordnungen besteht 
deshalb neben der Einbeziehung wissenschaftlicher Erkennt­
nisse in der Beförderung und Herstellung dieses ,.politischen" 
Konsenses, ohne den keine Ausbildungsordnung zustande 
kommt. Das spezifische Zusammenspiel zwischen staatlicher 
Rechtsetzung und deren sozial-politischer Bedingtheit resul ­
tiert in einem ungewöhnlich engen Zusammenhang von, ja 
fast nahtlosen Übergang zwischen politischer Entscheidung 
und deren Vorbereitung durch das BIBB. 

Diese diversen Charakteristika der Ausbildungsordnungserstel­
lung aufnehmend, wurde durch eine Bund-Länder-Vereinbarung 
sowie einen Beschluß des Hauptausschusses des BIBB (in dem al­
le relevanten Kräfte der .,Praxis" repräsentiert sind) ein Verfah­
rensmodell installiert. ln diesem Modell werden mehrere Phasen 
unterschieden. Für unseren Zusammenhang interessiert davon 
vornehmlich die Unterscheidung des eigentlichen Ordnungsver­
fahrens von einer diesem normalerweise vorzuschaltenden For' 
schungs- und Entwicklungsphase. 

Dieses Phasenmodell ist in zweifacher Hinsicht von Interesse : 
Zum einen markiert es sozusagen im organisatorischen Binnen­
bereich des BIBB in der Zeitdimension die Grenzlinie zwischen 
denjenigen gesellschaftlichen Großsphären, an deren Nahtstelle 
das BIBB als Ressortforschungseinrichtung lokalisiert ist. 

Im Hinblickaufunsere Fragestellung mußte es darum gehen fest­
zustellen, wie diese Grenze zwischen Wissenschaft und .,Praxis" 
institutsintern gestaltet ist, wobei davon auszugehen war, daß 
die systemische Grenze nicht einfach in die Organisation hinein 
übernommen werden kann, weil dies die Einheit der Organisation 
sprengen müßte. 

Zum anderen mußte die Detailgestaltung des Phasenmodells zei­
gen, in Weise wissenschaftliche und .,praktische" Inputs 
in den Ausbildungsordnungsprozeß eingehen und ineinandergrei­
fen. 

Einen wichtigen Indikator in diesem Zusammenhang bilqet die 
Initiative zur Erstellung einer neuen (oder Revision einer bereits 
bestehenden) Ausbildungsordnung. In dieser Hinsicht kommen 
beide Möglichkeiten vor : die Initiative seitens des BIBB - und 
d. h. eher aus zur Praxis drängender wissenschaftlicher Erkenntnis 
heraus (wozu auch die Erkenntnis zählt, daß wegen wirtschaft­
lich-technologischen Wandels eine neue oder veränderte Ausbil­
dungsordnung zweckmäßig oder erforderlich sei); und die Initia ­
tive seitens der Wirtschaftsverbände - was, wenn nicht bereits 
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ein Konsens der Beteiligten vorliegt , in der Regel einen Ruf an 
die Wissenschaft impliziert, das Ihre zur Rationalisierung beizu· 
tragen . 

Die Tatsache, daß auf die Forschungs· und Entwicklungsphase 
auch verzichtet werden kann - dann nämlich, wenn di e sozio· 
ökonomischen Parteien sich einig sind -, indiziert den engen 
Zusammenhang zwischen wissenschaftlicher Erkenntnis und 
praktischem Interessenkonsens oder ·kompromiß und den sub­
sidiären Stellenwert der Wissenschaft in diesem Zusammenhang. 

Schließlich erweist sich die Konzeption der Phasendifferenzie­
rung im Hinblick auf unser Erkenntnisinteresse insofern als fak­
tisch begrenzt, als auch innerhalb des späteren, eigentlichen Ord­
nungsverfahrens durchaus noch Aktivitäten vorkommen, die als 
wissenschaftlicher Input zu qua lifizieren sind. In diesem Zusam· 
menhang spielen d ie Sachverständigen eine zentrale Rolle, durch 
die expertiseher Input in das Ausbildungsordnungsverfahren ein­
geht. Bei diesem Input verbinden sich allerdings Expertise und 
sozio-ökonomische Interessen geradezu intrinsisch, weil die Sach­
verständigen zumeist zugleich Verbandsvertreter sind . 

Nimmt man, wie es wohl der Realität entspricht, die sogenann­
ten Eckwerte zum zentralen Dreh- und Angelpunkt des gesam­
ten Ausbildungsordnungsverfahrens - die Forschungs· und Ent­
wicklungsphase soll zu einem wissenschaftlich begründeten Eck­
wertvorschlag führen; sind die Eckwerte e inmal von allen Betei­
ligten, Staat und Wirtschaftsparteien, akzeptiert und förmlich 
beschlossen , dann determinieren sie alle weiteren Inhalte -, so 
kann man die Forschungsaktivitäten genau daraufhin unterschei­
den : vor dem Eckwertebeschluß geht es um deren wissenschaft­
liche Fundierung; aber auch für die danach einsetzende Umset· 
zung und Ausarbeitung der Eckwerte ins Detail bedarf es wissen­
schaftlicher Inputs- allerdings in bezugauf .,kleinere Fragen" 
und auf Fragen, für die der Sachverstand oft eher· in der Praxis 
(in der praktischen Ausbildungspädagogik z. B.) als in der Wis· 
senschaft zu suchen ist . 

Das Verfahrensmodell der 
Forschungs- und Entwicklungsphase 

Die zumindest prinzipielle Gle ichförmigkeit der vielen Ausbil­
dungsprojekte hat dazu geführt, daß sich gewisse einheitliche 
Handlungsmuster herausgebildet haben. Deren Normierungsge­
halt ist allerdings nicht besonders groß, da die einzelnen Ausbil­
dungsordnungsprojekte andererseits auch wieder sehr singuläre 
Züge aufweisen. Mit entsprechend ambivalentem Charakter zwi­
schen Induktion und Deduktion hat sich im BI BB ein Verfahrens­
modell für die Forschungs- und Entwicklungsphase herausgebil­
det. 

Obwohl die Forschungs- und Entwicklungsphase dem eigentli­
chen Ausbildungsordnungsverfahren - regelmäßig- vorgeschal ­
tet ist, stellt sie nicht unbedingt den wirklichen Beginn des ge­
samten Ordnungserstellungsprozesses dar . Davor liegen vielmehr 
in der Regel Ordnungsanträge oder -vorschläge von seiten der 
Wirtschaftsverbände oder der Kammern oder auch Initiativen 
des BIBB, aufgrundderen der zuständige Minister dem BIBB die 
Weisung zur Eröffnung eines Ordnungsverfahrens erteilt . Die 
dann in der Regel eingefügte förmliche Forschungs- und Entwick­
lungsphase , die vom Hauptausschuß beschlossen werden muß, 
hat ein eindeutig definiertes Ziel : einen wissenschaftlich begrün· 
deten Vorschlag für die sogenannten Eckwerte der geplanten 
Ausbildungsordnung zu erbringen, d. h. zur Dauer der Ausbil­
dung, zur Berufsbezeichnung, zum Berufsbild, zu Struktur und 
Inhalten der Ausbildung. (Aus dieser definierten Zielsetzung 
folgt im Umkehrschluß, daß bei bereits vorhandener Einigung 
der Beteiligten auf bestimmte Eckwerte eine Forschungs- und 
Entwicklungsphase überflüssig ist.) 

Was in der Forschungs- und Entwicklungsphase dann passiert, 
hängt davon was an einschlägigen wissenschaftlichen Erkennt­
nissen - woher auch immer - vorhanden ist bzw. verfügbar ge­
macht werden kann. Je weniger vorhanden ist , um so mehr muß 
das BIBB- der Projektleiter- selbst empirisch tätig werden . Je 

mehr vorhanden ist, um so stärker reduziert sich die Forschungs­
und Entwicklungsphase auf die Zusammenstellung und - eck­
wertebezogene- Umsetzung vorhandener Erkenntnisse. Von da­
her ist der für die Forschungs- und Entwicklungsphase modellier­
te Dreischritt von Problemaufriß, Fallstudien und .,repräsentati· 
ven", d . h. die Erkenntnisse von Fallstudien verallgemeinernden, 
Tätigkeitsanalysen nichts anderes als ein mehr oder weniger 
strenger Handlungsleitfaden, wie er sich aus der Erfahrung heraus 
als zweckmäßig ergeben hat. 

Im übrigen ist dabei auch offengelassen , ob und in welchem Aus­
maß über den Projektleiter hinaus Forschungskapazität eingesetzt 
wird . 

Von den fünf Ausbildungsordnungsprojekten unserer Untersu­
chung wiesen vier eine förmliche Forschungs- urid Entwicklungs­
phase auf; bei einem Projekt konnte vom BIBB auf vorhandene 
Analysen der betroffenen - bezeichnenderweise sehr konsistent 
strukturierten - Branche zurückgegriffen werden, was eine For­
schungs- und Entwicklungsphase entbehrlich machte. Die Va­
rianz dessen, was förmlich als Forschung deklariert wird, ist an­
sonsten ganz erheblich und zeigt sich auch schon in den wenigen 
von uns untersuchten Projekten : 

ln einem Neuordnungsprojekt, auf das sich Minister und Wirt­
schaftsverbände grundsätzlich geeinigt hatten , wurde ein 
Forschungsauftrag nach außen an e in kommerzielles Sozial­
forschungsinstitut vergeben, nachdem zwischen dem BIBB­
Projektleiter und einem der beteiligten Interessenverbände 
ein Dissens über das Forschungskonzept bestand . 

Man kann hier von einer gesteigerten Neutralisierungsstrate­
gie sprechen : Sollte eigentlich das BIBB selbst die interessen­
neutrale instanzder Wissenschaft repräsentieren, so zeigt sich 
hier ein Bedürfnis seitens der Praxis nach neutraler Wissen­
schaft jenseits des BIBB . (Es geht hier nicht darum, diesen 
Vorgang zu bewerten.) 

Für den Projektleiter ergab sich anschließend die Aufgabe, 
die so gewonnenen , wenig anwendungsbezogenen wissen­
schaftlichen Erkenntnisse in Eckwertvorschläge umzusetzen ­
etwas, dem sich das beauftragte Forschungsinstitut unter Be­
rufung auf seine begrenzte, wissenschaftliche Funktion aus­
drücklich verweigert hatte. 

In einem Projekt zur Vorbereitung eines neuen Ausbildungs­
berufs, dem nur eine Reihe von unzulänglichen Ausbildungs­
ordnungsentwürfen der betroffenen · Wirtschaftsverbände zu­
grunde lagen, wurde das Forschungsmodell nahezu buchsta­
bengetreu realisiert: mit Betriebsbegehungen und Experten­
gesprächen und einer anschließenden größeren schriftlichen 
Betriebsbefragung. 

Von außerordentlicher Komplexität war die Forschungsphase 
in einem Projekt, das zum Ziel hatte, einen ganzen Berufsbe­
reich mit über vierzig Berufen/ Ausbildungen ausbildungsmäßig 
neu zu ordnen und dabei die Zahl der Berufsausbildungen 
drastisch zu verringern. 

ln diesem Projekt lag so 'viel sozio-ökonomischer Zündstoff, 
daß die Forschungsphase zwangsläufig stark politisiert werden 
mußte, was sich u. a . in der Einbeziehung von nahezu zwei ­
hundert Sachverständigen in den Forschungsprozeß dokumen­
tierte . 

Der Forschungsprozeß in einem Projekt, bei dem es auf Anre­
gung einzelner Fachverbände um die Konzipierung eines völ­
lig neuen Ausbildungsberufs ging, begann mit einer großen 
Expertenrunde, in der zunächst die diversen Vorstellungen im 
Hinblick auf diesen neuen Beruf gesammelt wurden. Daneben 
erfolgten einige Betriebsbegehungen und Expertengespräche. 

Die Forschungsphasen erreichen oft eine mehrjährige Dauer, wo­
bei diese Dauer ihrerseits durch wissenschaftsexterne Prozesse 
mitbestimmt werden kann . So können z. B. -wie in einem unse­
rer Untersuchungsprojekte der Fall - Eckwerteinigungsprozesse 
der Wirtschaftsverbände parallel zum Forschungsprozeß und un­
abhängig von ihm erfolgen und dann die wissenschaftliche Ar­
beit sozusagen leerlaufen lassen, deren Telos ja auf eben diese 
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Eckwerte gerichtet ist. Durch derart .,politische Interventionen" 
kann etwa auch der vorzeitige Abbruch einer Forschungsphase 
erreicht werden. 

Der Projektleiter in der 
Ausbildungsordnungsforschung 

Für das BIBB bilden die einzelnen Ausbildungsordnungsverfah­
ren jeweils Projekte, die in der Regel von einem wissenschaftli· 
chen Mitarbeiter geleitet werden, wobei zusätzlich es Personal 
und damit auch Projektgruppen möglich sind. Die Projektbear­
beitung richtet sich immer auf das gesamte Ordnungsverfahren 
und damit alle darin anfallenden Aufgaben, wissenschaftliche 
wie nicht-wissenschaftliche. Es besteht also keine personelle 
oder gar organisatorische Ausdifferenzierung der wissenschaftli­
chen Arbeit innerhalb des Instituts. 

Im Hinblick auf unsere Fragestellung der Umsetzung, des Trans­
fers, wissenschaftlichen in .,praktisches" Wissen ist diese Struk­
tur bemerkenswert : Die Systemgrenze, an der das BIBB angesie­
delt ist, setzt sich also nicht ins Innere des Instituts fort, son­
dern ist dort aufgehoben . Es ist der einzelne Mitarbeiter, der in 
seiner Funktion und Person den .,Verwendungszusammenhang" 
des wissenschaftlichen Wissens herstellt. Das soziologische ln.ter­
esse muß sich folglich auf die damit kreierte Berufsrolle und de­
ren Übernahme durch die Individuen richten . 

Mit dem Begriff der .,Ausbildungsordnungsforschung" ist diese 
Berufsrolle zu normieren versucht worden (vgl. SCHM IDT 1982). 
Dabei besteht die Schwierigkeit, die Arbeit im BI BB gegen eta­
blierte Berufsrollen abzuheben und zu stabilisieren: einerseits 
gegen den akademischen Wissenschaftler, der sich der Praxis ge­
genüber gleichgültig verhalten kann und soll; andererseits gegen 
eine Rolle, die sich aus hoheitlichen und politischen Elementen 
zusammensetzt und die für den Bereich der .,regulativen Verwal­
tung" typisch ist. Das Charakteristische der BIBB-Arbeit wird 
demgegenüber gerade in der intrinsisch verbundenen Kombina­
tion von Wissenschaft mit Praxisbezug und dem Einsatz von Wis­
senschaft zum politischen Zweck der sozio-ökonomischen Inter­
essenvermittlung gesehen (vgl. R ICK 1982). 

Dabei gibt t;S zwei .,Fronten", an denen die Aufgabe der Rollen­
normierung sich zu bewähren hat: einerseits geht es um das nach 
außen zu vertretende Selbstbild der Institution; andererseits be­
darf es intern der Sozialisation des rekrutierten Personals, die je­
denfalls dann ein Umlernen impliziert, wenn der Mitarbeiter mit 
akademischer Primärsozialisation in das Institut eintritt . 

Die in unserer Untersuchung ursprünglich angenommene Hypo­
these, daß die angesichts etablierter ausdifferenzierter Wissen­
schaft eigentlich zu unterstellende Unvereinbarkeit wissenschaft­
licher und politisch-praktischer Handlungsnormen (siehe An­
merkung (3]) sich beim Mitarbeiter des BIBB als psychische Be­
lastung oder in Schwierigkeiten bei der Rollenübernahme aus­
wirken müßte, hat sich nicht bestätigt . Von Ausnahmefällen ab­
gesehen gelingt offenbar eine hohe Identifikation der Mitarbei­
ter mit dem Institut und seiner besonderen, die akademische 
Ausdifferenzierung wieder aufhebenden Funktionsbestimmung. 

Bei einer Zwischenposition der geschilderten Art macht es eigent­
lich keinen Sinn, würde sich das BIBB oder würden sich die Mit­
arbeiter dann doch der einen oder anderen Seite stärker verbun­
den fühlen oder gar zurechnen. · Die Besonderheit der Position 
.,an der Grenze" zwischen Wissenschaft und Politik-Praxis und 
der Funktion der Vermittlung und des Transfers zwischen bei­
den Sphären würde damit ja unterminiert . Gleichwohl bestehen 
solche Tendenzen - aus offensichtlich pragmatischen Erwägun­
gen heraus. Dabei erscheint die Gegenläufigkeit charakteristisch, 
mit der dies geschieht: Während die Institutionsleitung ein ln­
stituts-P R vertritt, das eher auf Zugehörigkeit zur Wissenschaft -
bei deutlicher Unterscheidung von akademischer Wissenschaft­
abzielt, setzten sich die Mitarbeiter, mit denen wir bei unserer 
Untersuchung in Kontakt kamen, eher von Wissenschaft ab: 
nämlich von uns als deren akademischen Vertretern, und kehr­
ten gerade ihre Praxisbeziehung und -nähe (und -kompetenz) 

hervor. Seide .,Strategien" haben unseres Erachtens ihre Berech­
tigung, definieren nur aus pragmatischen Gründen andere Fron­
ten . Das Vorkommen beider - gegenläufigen - Identifikations­
richtungen hebt die Grenzposition des BIBB und seiner Ausbil­
du ngsord nu ngsvorbereitu ng geradezu hervor. 

Praktischer Sachverstand und politische Interessen 

Angesichts der geschilderten Position und Funktion des BIBB 
an der Nahtstelle zwischen Wissenschaft und Praxis wäre es ver­
fehlt, das Institut als Einflußfeld verbandspolitischer Interessen 
darzustellen und dies (aus akademischer Warte) negativ zu be­
werten. Diese Einflußnahme ist gerade funktional notwendig. 
Mit dem Heranführen von Wissenschaft an die Praxis, mit dem 
Aufgeben der Bedingung ihrer .,Handlungsentlastung", kehrt 
.,Praxis" ein - und zwar in immer doppelter Manier : als Sach­
verstand der Praxis (nicht-wissenschaftliches Wissen) und Inter­
essiertheit (vgl. dazu B ECK 1982) . Letzteres erfolgt natürlich in 
ganz besonderem Maßeangesichts des Praxisfelds, um das es hier 
geht: Arbeit im (kapitalistischen) Betrieb; denn dieses Feld ist 
durch einen strukturellen Interessenantagonismus geprägt, der 
immer vyieder über Kompromisse zu entschärfen versucht wird. 

Die für unsere Gesellschaftsordnung charakteristische Staat-Öko­
nomie-Beziehung, in der der Staat sich- auf eine .,ordnungspoli­
tische" Formel verkürzt - gegenüber den sozio-ökonomischen 
Interessenten, die sowohl im Betrieb aufeinandertreffen als auch 
überbetrieblich organisiert sind, weitgehend neutral verhält (Re­
spektierung der Tarifautonomie), mußte sich auf die Ausbil­
dungsordnungserstellung und das damit befaßte BI BB unmittel­
bar auswirken. Institutionell drückt sich das in der Zusammen­
setzung des Hauptausschusses deutlich aus. Aus dieser Konstella­
tion heraus begründet sich die .,zurückhaltende" Haltung des 
Ordnunggebers .,Staat", nämlich seine Bedingung, daß sich die 
sozio-ökonomischen Parteien geeinigt haben müssen, bevor eine 
Ausbildungsordnung als staatliches Recht erlassen wird. Ebenso 
folgt daraus, daß .,Praxis" für das BI BB ein komplexes Feld dar­
stellt: nämlich sowohl staatlich-politische Praxis (und hierbei 
Bund und Länder, Verwaltung und Bildungswesen) als auch -
und vor allem- wirtschaftsverbandliehe Praxis (mit ihrem Anta­
gonismus) einschließt. Schließlich folgt aus diesem Praxisfeld 
notwendigerweise auch eine nicht aufzuhebende Vermischung 
von Sachverstand und politisch-ökonomischem Interesse, die 
sich insbesondere in den am Verfahren beteiligten Sachverstän­
digen personell äußert. 

Diese Praxiskonstellation der Vermischung von .,Wahrheit und 
Interesse" begründet aber auch die besondere Aufgabenbestim­
mung, mit der das BI BB Wissenschaftserkenntnisse .,verwendet" : 
nämlich immer auch, ja in erster Linie zum Zwecke .der Über­
windung eventueller I nteressenantagonismen, d. h. in Richtung 
auf die Erzielung von Konsens unter antagonistischen Interes­
senparteien in der jeweiligen Sache. Im Selbstverständnis des 
BIBB wurden dafür die Begriffe von Forschung und Makeln er­
funden - und zwar als Aspekte eines Tuns, einer Berufsrolle 
(vgl. SCHMI DT 1982, S. 225) . Dabei mögen sich unterschiedliche 
Schwergewichte in einzelnen zeitlichen Phasen der Arbeit erge­
ben (siehe die Ausdifferenzierung der Forschungs- und Entwick­
lungsphase). Wichtig ist, daß keine markante Differenzierung 
beider Arbeitsaspekte erfolgt: weder organisatorisch noch perso­
nell. 

Verwendung sozialwissenschaftliehen Wissens 

Die unsere Untersuchung besonders motivierende Frage nach 
der Verwendung sozialwissenschaftliehen Wissens in der .,Praxis" 
ist als solche zu speziell, um für das BI BB von Interesse sein zu 
können. An dieser Stelle wird deshalb davon abgesehen. Was dar­
an für das BIBB von Belang sein kann, ist die dabei implizierte 
Frage, inwieweit überhaupt disziplinär bestimmtes Wissenschafts­
wissen in die Ausbildungsordnungsforschung eingeht. 

Das Ergebnis unserer Untersuchung in dieser Hinsicht besteht 
darin, daß die Ausbildungsordnungsforschung- d. h. die Arbeit 
in diesem Bereich des BIBB- in dem Sinne multidisziplinär ist, 



72 V. Ronge/D. Heine; .,Ausbildungsordnungsforschung" im BIBB BWP 3/86 

daß spezifische disziplinäre Inputs zwar in die Vorbereitung von 
Ausbildungsordnungen eingehen, aber auch darin so aufgehen, 
daß eine disziplinäre Rekonstruierbarkeit von Wissensverwen­
dung hier enden muß. ln dem Maße übrigens, in dem cjas BIBB 
auf externe Arbeits- oder Qualifikationsforschungsergebnisse 
zurückgreifen kann, ist die disziplinäre Differenzierung, die für 
das akademische Wissenschaftssystem prägend ist, bereits dort 
aufgehoben, d. h., ist bereits diese akademische Forschung anwen­
dungsorientiert. 

Dem entspricht, daß sich die Mitarbeiter des BIBB auch dann 
nicht als Sozialwissenschaftler (oder gar Soziologen) verstehen 
- was ihre Tätigkeit angeht -, wenn sie als solche ausgebildet 
worden sind. 

Diese Aufhebung der wissenschaftsspezifischen Differenzierung 
in Disziplinen beim Übergang des Wissens in die soziale Praxis, 
die ja diese Differenzierung nicht kennt und kennen kann, er­
scheint als durchaus logisch. Die für uns relevante Erkenntnis be­
steht darin, daß es die Ressortforschungseinrichtung des BIBB 
bzw. der Mitarbeiter in Ausbildungsordnungsprojekten ist, die 
bzw. der diese Aufhebung leistet. 

Zusammenfassung 

Im Hinblick auf die Ressortforschung (in Ressortforschungsein­
richtungen) lauten die Erkenntniss.e des Falles .,BIBB" (hier : 
Ausbildungsordnungsforschung): 

1) Eine gewisse Spiegelung der Systemgrenze, an der das BIBB 
lokalisiert ist, nach innen ist in Form der zeitlichen Ausdifc 
ferenzierung einer Forschungs- und Entwicklungsphase zwar 
vorhanden ; diese Differenzierung ist aber weder zwingend, 
noch sauber durchgeführt . 

2) Weder organisatorisch, noch in den Handlungsrollen besteht 
eine Ausdifferenzierung von wissenschaftlicher und nicht­
wissenschaftlicher Arbeit im BI BB. 

3) Die Formel der Einheit von Forschen und Makeln, mit der 
seitens des BIBB eine Identitätstindung versucht wird, trifft 
also die Realität recht gut. 

4) Die Forschung im BIBB (in diesem Bereich!) ist deutlich 
.,fremd-bestimmt" und subsidiär : Bezugspunkt und Erfolgs­
maßstäbe stammen aus der .,Praxis", in der das Wissen stark 
von Interessen durchsetzt ist, die in diesem Fall prinzipiell ant­
agonistisch sind. Das Telos der Forschung ist deshalb hier: 
Erzeugung von Konsens, ohne den es nicht zu staatlich sank­
tionierten Ausbildungsordnungen kommt. 

5) Die Ausdifferenzierung (und Rekonstruierbarkeit) nicht nur 
von Sozialwissenschaft(en) , sondern jeglicher Disziplinen, w ie· 
sie in der akademischen Wissenschaft als Strukturprinzip vor­
handen sind, endet sozusagen auf dem Weg des Wissens in die 
Praxis beim BIBB- d. h. an einer Stelle, die, zur Institution 
.,verdichtet", genau an der Grenze der Wissenschaft zur Gesell­
schaft liegt. Dies ist offenbar der Preis für die .,Anwendung" 
von wissenschaftlichen Erkenntnissen. 

Der Wissenschaftsbegriff im Kontext unserer Untersuchung 

Es ist unserem soziologischen Wissenschaftsverständnis (vgl. da­
zu LUHMANN 1970, S. 232 ff.) zli verdanken, daß wir mit einem 
Verständnis dessen, was im BIBB gesch ieht, keine Schwierigkei­
ten haben. In einem solchen Verständnis wird Wissenschaft nicht 
(ausschließlich oder in erster Linie) über apriorische Definitio­
nen (z. B. als Wahrheitssuche) bestimmt - denen gegenüber die 
vorfindliehe Realität sozusagen strukturell als defizient erschei­
nen muß-, sondern in erheblichem Maße über soziale Zuschrei ­
bungen, nach dem (vereinfachten) Muster : Wissenschaft ist, was 
in einer Gesellschaft als solches deklariert wird -, wobei natür­
lich Selbst- und Fremdbilder zusammenkommen immer 
ganz zur Deckung zu kommen). Im vorliegenden Zusammenhang 
erfolgt die wichtigste Zuschreibung über die Berufsrollennormie­
rung : Die Arbeit im BIBB gilt im Funktionskreis gesellschaftli­
cher Arbeit als wissenschaftliche - und hier stimmen Selbstbild 

und Fremdbild (wozu etwa der gesetzliche Auftrag gehört) eini­
germaßen überein. 

Mit einem solchen konzeptionellen Ansatz wird ab ovo der Feh­
ler vermieden , Wissenschaft mit akademischer Wissenschaft 
gleichzusetzen, d. h. sie darauf zu beschränken. Das BIBB arbei­
tet wissenschaftlich, leistet Wissenschaft an seine Umwelt : einen 
(besonders komplexen) Sektor sozialer Praxis. Aber es unter­
scheidet sich dabei -aus funktionalen Gründen- von akademi­
scher Wissenschaft und darf deshalb auch nicht an dieser gemes­
sen werden, sondern nur an seiner spezifischen Funktion. 

Mit diesem Ansatz entsprechender empirischer Aufgeschlossen­
heit hat sich uns in der .,Ausbildungsordnungsforschung" eine 
Wissenschaft gezeigt , die, weil sie an der Nahtstelle zur sozialen 
Praxis steht und den Transfer wissenschaftlichen Wissens dort­
hin leisten soll, Charakteristika aufweist, ohne die es unmöglich 
wäre, daß der ansonsten übliche Hiatus zwischen politisch-recht­
licher Entscheidung und ihrer wissenschaftlichen Vorbereitung 
im Fall der Ausbildungsordnungserstellung als fast aufgehoben 
erscheint. 

Die Balance, die das BIBB zu halten hat, ist schwierig: w ie könn­
te das an dieser sozialen Stelle anders sein . Daß das Halten der 
Balance möglich ist, hängt wohl nicht zuletzt von zwei Dingen 
ab : Erstens dem Vorhandensein einer gewissen- 'eine Berufsrol­
lenspezifizierung ermöglichenden - Größenordnung ("krit ische 
Masse") und zweitens dem regelmäßigen -und deshalb routini­
sierbaren- AufgabenanfalL 

Anmerkungen 

[1) Das Interesse ist letztlich eines der Selbstverständigung im Arbeits­
bereich des BIBB. Ich darf an dieser Stelle an einen früheren Beitrag 
von mir zu solcher Selbstverständigung im BIBB erinnern : RONGE 
19B2. 

[2) Im Hinblick auf die Interpretation des BIBB als Einrichtung der 
Ressortforschung kann auf die Behandlung dieses Instituts im 
rungsoffiziellen "Bundesbericht Forschung" (1984) verwiesen wer­
den. Dort wird das BI BB unter der Rubrik " Bundesanstalten und an­
dere Einrichtungen der Ressortforschung des Bundes" aufgeführt, 
die in ihrer Untergliederung den Ressorts der Bundesregierung folgt . 
Gezählt wird das BIBB hier zum " Geschäftsbereich" des Bundesmi­
nisters für Bildung und Wissenschaft (BMBW) . Die institutionelle Be­
schreibung des BIBB lautet dann (ebd ., 220) : 

"Bundesunmittelbares rechtsfähiges Institut im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft". 

[3) Beispielhaft seien zwei Formulierungen des Gegensatzes zwischen 
Politik (als Praxis) und Wissenschaft zitiert- denen zu folge es eigent­
lich so etwas wie Ressortforschung gar nicht geben dürfte : 

" ln einem entscheidenden Aspekt sind politische Kriterien den wis­
senschaftlichen Kriterien diametral entgegengesetzt. Letztes Krite­
rium fü r eine wissenschaftliche Aussage darf nur die Richtigkeit sein , 
und Richtigkeit bedeutet hier die objektiv zutreffendste 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt, und objektiv bedeutet dabei wieder­
um, daß aufgrund einer für jeden Fachmann nachzuvollziehenden 
Vorgehansweise unter den gegebenen Bedingungen der Befund ver­
bindlich ist. Wichtigstes Kriterium bei politischen Verläufen ist da­
gegen die Wirkung einer Aussage bzw. einer Handlung." (SCHEUCH 
1985, 11) 

" Die Vernünftigkeit der Politik besteht darin, das gesamtgesellschaft­
liche Zusammenleben von Menschen verbindlich zu ordnen und zu 
sichern. Die Vernünftigkeit der Wissenschaft dagegen beruht darauf, 
daß sie im Wege methodisch-rationalen Wirklichkeit 
b ilden und womöglich zu erklären versucht. 

Aus diesen qualitativ ganz verschiedenen Rationalitätsprinzipien fol­
gen jeweils verschiedene Zielorientierungen und verschiedene Modali­
täten von Praxis: Die Politik handelt , um Wirkungen im gesellschaft­
lichen Raum zu erzielen . Die Wissenschaft dagegen betrachtet die 
Dinge um der Wahrheit willen. (. . . ) Wissenschaft, die unmittelbar 
auf Wirkungen abzielt und ,Erkenntnisse' nur im Hinblick auf dieses 
Ziel liefert, bezeichne ich als Ideologie, und d . h.: zugleich korrum­
pierte Wissenschaft und Teil einer korrumpierten Politik." (MATZ 
1985, 8 f.) 
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Schriftliche Prüfungsaufgaben entwickeln, 
auch in programmierter Form 
Einige Vorschläge für die Praxis 

Der Beitrag enthält in Kurzfassung einige Gedanken und Vor­
schläge aus dem .,Leitfaden für die Entwicklung schriftlicher 
Prüfungsaufgaben ": 

Ziel ist, die Qualität bei schriftlichen Prüfungsaufgaben zu ver­
bessern. Möglichst viele Aufgaben sollen den Qualitätsmerkma­
len Praxisbezug, Veranschaulichung, Verständlichkeit und Erpro­
bung gerecht werden. Diese Merkmale werden begründet. Mit 
Aufgabenbeispielen werden dann einige Vorgehansweisen skiz­
ziert, mit deren Hilfe Aufgaben formuliert werden können, die 
diesen Anforderungen entsprechen. Abschließend wird vorge­
schlagen, die Aufgabenqualität mit Hilfe von Qualitätsstandards 
zu kontrollieren. 

Die folgenden Vorschlägesind einer ausführ! ichen Arbeitshilfe [ 1) 
entnommen, sie wenden sich unmittelbar an alle, die schriftliche 
Aufgaben für Prüfungen und für Lernerfolgskontrollen entwik­
keln uoo einsetzen. Die Vorschläge beziehen sich auch auf Auf­
gaben in programmierter Form. Auf die häufig diskutierte Fra­
ge, ob denn herkömmliche oder programmierte Aufgaben oder 
eine Mischform vorzuziehen sei, wird jedoch nicht eingegangen . 
Mindestens genauso wichtig wie diese Frage ist es, die im vorlie­
genden Beitrag skizzierten Qualitätsmerkmale und Formulie­
rungsgrundsätze bei der jeweils verwendeten Aufgabenform in 
die Prüfungspraxis umzusetzen. 

A. Das Ziel: Qualitätsverbesserung bei 
schriftlichen Prüfungsaufgaben 

Prüfungsaufgaben sind vielfacher Kritik ausgesetzt. Es reicht 
daher nicht aus, eine ausreichende Zahl von Prüfungsaufga­
ben zu erarbeiten - es sollten auch Aufgaben sein, die einer 
solchen Kritik standhalten können. Ihre Qualität zu verbes­
sern bedeutet, Qualitätsanforderungen für Prüfungsaufgaben 
festzulegen und die Aufgaben so zu entwickeln, daß möglichst 
viele Aufgaben diesen Anforderungen gerecht werden. Hier 
werden vier Qualitätsmerkmale ausgewählt (s. Schaubild 1), 
die bei einzelnen Aufgaben und bei Aufgabensätzen erfüllt 
werden sollen. 

B. Der Weg: Vorgehen, um vier Qualitätsmerkmale 
verstärkt zu berücksichtigen 

I. Qualitätsmerkmal .. Praxisbezug"[2) 

An erster Stelle wird ein Qualitätsmerkmal genannt, das mit 
dem Inhalt der Aufgabe zu tun hat : Auch schriftliche Prü-

Schaubild 1: Qualitätsanforderungen an Prüfungsaufgaben 

II. 

\II . 

Die Qualitätskontrolle von 

DD 
DD 

Einzel­
aufgaben 

I D 
D 
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Aufgaben­
sätzen 

fungsaufgaben sollten sich in ausreichendem Maß auf die zen­
tralen Leistungen beziehen, die in der betrieblichen Praxis bei 
der Berufsausbildung und auch der Berufsausübung verlangt 
werden. [3) Ausbilder klagen häufig, daß die Berufsausbil­
dungs- und Berufsausübungspraxis am Arbeitsplatz auf der ei­
nen Seite und Prüfung wie Prüfungsvorbereitung (besonders 
für die schriftliche Prüfung) auf der anderen Seite .. unter­
schiedliche Weiten" seien . Auf der einen Seite werden in der 
Praxis Kenntnisse und Fertigkeiten in integrierter Form ver­
langt, wobei Arbeitsplanung und -Vorbereitung immer wichti­
ger werden. Dagegen klafft in der Prüfung bei den gewerblich­
technischen Berufen eine deutliche Lücke zwischen den 
schriftlichen Aufgaben, die sich vorwiegend auf den Fachwort ­
schatz und auf mehr theoretisch-systematische Grundkennt­
nisse beziehen, und der Fertigkeitsprüfung. Praxisbezogene 
schriftliche Aufgaben können dazu beitragen, diese Lücke zu 
schließen. 

Wie geht man vor, um praxisbezogene schriftliche Aufgaben 
zu formulieren? 

Zunächst muß man sich klarmachen, daß es einen deutlichen 
Unterschied zwischen Aufgaben gibt, die sich mehr auf Grund­
kenntnisse beziehen und solchen, die unmittelbaren Praxis-
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bezug haben. Wer die Frage beantworten kann .. Welche Eigen· 
schaften hat gußgestrichenes Papier?" (Antwort: Sehr glatte 
Oberfläche). ist damit nicht automatisch in der Lage, diese 
Kenntnisse auch in der Berufspraxis anzuwenden. Um dies 
festzustellen, wäre die Frage in Beispiel 1 besser geeignet. 

Beispiel 1 (Verbesserte Fassung) 

Sie benötigen für einen Prospekt ein besonders glattes Papier. 

Für welche Papierart entscheiden Sie sich? 
(Antwort : Gußgestrichenes Papier). 

Die einfachste Möglichkeit, Aufgaben praxisbezogener zu ge· 
stalten, besteht darin, von typischen Arbeitssituationen und 
-aufgaben auszugehen (beispielsweise ,.Sie sollen eine Einfar· 
ben·Offsetdruckmaschine (Bogen) f.ür den Druck vorbereiten", 
siehe Schaubild 2). Daran wird eine Frage angeschlossen, die 
sich auf einen wichtigsten Leistungsaspekt bezieht. Manche 
Fragen lassen sich bei vielen unterschiedlichen Arbeitsaufga· 
ben stellen (Beispiel .. Welche Werkzeuge und Geräte benöti· 
gen Sie dazu?"). Diese Fragen sind als .. Prüfungsaufgaben· 
Muster" hilfreich (s. Schaubild 2). Die Aufgabenserie, die 
man auf diese Weise erhält, sollte allerdings auf mehrere Auf· 
gabensätze verteilt werden - unter anderem, weil sonst ein 
Inhalt überbetont ist und der Grundsatz mißachtet wird, daß 

einzelne Prüfungsaufgaben voneinander unabhängig sein sol· 
len. 

II. Qualitätsmerkmal .. Veranschaulichung" 

Hier geht es darum, verstärkt Aufgaben zu entwickeln und 
einzusetzen, die mit Hilfe von Fotografien, graphische Dar· 
stellungen, Tabellen usw. anschaulich gestaltet sind. Obwohl 
das pädagogische Prinzip der Veranschaulichung seit Jahrhun· 
derten anerkannt ist, wird es bei Prüfungsaufgaben viel zu we· 
nig beherzigt. Es ist problematisch, wenn Prüfungsaufgaben· 
sätzefast nur aus Texten bestehen, denn in vielen Berufenste· 
hen anschauliche Gegebenheiten wie Maschinen, Werkzeuge, 
Arbeitsprozesse, aber auch graphische Darstellungen und Ta· 
bellen eher im Vordergrund als Texte. Aufgaben mit Abbil· 
dungen sind daher praxisnäher. Außerdem spielt die Lesege· 
schwindigkeit eine geringere Rolle als bei reinen Textaufga· 
ben, schließlich sind solche Aufgaben im allgemeinen auch 
verständlicher. Beispiel 2 kann das verdeutlichen. 

Beispiel 2 (Ursprüngliche Fassung) 

Zu welcher Gruppe nach DIN 16 518 gehört die Schrift mit folgen· 
den Kennzeichen : 
Haar- und Grundstriche unterscheiden sich kräftig, Serifen sind 
waagerecht angesetzt und wenig oder gar nicht ausgerundet, die 
Achse der Rundungen steht senkrecht. 

Schaubild 2: Ableitung praxisbezogener Prüfungsaufgaben aus einer Arbeitsaufgabe und mehreren Prüfungsaufgabenmustern 
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Beispiel 

Sie sollen eine Einfarben-Offsetdruckmaschine (Bogen) für den Druck vorbereiten. 

1. 

Welche schriftliche Unterlagen und Informationsquellen können Sie dazu heranziehen? 

2. 

Was müssen Sie vor Beginn dieser Tätigkeit tun? 

3. 

Nennen Sie die dazu erforderlichen Arbeitsschritte in einer zweckmäßigen Reihenfolge. 

4. 

Dabei wurde der Bogeneinlauf nicht eingestellt. 

Welche Folgen hat das für I den Druck I ? 

5. 

Welche Werkzeuge und Geräte benötigen Sie dazu noch? Nennen Sie 3 Beispiele. 

6· I I 

1. 

2. 

3. 

Welche Aufgabe im Fortdruck hat dabei I der Bestäubungsapparat I ? 

Sie sollen eine Einfarben-Offsetdruckmaschine (Bogen) für den Druck vorbereiten . 
Welche schriftlichen Unterlagen und Informationsquellen können Sie dazu heranziehen? 
Sie sollen eine Einfarben-Offsetdruckmaschine (Bogen) für den Druck vorbereiten. 
Was müssen Sie vor Beginn dieser Tätigkeit tun? 
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(A) Barock-Antiqua 
( B) Gebrochene Schriften 

+ ( C) Klassizistische Antiqua 
(D) Serifenlose Linear-Antiqua 
(E) Französische Renaissance-Antiqua 

Beispiel2 (Verbesserte Fassung) 

Hohenzollern 
Zu welcher Gruppe nach DIN 16 51B gehört die abgebildete 
Schrift? 

(A) Barock-Antiqua 
( B) Gebrochene Schriften 

+ (C) Klassizistische Antiqua 
(D) Serifenlose Linear-Antiqua 
(E) Französische Renaissance-Antiqua 

Wie geht man vor, um anschauliche Aufgaben zu formulieren? 
Sehen Sie Abbildungen, graphische Darstellungen, Skizzen, 
Tabellen usw. in Bedienungsanleitungen, Ausbildungsmitteln, 
Unterrichtsbüchern, Fachliteratur durch, ob daraus Prüfungs· 
aufgaben abzuleiten sind. Häufig muß der Aufgabenautor sol­
che Vorlagen ändern, z. B. firmentypische Besonderheiten 
streichen, nur Ausschnitte verwenden oder eine Strichzeich­
nung herstellen, weil die Vorlage zu kompliziert ist. 

Mit anschaulichen Aufgaben lassen sich sehr unterschiedliche 
Leistungen erfassen, die weit über einfache Aufgaben etwa 
vom Typ .. Wie wird das abgebildete Werkzeug bezeichnet?" 
hinausgehen (vgl. Beispiele 3 bis 5). 

Beispiel3 (Interpretation graphischer Darstellungen) 

Welcher Gammawert in der abgebildeten Gradationskurve ent­
spricht dem Halbtonnegativ der Abbildung ? 

(A) 0,75 ND 
(B) 0,83 1.7 

(C) 1,0 1.4 
(D) 1,2 

+(E) 1,33 

0 .6 

0.2 

2.0 1.4 0 . 8 0.2 OD 

Beispiel4 (Beurteilung von Arbeitsprodukten nach Qualität) 

Wie wird das Wort ,.Gaststätte" in einer gebrochenen Schrift rich ­
tig gesetzt? 

(Al <ßartatätte 
(Bl <ßaatrtätte 
(Cl 03aatatatte 

+ (D) <ßarrrtätte 

Beispiel 5 (Auswahl von Arbeitsverfahren) 

Nach dem Schöndruck in der Einfarben-Offsetdruckmaschine wird 
der Bogen wie abgebildet gewendet. 

Welcher Bogenbeschnitt ist notwendig? 

(A) 
(B) 
(C) 
(D) 

+ (E) 

Einfacher Winkelschnitt an der Anlageseite 
Beschnitt an allen Seiten 
Grundschnitt auf Rohbogenformat 
Formatbeschnitt auf genaues Endformat 
Beschnitt an beiden Anlagewinkeln 

111. Qualitätsmerkmal ,.Verständlichkeit" 

Daß Prüfungsaufgaben für den Prüfungsteilnehmer verständ­
lich sein sollen, braucht man wohl kaum zu begründen. 
Schwierigkeiten bei der Beantwortung sollten nur durch den 
zu prüfenden Inhalt, aber nicht durch Text oder Form der 
Aufgabe bedingt sein. 

Wie geht man vor, um verständliche Aufgaben zu formulieren? 

Es ist erfreulich, daß hierzu genügend Grundlagen zur Verfü­
gung stehen. Sie fußen auf den jahrzehntelangen Erfahrungen 
bei der wissenschaftlichen Konstruktion von Tests und auf 
neueren Untersuchungen zur Verständlichkeit von Texten. 
Diese Befunde lassen sich als eine Art von .. Kochregeln" für 
die Entwicklung von Prüfungsaufgaben heranziehen. 

Es empfiehlt sich, zunächst auf die Regeln zu achten, die bei 
allen schriftlichen Aufgaben - gleich welcher Form- zu be· 
rücksichtigen sind . Die Beispiele 6 bis 8 sollen dies verdeut­
lichen. 

BeispielS (Ursprüngliche Fassung) 

Welche Korrekturmaßnahme ist richtig für einen Farbsatz, der für 
ein grünliches Cyan (OIN 16 503) zusammengestellt wurde, der aber 
jetzt mit Cyan nach OIN 16 539 gedruckt wird, das weniger grünlich 
ist? 

(A) Grüne Stellen werden im Cyan verstärkt 
(B) Grüne Stellen werden im Gelb verstärkt 
(C) Grüne Stellen werden im Gelb zurückgenommen 
(0) Alle Magentastellen werden im Gelb zurückgenommen 

+ (E) Unterfarbenreduzierung . 

Hier wurden unter anderem die folgenden Regeln mißachtet : 

.,Kurze und präzise Sätze formulieren" sowie ..Informations­
und Fragefeld deutlich trennen': Bei der Verbesserung wur­
den auch noch einige andere Formulierungsmängel korrigiert . 

Beispiel 6 (Verbesserte Fassung) 

Ein Farbsatz wurde für das Cyan nach OIN 16503 zusammenge­
stellt. Er wird aber jetzt mit Cyan nach 01 N 16 539 gedruckt, das 
weniger grünlich ist. 

Welche Korrekturmaßnahme ist richtig? 

(A) Grüne Stellen im Cyan verstärken 
(B) Grüne Stellen im Gelb verstärken 
(C) Grüne Stellen im Gelb zurücknehmen 
(0) Alle Magentastellen im Gelb zurücknehmen 

+ (E) Alle Unterfarben reduzieren 

Beispiel 7 (Ursprüngliche Fassung) 

Was geht bei der Fi x ierung in der fotografischen Schicht vor sich? 

Bei Beispiel 7 geht es um den Grundsatz .,Frage eindeutig stel­
len". Die Frage ist hier zu offen formuliert, der Prüfungsteil­
nehmer könnte auch antworten .. Ein chemischer Vorgang"­
eine durchaus richtige Antwort, die aber kaum vom Frage­
steller beabsichtigt sein dürfte. Hier muß die Frage etwas aus­
formuliert werden, um eine zutreffende Antwort zu ermögli­
chen : 

Beispiel 7 (Verbesserte Fassung) 

Beschreiben Sie kurz den chemischen Vorgang bei der Fixierung in 
der fotografischen Schicht! 

Dieser Grundsatz gi lt auch für programmierte Aufgaben. Da­
her ist beispielsweise die häufig verwendete Formulierung 
.. Welche der folgenden Aussagen über . .. ist zutreffend" 
abzulehnen. 

BeispielS (Ursprüngliche Fassung) 

Welcher Halbstoff ergibt ein holzfreies Papier? 
(A) Holzschliff aus Fichtenholz 
(B) Aufgelöstes mittelfeines Altpapier 
(C) Holzschliff aus Laubholz 
(0) Je zur Hälfte Zellstoff und Pappel -Holzschliff 

+ (E) Hadernhalbstoff 
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Bei dieser Aufgabe kann eigentlich nur die Auswahlantwort 
(E) ,.Hadernhalbstoff" richtig sein - nur sie enthält wie in 
der Frage die Antwort .,Halbstoff". Mit Aufgaben dieser Art 
prüft man weniger Fachkenntnisse als die Fähigkeit, einen 
Text genau zu lesen. Hier wurde das Prinzip .. Keine unbeab­
sichtigten Lösungshilfen einbauen" mißachtet (was auch ge­
legentlich bei offen formulierten Aufgaben geschieht) . 

Beispiel 8 

Welcher Stoff ergibt ein holzfreies Papier? 

(A) Holzstoff aus Fichtenholz 
(8) Aufgelöstes mittelfeines Altpapier 
( C) Holzstoff aus Laubholz 

(Verbesserte Fassung) 

(D) Je zur Hälfte Zellstoff und Pappel-Holzschliff 
+ ( E) Zellstoff 

Neben solchen Prinzipien, die für alle Formen schriftlicher 
Aufgaben wichtig sind, gibt es noch spezielle .,Kochregeln" 
für einzelne Aufgabenformen. Dies gilt besonders für program­
mierte Aufgaben, die bekanntlich bei der Formulierung einige 
Probleme aufwer-fen. In Beispiel 9 soll dies für die Mehrfach­
wahl -Aufgaben als häufigste Form programmierter Aufgaben 
verdeutlicht werden. 

Beispiel 9 (Ursprüngliche Fassung) 

Was verstehen Sie unter einem Chromokarton? 

(A) Einen Karton, der im Stoff gefärbt ist 
(B) Einen Karton, der einseitig mit Farbe bedruckt ist 
(C) Einen Karton, der einseitig geglättet ist 

+ (D) Einen Karton, der einseitig gestrichen und geglättet ist 
(E) Einen Karton, der beidseitig gestrichen und geglättet ist 

Das Beispiel 9 enthält den Fehler, den Sie mit am häufigsten 
bei programmierten Aufgaben finden. Der Text ist zu lang, 
weil Wortteile in allen Auswahlantworten wiederholt werden 
(..Einen Karton, der") . Die entsprechende .,Kochregel" lautet: 
.. Textwiederholung bei Auswahlantworten vermeiden". Die 
Überarbeitung führt zu einer wesentlich kürzeren Fassung: 

Beispiel 9 

Ein Chromekarton ist: 

(A) im Stoff gefärbt 
(B) einseitig mit Farbe bedruckt 
(C) einseitig geglättet 

+ (D) einseitig gestrichen und geglättet 
(E) beidseitig gestrichen und geglättet 

(Verbesserte Fassung) 

IV. Qualitätsmerkmal .,Erprobung" 

Aufgabensätze sollten einen großen Anteil von Aufgaben ent­
halten, die .,vorgetestet" oder in einer früheren Prüfung ver­
wendet und dann- soweit erforderlich-aufgrundder Erpro­
bung überarbeitet wurden. 

Warum ist dieser zusätzliche Aufwand noch notwendig, wenn 
doch alle Formulierungsregeln beachtet wurden? Aufgaben­
autoren können- wie alle Menschen- nicht unfehlbar sein. 
Sie werden es nicht verhindern können, daß die eine oder an­
dere Aufgabe aus der Sicht eines anderen Experten vielleicht 
fachlich problematisch ist oder versteckte Formulierungs­
schwächen enthält. Daher ist ja die Durchsicht und Diskussion 
der Aufgaben im Aufgabenerstellungs- oder Prüfungsaus­
schuß so wichtig. Aber nicht alle Schwächen lassen sich auf 
diese Weise aufdecken. Manchen Fehler kann man nur durch 
eine Erprobung und Auswertung der Erprobungsergebnisse 
finden. Dies gilt besonders für programmierte Aufgaben. Für 
denjenigen, der sich nicht mit der Methode der statistischen 
Aufgabenanalyse bei der Testinstruktion beschäftigt hat, ist 
es immer wieder überraschend, wieviel der mühsam und nach 
allen Regeln der .,Aufgabenformulierungskunst'' entwickel­
ten neuen Aufgaben aufgrund der Erprobungsergebnisse über­
arbeitet oder gar ausgeschieden werden müssen. Schaubild 3 
zeigt, daß nur ein knappes Viertel der Aufgaben bei einer Er­
probung im Rahmen des Modellversuchs in der Druckindustrie 

ohne Änderungen verwendungsfähig war. Ein solches Er­
gebnis entspricht aber den jahrzehntelangen Erfahrungen bei 
einer wissenschaftlich fu_ndierten Aufgabenkonstruktion. Es 
wäre auch bei anderen Aufgabensätzen zu erwarten. Daher 
gelten nichtanalysierte Tests mit Recht als unqualifiziert -
für Prüfungsaufgabensätze sollte eine solche Einschätzung 
auch zutreffen. 

Schaubild 3: Folgerungen aus der Aufgabenerprobung 
(Beispiel: Erprobung von 146 Mehrfachwahl­
aufgaben) 

Abschluß­
prüfung 

146 Aufgaben 
(Erprobungsform) 

Zwischen­
prüfung 

Aber auch bei Aufgaben in offener (herkömmlicher) Form ist 
es notwendig, Ergebnisse aus Erprobungen und aus dem Ein­
satz von Aufgaben in Prüfungen auszuwerten . Neben I nforma­
tionen über versteckte Formulierungsschwächen erhält man 
auch unentbehrliche Hinweise für Bewertungsvorgaben -ein 
deutlicher Schwachpunkt herkömmlicher Prüfungsaufgaben. 

Wie geht man vor, um Erprobungsdaten für die Überarbeitung 
von Aufgaben zu verwenden? 

Nehmen wir an, es liegen Erprobungs- oder Prüfungsergebnis­
se bei Mehrfachwahlaufgaben vor. Die Daten von einer größe­
ren Gruppe von Prüfungsteilnehmern wurden für jede Aufga­
be zusammengestellt: 

Wie häufig die einzelnen Auswahlantworten angekreuzt wur­
den, wieviel Jugendliche die Aufgabe richtig gelöst haben, ob 
Verständlichkeit oder fachliche Richtigkeit von Prüflingen 
oder Prüfern moniert wurden usw. Was macht man mit diesen 
eventuell auch widersprüchlichen Informationen? Zunächst: 
Ein schematisches Vorgehen anhand eindeutiger Regeln wie 
bei der Analyse der Aufgaben-Verständlichkeit ist hier leider 
nicht möglich. Am besten läßt sich an Beispielen verdeutli­
chen, worauf es ankommt. 

Beispiel 10 zeigt eine fiktive Aufgabe, die nach den Erpro­
bungsdaten sehr gut geeignet wäre: Alle .,Scheinantworten" 
(die falschen Auswahlantworten) wurden angekreuzt, zudem 
mit gleicher Häufigkeit. Da 60 Prozent die Aufgabe lösten 
und keine Hinweise auf Verständnisprobleme oder fachliche 
Mängel vorliegen, deutet nichts auf Formulierungsschwächen 
hin. 



BWP 3/86 W. Reisse; Schriftliche Prüfungsaufgaben entwickeln 77 

Beispiel 10 (Fiktive Aufgabe mit "idealen" Erprobungsdaten) 

xxxxxxxxxxx 
Antworten: (A) 10 % 

(B) 10 % 
(C) 10% 
(D) 10% 

+ (E) 60 % 

Leider sind Aufgaben mit solchen Erprobungsdaten selten. 
Beispiel 11 zeigt dazu im Vergleich eine Aufgabe, die nach 
den vorliegenden Erprobungsdaten trotz ihres Praxisbezugs 
nicht zu verwenden ist. 

Beispiel 11 (Aufgabe mit " schlechten"' Erprobungsdaten) 

Die Buchstabenabstände sind im Wortbild optisch nicht ausgegli· 
chen. 

Welcher Bedienungsfehler wurde beim Setzvorgang am Titelsetzge­
rät gemacht? 

(A) Falsche Filmkassette verwendet 
(B) Die Blendenzahl war falsch eingestellt 

+ (C) Der horizontale Filmtransport war ungenau 55 % 
(D) Das Schriftenlineal war schief eingelegt 
(E) Der vertikale Filmtransport wurde nicht dem 

entsprechenden Buchstabenbild angeglichen 45 % 

Nur zwei Auswahlantworten wurden hier angekreuzt, es han­
delt sich damit praktisch um eine "Zweifachwahi-Antwort", 
die nicht mit den anderen Mehrfachwahlaufgaben vergleich­
bar ist. Daß die Scheinantwort E so häufig angekreuzt wurde, 
könnte auf einen eindeutigen Formulierungsfehler zurückzu­
führen sein : Diese Antwortmöglichkeit fällt wegen der Text­
länge heraus - wer Erfahrungen mit (schlechten) program­
mierten Aufgaben hat, weiß, daß solche langen und ausfor­
mulierten Antworten häufig die richtigen Lösungen darstel ­
len. 

C. Das Ergebnis: Kontrollierte Aufgabenqualität 

ln diesem Beitrag konnte nur in Umrissen skizziert werden, 
welche Gesichtspunkte unter anderem die Qualität von Prü­
fungsaufgaben bestimmen und wie man vorgehen kann, um 
hier Verbesserungen zu erreichen. 

Es kommt aber auch darauf an, das jeweils erreichte Ergeb­
nis zu kontrollieren. Das kann einmal .für einzelne Aufga­
ben geschehen, wobei eine Checkliste etwa in der Form nütz­
lich ist, wie sie im Modellversuch verwendet wurde. Man soll­
te aber außerdem den vollständigen Aufgabensatz durchsehen 
und dabei unter anderem feststellen, wie hoch jeweils der An­
teil der Aufgaben ist, die den hier genannten Qualitätsmerk­
malen entsprechen. Dafür Zahlen zu nennen, ist sehr proble­
matisch, da Unterschiede zwischen einzelnen Berufen zu er­
warten sind, weil beispielsweise die Fachtheorie eine unter­
schiedliche Rolle spielt oder Art und Entwicklungsstand des 
jeweiligen Systems der Aufgabenerstellung unterschiedlich 
sein mag. Es sind auch die Prüfungs- und Aufgabenerstellungs­
ausschüsse selbst, die sich hier Normen setzen sollten. Den­
noch sollen hier als Meinung des Verfassers einige vorläufige 
Anhaltspunkte gegeben werden (für das Prüfungsfach Tech­
nologie in gewerblich-technischen Berufen). um diesen An­
satz etwas zu konkretisieren : 

I. Praxisbezug: 15 bis 30 Prozent der Aufgaben sollten sich 
in dem hier skizzierten Sinn auf Praxissituationen bezie­
hen. 

II. Veranschaulichung: Es wäre gut, wenn mindestens 25 Pro­
zent der Aufgaben Abbildungen der verschiedenen Art 
enthalten. 

Schaubild 4: Beurteilungsbogen für Aufgabensätze (mit Anwendungsbeispielen) 

Beurteilungskriterien (Grenzwerte) 

I. Praxisbezug 
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I. Praxisbezug 

Praxissituations-Aufgaben : 
Sonstige praxisbezogene Aufgaben : 
Summe: 

5 = 10% 
21 = 42% 
26 =52% 

Der Anteil von Praxissituations-Aufgaben ist in dem Beispiel mit 
10 % zu gering. Die Gesamtzahl von 52 % praxisbezogener 
Aufgaben insgesamt ist genügend, könnte aber erhöht werden. 
Achtung: Mindestens 15 % der Aufgaben sollten sich auf 
Praxissituationen beziehen. · 

II. Veranschaulichung 

Anzahl mit Abbildungen: 6 = 12% 

Die Anzahl der Aufgaben entspricht nicht dem Standard, 
der mindestens bei 25 % der Aufgaben liegen soll. 

111. Verständlichkeit 

Anzahl ohne Formulierungsfehler: 41 = 82% 

Bei 18% wurden die Formulierungsregeln nicht eingehalten. 

IV. Erprobung 

Anzahl, die erprobt ist: 15 = 30% 

Diese Zahlliegt eher im unteren Bereich, obwohl die Grenzwerte 
bei diesem Beurteilungskriterium zur Zeit noch sehr niedrig 
angesetzt sind. 
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111. Verständlichkeit: Ein hoher Prozentanteil (um 90%) der 
Aufgaben sollten ohne Formulierungsmängel sein (man­
che Mängel werden übersehen oder sind nicht änderbar, 
wenn man eine sonst wichtige und gute Aufgabe beibe­
halten will). 

IV. Erprobung: Hier ist es besonders schwierig, Schätzungen 
vorzunehmen. Bei großen Institutionen der Aufgaben­
entwicklung, die überregional eingesetzten Aufgaben 
auch zentral auswerten können, sollte der Anteil erprob­
ter Aufgaben hoch sein. Wenn die Auswertung aber nur 
.. vor Ort" erfolgt, wird man die Erwartungen realistischer­
weise viel niedriger ansetzen müssen. Dies gilt auch, 
wenn Prüfungen in einem neu geordneten Ausbildungs­
beruf durchgeführt werden . 

ln Schaubild 4 ist ein Beurteilungsbogen abgebildet, mit des­
sen Hilfe man Qualitätsmerkmale eines Aufgabensatzes an­
schaulich darstellen kann - wenn man sich die hier beschrie­
benen Kriterien zu eigen macht. 

Vielleicht ist aus dieser Ausführung schon deutl ich gewor­
den, was der Verfasser abschließend betonen möchte : 

Laszlo Alex 

Ausbildung und Beruf 

ln den letzten Jahren nehmen die Warnungen von einem .zuneh­
menden Auseinanderklaffen der Entwicklung von Ausbildung 
und Erwerbstätigkeit zu. Die folgende Analyse widmet sich die­
ser Frage und versucht, die langfristige Veränderung der berufli­
chen Erwerbstätigkeitsstruktur der jüngsten Entwicklung der 
Ausbildung gegenüberzustellen. Die Darstellung der Entwicklun­
gen erfolgt nach einzelnen Berufen (Berufsgruppenl. ln einem 
weiteren Teil wird eine altersstrukturelle Berufsanalyse für eine 
vertiefende Darstellung der beruflichen Ungleichgewichte durch­
geführt. 

Die Ausführungen über die Erwerbstätigen nach Berufen beru­
hen auf den Ergebnissen der Volks- und Berufszählung 1961, der 
Mikrozensuserhebung 1973 und 1982 [1] sowie auf der Statistik 
der B-undesanstalt für Arbeit über sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte 1982 und 1984 (jeweils zu September) . Sie werden 
durch Eigenberechnungen ergänzt. Da die Statistik der sozialver­
sicherungspflichtig Beschäftigten Beamte und Selbständige nicht 
erfaßt, ist der Zeitvergleich eingeschränkt. Hinzu kommt, daß 
die Berufsangaben in der Volks- und Berufszählung bzw. im 
Mikrozensus Selbstangaben, in der Beschäftigtenstatistik dage­
gen Angaben der Arbeitgeber sind. Trotz dieser Unterschiede 
(s. Tabelle 1) dürfte ihre Verknüpfung für langfristige Tendenz­
aussagen in der Mehrzahl der Berufe zulässig sein. Für die Ent­
wicklung der Ausbildung wurden die neu abgeschlossenen Aus­
bildungsverträge von 1977 und 1984 vom Statistischen Bundes­
amt verwendet. 

Entwicklung nach Berufen 1961 bis 1984 

Die Darstellung und Kommentierung der Ergebnisse erfolgt nach 
der berufssystematischen Gliederung (überwiegend nach den 
zweistelligen Berufsgruppen) des Statistischen Bundesamtes 
(s. Tabellen 1 und 2, S. 82 und 83). 

Während sich die Erwerbstätigenzahlen in den vergangenen 
20 Jahren in den einzelnen Berufen sehr unterschiedlich entwik­
kelt haben- in der Mehrzahl der gewerblichen Berufe gingen ih­
re Zahlen zurück, in Büro-, Verwaltungs- und Dienstleistungsbe-

Qualifizierte Prüfungsaufgaben für Prüfungen in der Berufs­
bildung zu entwickeln, ist eine schwierige Aufgabe, und 
Verbesserungen lassen sich hier nur über längere Zeit­
abstände hinweg erreichen. 

Anmerkungen 

[1) Reisse, W.: Leitfaden für die Entwicklung schriftlicher Prüfungsauf­
gaben im Berufsfeld Drucktechnik, Prüfungsfach Technologie (mit 
TrainingshehL Hrsg. vom Bundesinstitut für Berufsbildung und vom 
Zentral-Fachausschuß für die Druckindustrie. Berlin/Heidelberg 1986 
(Bezugsquelle : Bundesinstitutl. Diese Arbeit ist bei dem Modellver­
such ,.Aufgabenerstellung für schriftliche Prüfungen in der Druck­
industrie" entstanden. Der Verfasser möchte sich bei allen Beteilig­
ten für Anregungen und Hilfe bedanken, außerdem bei Prüfern und 
Ausbildern aus anderen Berufsgruppen, die diese Vorschläge bei Se­
minaren und Informationsveranstaltungen diskutierten. 

[2) Vgl. dazu auch: Reisse, W.: Praxisbezogene schriftliche Aufgaben für 
Prüfungen und Lernerfolgskontrollen in der Berufsausbildung - Bei­
spiel Druckindustrie. ln : Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, 
Jg. 13 (1984), Heft 2, S. 29-36. 

[3) Nicht behandelt werden hier die rechtlichen Vorgaben, die auch den 
inhaltlichen Rahmen für praxisbezogene Aufgaben festlegen . 

rufen expandierten sie - wuchsen die Auszubildendenzahlen 
seit 1977 in allen Berufen. Daher kommt es bei den Auszubilden­
den auch auf den relativen Zuwachs (über- oder unterdurch­
schnittlich im Vergleich zur Gesamtentwicklung) an. 

Landwirtschaftliche Berufe haben einen anhaltend starken Rück­
gang seit 1961, wobei sich der Rückgang seit 1978 verlangsamt 
hat. Die Zahl der Ausbildungsverträge nahm dagegen seit 1972 
kontinuierlich zu. Eine Sonderentwicklung verzeichnen hier die 
Gartenbauer. Die Zahl der Erwerbstätigen in Gartenbauberufen 
(1984 rund 180000) nahm seit Beginn der 70er Jahre ständig 
zu, seit Beginn der 80er Jahre gehört ihr Zuwachs zu der Spit­
zengruppe (zwischen 1982 und 1984 stieg die Zahl der sozial­
versicherungspflichtig Beschäftigten in Gartenbauberufen um 
8,6 Prozent, während die Gesamtzahl aller Beschäftigten weiter 
zurückging). Ein Teil des Zuwachses geht ,auf die ebenfalls über­
durchschnittliche Zunahme der Auszubildenden in diesem Be­
ruf zurück (vgl. Tabelle 2, S. 83). 

ln der Mehrzahl der Fertigungsberufe war die Entwicklung ähn­
lich: Die Erwerbstätigenentwicklung war durch einen anhalten­
den Rückgang, die berufliche Nachwuchsentwicklung der letzten 
Jahre durch einen starken Zuwachs gekennzeichnet. Schlosser, 
Mechaniker und zugeordnete Berufe erfuhren dagegen einen 
wechselvollen Verlauf; die Zahl der Erwerbstätigen stieg von 
1961 bis 1973 überdurchschnittlich stark an, auch in der Zeit 
von 1973 bis 1982 verzeichneten sie einen Zuwachs, seit 1982 
ist ihre Zahl dagegen leicht zurückgegangen, der Rückgang betraf 
alle größeren Berufe dieser Gruppe mit Ausnahme der Werkzeug­
macher, deren Zahl in den letzten Jahren stagnierte. Die Auszu­
bildendenzahlen in dieser Gruppe nahmen seit 1973 ständig, al­
lerdings in den einzelnen Berufen in sehr unterschiedlichem Maße, 
zu. ln den Schlosserischen Berufen war der Zuwachs zwischen 
1973 und 1984 durchschnittlich (+ 35%), im Mechanikerberuf 
unterdurchschnittlich (+ 24%); bei Werkzeugmachern sank die 
Zahl der Auszubildenden sogar um 17 Prozent. Auch die Zahl 
der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge seit 1977 entwik­
kelte sich bei Mechanikern und Werkzeugmachern ganz erheb­
lich unter dem Durchschnitt. Diese Berufsbereiche bilden das 
Schlußlicht in der Ausbildungsexpansion. 
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Auch bei den Elektrikern war die Beschäftigungsentwicklung 
günstiger als bei den anderen Fertigungsberufen. Die Ausbildungs· 
entwicklung ist dagegen durch einen starken Einbruch in den 
70er Jahren gekennzeichnet: Von 1973 ( 159 700) bis 1977 ging 
die Zahl der Auszubildenden in dieser Berufsgruppe um 26 Pro· 
zent (!) zurück; seit 1978 steigt sie wieder an, ohne bisher den 
Stand von 1973 zu erreichen (1984: 149400) . 
Bei Planungs·, Verwaltungs·, Dienstleistungs· und kaufmänni· 
sehen Berufen verlief die Entwicklung günstig. Eine Ausnahme 
bildet der Bereich der Warenkaufleute . Bei Warenkaufleuten war 
ein Beschäftigungszuwachs nur in den 60er Jahren vorhanden, in 
den 70er und 80er Jahren hat die Zahl der Beschäftigten weitge­
hend stagniert. Auch die Auszubildendenzahlen blieben in die­
sem Bereich erheblich hinter der durchschnittlichen Entwick­
lung zurück . 

Die Gesundheitsdienstberufe sowie die Sozial- und Erziehungs­
berufe verbuchten in den letzten 20 Jahren von allen Berufsberei­
chen den größten Zuwachs; in beiden Teilbereichen setzt sich 
auch in den 80er Jahren der Zuwachs fort. Die Zahl der sozial­
versicherungspflichtig Beschäftigten und der Beschäftigten in 
Gesundheitsdienstberufen stieg seit 1982 um weitere 5 Prozent, 
nachdem ihre Zahl zwischen 1961 und 1982 um 136.4 Prozent 
gestiegen ist (die jahresdurchschnittliehen Veränderungen der 
Tab. 1 wurden auf die angegebenen Zeiträume umgerechnet). 
Eine ähnlich expansive Entwicklung weisen die Beschäftigten in 
Sozial- und Erziehungsberufen (einschließlich anderweitig nicht 
genannter geistes-und naturwissenschaftlicher Berufe) aus. Aller­
dings dürfte zu der positiven Entwicklung der letzten Jahre in 
dieser, Berufsgruppe der starke Ausbau der ABM-Maßnahmen 
nicht unwesentlich beigetragen haben. Im Gesundheitsbereich 
werden nach dem Berufsbildungsgesetz die Sprechstundenhel­
fer(innen) ausgebildet. Die Ausbildungsberufe dieses Bereichs 
(vorwiegend Arzt- und Zahnarzthelfer(in)) werden fast aus­
schließlich von Frauen ergriffen. Die starke Expansion der Aus­
bi ldung bis Beginn der 80er Jahre hat sich seitdem erheblich 
verlangsamt. 

ln den Dienstleistungsberufen (Gästebetreuer, Friseure, Haus­
wirtschaftsberufe, Reinigungsberufe) hält seit 20 Jahren der 
leichte Rückgang der Erwerbstätigenentwicklung an. Die größte 
Auszubildendengruppe in diesem Bereich sind die Friseure; hier 
verläuft die Entwicklung seit Jahren unterdurchschnittlich. Da­
gegen verzeichnete die zweitstärkste Gruppe dieses Bereiches, 
die Gästebetreuer ( Neuabschlüsse 1984: 12 831), eine besonders 
expansive Entwicklung: Die Zahl der Neuabschlüsse hat sich seit 
1977 mehr als verdoppelt. 

Die vorangegangenen Schilderungen zeigen, daß in der Mehrzahl 
der Berufe die Diskrepanzen zwischen Ausbildung und Beschäf­
tigung im letzten Jahrzehnt eher zu- als abgenommen haben. 
Dies gilt insbesondere für die gewerblichen Berufe. 
Aus der unterschiedlichen Entwicklung von Ausbildung und Be­
schäftigung kann man natürlich noch nicht unmittelbar auf ge­
ringere Erwerbschancen im erlernten Beruf schließen. In manchen 
Berufen findet infolge der technischen Entwicklung eine zuneh­
mende Substitution zwischen Ungelernten und Facharbeitern 
statt. Allerdings ist dies in etlichen, vorwiegend handwerklichen 
Berufen mit über 90 Prozent Fachkräfteanteil, wie z. B. bei In­
stallateuren, Kraftfahrzeugmechanikern, Bäckern, Fleischern, 
nur in geringem Umfang möglich. Eine . .. Ausbildung über den 
Bedarf" hat hier eine starke Abwanderung aus dem erlernten Be­
ruf zur Folge. 
Die folgenden Ausführungen beschäftigen sich mit den struktu­
rellen Diskrepanzen zwischen Ausbildung und Beschäftigung. 

Ausbildungs- und Beschäftigungsstruktur 

Im Gegensatz zu den vorangegangenen Ausführungen werden 
hier nur die erwerbstätigen Fachkräfte berücksichtigt. Die Er­
mittlung der Erwerbstätigen mit einer abgeschlossenen Berufs­
ausbildung beruht auf Eigenberechnungen auf der Grundlage der 
Mikrozensusergebnisse 1982 des Statistischen Bundesamtes. (2] 

Die zum Vergleich verwendeten Absolventen der Berufsausbil­
dung 1984 (ihre Zahl entspricht der jahresdurchschnittliehen 
Absolventenzahl von 1980 bis 1984) sind ebenfalls einer Veröf­
fentlichung des Statistischen Bundesamtes entnommen. (3] 

Die Abgrenzung des Kreises .. Erwerbstätige mit abgeschlossener 
Berufsausbildung" im· Mikrozensus umfaßt neben Personen mit 
Lehr· und Anlernausbildung auch Erwerbstätige mit einem 
gleichwertigen Berufsfachschulabschluß sowie mit einem berufli­
chen Praktikum oder einer Meister-, Technikerausbildung. Ins­
gesamt wurden in dieser Abgrenzung 1982 16 370 000 Erwerbs­
tätige erfaßt. 

Für die Gegenüberstellung mit den Ausbildungsabsolventen des 
dualen Systems müßten die Angaben von den ,anderen', oben 
aufgeführten Ausbildungsabschlüssen bereinigt werden. Dies ist 
aufgrundder Mikrozensusdaten nur für drei Berufsbereiche mög­
lich : für den Bereich der Techniker (Abzug von 805 000 Perso­
nen), Sicherheitswahrer (Abzug von 604 000 Personen) und Ge­
sundheitsdienstberufe (Abzug von 464 000 Personen). Die Ta­
belle 3a (S. 84) enthält die bereinigten Ergebnisse. Insgesamt 
hatten nach Abzug der o . g. Gruppen 14 490 000 Erwerbstätige 
einen der dualen Ausbildung vergleichbaren Ausbildungsab­
schluß. Aufgrund anderer Quellen, so auch der Ergebnisse des 
Mikrozensus 1980, dürfte diese Zahl um etwa 200 000 bis 300 000 
überhöht sein. Diese Differenz ist aber für die nachfolgende Dar­
stellung ohne Bedeutung. 

Während 49 Prozent der Absolventen einer dualen Ausbildung 
1984 ihren Abschluß in einem gewerblichen Beruf (einschl. 
Landwirtschaft und Gartenbau) erzielten, waren von den un­
ter 30jährigen mit Ausbildungsabschluß nur knapp 40 Prozent 
und von den über 30jährigen 38 Prozent in diesem Berufsbereich 
tätig (vgl. Tabelle 3b, S. 85). 

Die Ergebnisse der Tabelle 3b zeigen auch, daß die von der Be­
schäftigung abweichende Ausbildungsstruktur gleich zu Beginn 
der Erwerbstätigkeit (bei den unter 30jährigen) zu ganz erheb: 
Iichen Umschichtungen führt . Die Umschichtung beschränkt 
sich nicht nur auf den gewerblichen Berufsbereich. So zeigt die 
Tabelle 3b, daß 17 Pro"zent der Abschlüsse auf die Ausbildung 
für Warenkaufleute entfallen, aber nur 10 Prozent der Erwerbs­
tätigen mit Ausbildungsabschluß in diesem Bereich tätig sind. 
Umgekehrt sind die Verhältnisse bei Organisations-, Verwaltungs­
und Dienst leistungsberufen. 

Die von der Beschäftigung abweichende Ausbildungsstruktur 
kann verschiedene Ursachen haben. Manche Ausbildungsberufe 
sind .. Herkunftsberufe" für eine Vielzahl von Tätigkeiten. Zu 
solchen zählen z. B. die Berufe Schlosser, Mechaniker oder aus 
dem kaufmännischen Bereich der Industrie- und Bürokaufmann. 
Andere (Ausbildungs-)Berufe sind durch eine sehr hohe ge­
schlechtsspezifische, z. B. Arzthelfer(in), oder altersspezifische 
Fluktuation, z. B. Bergleute, geprägt. Das heißt, die von der 
Beschäftigung abweichende Ausbildungsstruktur, insbesondere 
eine Zunahme der Abweichungen im Zeitver lauf, ist ein Indiz, 
aber kein ausreichender Beleg für mögliche Fehlsteuerungen. Nä­
here Einblicke hierfür vermitteln die berufsspezifischen Relatio­
nen zwischen Ausbildung und Erwerbstätigkeit. 

Durch die starke Ausweitung der betrieblichen Berufsausbildung 
für die geburtenstarken Jahrgänge liegt die Absolventenzahl über 
dem gegenwärtigen Bedarf an Fachkräften. Nach überschlägiger 
Berechnung können mit den Ausbildungsabsolventen der 80er 
Jahre nicht nur alle in dieser Dekade aus dem Erwerbsleben aus­
scheidenden Fachkräfte, sondern auch alle Ungelernte ersetzt 
werden. Das quantitative Ausmaß für die .. Ausbildung über den 
Bedarf" verdeutlicht die Tabelle 3c (S. 86). Im Gegensatz zur 
Tabelle 3b wurden für diese Tabelle berufsspezifische Relationen 
zwischen Erwerbstätigen mit abgeschlossener Berufsausbildung 
und Ausbildungsabsolventen berechnet. Es wurden drei berufs­
spezifische Quoten gebildet: 

Allgemeine Nachwuchsquote, sie gibt an, wie viele Ausbil­
dungsabsolventen des Jahres 1984 auf 100 Erwerbstätige mit 
abgeschlossener Berufsausbildung entfallen; 
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spezielle Nachwuchsquote, sie setzt Ausbildungsabsolventen 
des Jahres 1984 zu den Erwerbstätigen mit abgeschlossener 
Berufsausbildung unter 30 Jahren in Beziehung; 

Altersstrukturquote, sie gibt den Anteil der unter 30jährigen 
Erwerbstätigen mit abgeschlossener Berufsausbildung an den 
Erwerbstätigen insgesamt mit Ausbildungsabschluß an. 

Die allgemeine Nachwuchsquote beträgt 4,2 Prozent, oder an­
ders ausgedrückt : Auf 1000 Erwerbstätige mit Ausbildungsab­
schluß kommen - aufgrund der Absolventenzahlen von 1984-
42 Nachwuchskräfte. Unterstellt man ein durchschnittlich 40-
jähriges Arbeitsleben und eine altersmäßige G leichvertei lung, 
dann würde eine Nachwuchsquote von 2,5 Prozent zur Aufrecht­
erhaltung des Bestandes ausreichen. Diese theoretische .. Ersatz­
bedarfsquote" bedarf zwei wesentlicher Relativierungen . Erstens 
bilden nicht alle der rund 605 000 Ausbildungsabsolventen des 
Jahres 1984 den Fachkräftenachwuchs. Etwa 20 Prozent [ 4) 
schließen eine weiterführende Ausbildung ab und scheiden daher 
schließen eine weiterführende Ausbildung ab und scheiden daher 
aus dem Kreis des Nachwuchses für Fachkräfte aus. Die zweite 
Relativierung betrifft die durchschnittliche Erwerbstätigkeits­
dauer. Hier liegen keine genauenstatistischen Angaben vor . Auf­
grund renten- und erwerbsstatistischer Unterlagen kann die Er­
werbstätigkeitsdauer von Fachkräften bei Frauen auf 23, bei 
Männern auf 39 und im Durchschnitt auf 34 Jahre geschätzt 
werden. Das heißt, unter Berücksichtigung der tatsächlichen Ent­
wicklung müßte die Ersatzbedarfsquote nicht 2,5 Prozent, son­
dern 2,9 Prozent betragen. Stellt man ferner in Rechnung, daß 
ein Teil der Ausbildungsabsolventen nicht zum Nachwuchs für 
Fachkräfte zählt (s. o.), dann müßte man auch die oben berech­
nete Nachwuchsquote von 4,2 nach unten revidieren. Bei der 
o. g. Annahme von 20 Prozent Ausfall von Nachwuchskräften 
würde die tatsächliche Nachwuchsquote auf 3,4 Prozent sinken. 
Das heißt, die .. Ausbildung über den Bedarf" bleibt zwar beste­
·hen, ihr Ausmaß reduziert sich aber erheblich. Unter Berücksich­
tigung einer weiteren Substitution von Ungelernten durch Fach­
kräfte könnte sogar auf lange Sicht eine solche Nachwuchsquote 

Tabelle 4: Typologisierung der Berufe für Fachkräfte 

Nachwuchs- Spezielle Alters-
zuwachs Nachwuchs- struktur-

Nr. quote quote 

im Vergleich zum Durchschnitt*) 

erforderlich sein. Wenn sich trotzdem in den kommenden Jah­
ren das Ungleichgewicht zwischen Ausbildung und Beschäfti ­
gung vergrößert, so liegt es weniger an dem übermäßigen Nach­
wuchsangebot, sondern an dem kriegsbedingten geringen Ab­
gang von älteren Altersjahrgängen aus dem Erwerbsleben. 
Die bisherigen Ausführungen galten der durchschnittlichen Nach­
wuchsquote. Die Tabelle 3c zeigt die erheblichen berufsspezifi­
schen Abweichungen von diesem Durchschnittswert. 
Die allgemeine Nachwuchsquote ergibt sich aus der multiplikati­
ven Verknüpfung der speziellen Nachwuchsquote und der Alters­
strukturquote. Die einzelberufliche spezielle Nachwuchsquote 
kann nicht nur als eine ,aktualisierte', den jüngeren Jahrgängen 
angepaßte Ersatzbedarfsquote interpretiert werden, sondern ih­
re positive (über dem Durchschnitt) oder negative Abweichung 
vom Durchschnittswert (14,1 %) ist auch ein Indiz für berufliche 
Fluktuationspotentiale (Berufswechsel, Austritt aus dem Er­
werbsleben) . Sehr hohe Fluktuationspotentiale haben einige ty­
pische Frauenberufe wie Arzthelferin, Hauswirtschafterin, Fri­
seurin, aber auch einige gewerbliche Berufe wie Bäcker und 
Tischler. 

Die altersmäßige Zusammensetzung der Berufsangehörigen LAI­
tersstrukturquote") wird bestimmt durch den relativen Umfang 
des Nachwuchszuwachses und durch die Fluktuation der Erwerbs­
tätigen im Beruf. Die Tabelle 2 liefert Hinweise für den jüngsten 
(berufsspezifischen) Nachwuchszuwachs. Aufgrund des sehr star­
ken Nachwuchszuwachses müßte man überdurchschnittlich ho­
he Altersstrukturquoten (verjüngte Altersstrukturen) erwarten 
können in Berufen wie z. B. Gartenbauer (Florist), Bäcker, Berg­
leute, Chemiearbeiter, Tischler. Dies ist aber nur teilweise 
der Fall . Nur in wenigen Berufen korrespondiert ein hoher Zu­
wachs an Nachwuchs mit überdurchschnittlich hohen Alters­
strukturquoten. 
Versucht man eine Typologisierung nach der relativen Verände­
rung des Nachwuchszuwachses sowie der speziellen Nachwuchs­
quote und der Altersstrukturquote, so können 7 charakteristi­
sche Gruppen gebildet werden (Tabelle 4). 

Berufe Kommentar 

+ + + Gartenbauer (Florist), 
Sprechstundenhelfer, 
Hauswirtschaftliche Berufe, Bäcker, 
Maler, Lackierer . 

Der sehr hohe Nachwuchszuwachs über­
trifft die ebenfalls sehr hohen Abwande­
rungen aus dem Beruf; stark .. gesättigte" 
Berufe. 

2 + + 

3 + 

Bergleute; Tischler, Modellbauer; Allg. 
Dienstleistungskaufleute (Speditions­
kaufmann u. ä.) . 

Steinbearbeiter, Baustoffhersteller, 
Keramiker, Glasmacher; Chemiearbeiter, 
Kunststoffverarbeiter; Papierverarbeiter, 
Drucker ; Holzaufbereiter, Holzwaren­
fertiger; Bqro- und Verwaltungsberufe. 

Der hohe Nachwuchszuwachs wird von 
den Abwanderungen junger Fachkräfte 
im Beruf übertroffen. 

In diesen Berufen ist der jüngste Nach­
wuchszuwachs überdurchschnittlich und 
die Abwanderung von jungen Fachkräften 
unterdurchschnittlich. Diese günstigen 
Umstände reichen aber zur Verjüngung 
der Altersstruktur z. Z . noch nicht aus. 

*) Die Vorzeichen beziehen sich auf die Abweichungen vom Durchschnittswert der entsprechenden Kategorien. 
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Häufiger Berufswechsel 
nach der Ausbildung 
In den letzten fünf Jahren haben 2, 7 Millionen Auszubildende die Prü-

, fung bestanden. Diesen stehen 1,9 Millionen beschäftigte Fachkräfte 
unter 25 Jahren gegenüber, so daß sich eine Beschäftigungsquote von 
68% ergibt. Rund 10% der Ausgebildeten waren arbeitslos, die übri­
gen leisteten Wehrdienst, nahmen an Maßnahmen der Weiterbildung 
oder Umschulung teil, oder waren nicht erwerbstätig, z. B. als Haus­
frauen. Dies geht aus einer soeben vom Bundesinstitut für Berufsbil­
dungabgeschlossenen Studie hervor, in der Daten der amtlichen Stati­
stik ausgewertet wurden. 

Der Übergang von der Ausbil­
dung in den Beruf ist häufig mit 
einem Berufswechsel verbun­
den, wobei berücksichtigt wer­
den muß, daß viele auf verwandte 
Berufsfelder ausweichen und 
zumindest einen Teil ihrer Aus­
bildung verwerten können. So 
sind z. B. Kraftfahrzeugmechani­
ker in 45 Berufen tätig, insbeson­
dere als Kraftfahrer. In dem 
Beruf selbst haben nur 49 000 
eine Beschäftigung gefunden bei 
145 000 erfolgreichen Prüfungs­
absolventen der letzten fünf 
Jahre. 

Größere Schwierigkeiten gibt es 
bei Ausbildungsberufen mit 
einem eng angelegten Berufsbild 
wie Bäcker, Technischer Zeich­
ner und Tankwart. Auch in die­
sen Berufen liegt die Verbleib­
quote unter 45 OJo . 

Insgesamt sehen sich etwa 15 OJo 
der Ausgebildeten nach der Prü­
fung mit der Schwierigkeit kon­
frontiert, die Ausbildung in 
einemhäufig gewählten, überlau­
fenen Beruf verwerten zu müs-

sen, was für viele einen Berufs­
wechsel, auch die Aufnahme von 
Hilfstätigkeiten mit sich bringt. 

Durchschnittliche Beschäfti­
gungschancen haben Metall- und 
Elektroberufe und auch die Bau­
berufe. Trotz nachlassender Bau­
konjunktur werden junge Fach­
kräfte offensichtlich in diesem 
Bereich noch gesucht. 

Bei den Frauen haben Friseurin­
nen, Gärtnerinnen und Apothe­
kenhelferinnen geringe Verbleib­
quoten. Relativ günstig schnei­
den die Bürofachkräfte ab, wobei 
hier jedoch die Aufnahme von 
Teilzeitarbeit eine Rolle spielen 
dürfte. Auch die Bankkauffrauen 
haben gute Chancen; 90% sind in 
ihrem erlernten Beruf tätig. 

Junge Frauen, die in einem 
gewerblichen Beruf ausgebildet 
wurden, haben häufig Schwierig­
keiten, eine entsprechende 
Beschäftigung zu finden. Ihre 
Chancen sind jedoch nicht 
schlechter als die der männlichen 
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Ausgebildeten. So gibt es Schwie­
rigkeiten für die Kraftfahrzeug­
mechanikerinnen in gleicher 
Weise wie für die Kraftfahrzeug­
mechaniker. 

Es gibt auch nach wie vor Man­
gelberufe, für die zu wenig aus­
gebildet wurde und die Fach­
kräfte aus anderen Berufen auf­
nehmen, häufig nach Absolvie­
ren einer Zusatzausbildung. Zu 
diesen gehören Berufe in den 
Bereichen Chemie, Kunststoff, 
Datenverarbeitung und einige 
häufig als wenig attraktiv ein­
geschätzte Berufe wie Galvani­
seur, Sägewerk- und Metall­
schleifer. Bei letzterem werden 
dreimal soviele junge Fachkräfte 
beschäftigt wie ausgebildet wur­
den. 

Bezieht man die Zahl der er­
werbstätigen 20- bis 25jährigen 
auf die entsprechende Wohnbe­
völkerung, so sind erst 50% die­
ser Altersgruppe überhaupt 
erwerbstätig. Viele sind noch 
oder wieder in Ausbildung, stu­
dieren an Hochschulen oder sind 
arbeitslos. An dieser Zahl werden 
die erheblichen Strukturver­
schiebungen deutlich, die die 
Verlängerung der Bildungs- und 
Ausbildungsdauer, die höhere 
Ausbildungsbeteiligung und 
auch die Arbeitslosigkeit mit sich 
gebracht haben. Vor 15 Jahren 
waren bereits 78% der entspre­
chenden Altersgruppe erwerbs­
tätig. 

Cß/Wer 
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Anders als beim Modellversuchsprogramm "Erschließung gewerb­
lich-technischer Berufe für Mädchen erzielten die Modellversuche zur 
Umschulungvon erwachsenen, arbeitslosen Frauen bishernoch keine 
größere Breitenwirksamkeit und Öffentlichkeit. Fast zehn Modellver­
suche wurden bisher durchgeführt bzw. laufen derzeitig noch, an 
denen nahezu 500 Frauen beteiligt waren oder sind. Allein vom BffiB 
sind bisher vier Modellversuche zur Umschulung betreut worden, 

' · Dabei sollte unter anderem fest­
gestellt werden, wie sich die Be­
rufseinmündung und der Berufs­
verlauf ehemaliger Umschülerin- ,,. 
nen gestaltet hat. "' 

In den Modellversuchen erhiel­
ten Frauen, die sonst nicht an 
Weiterbildung teilnehmen wür­
den, eine Chance zur Teilnahme 
an solchen Bildungsmaßnahmen. 
Durch zusätzliche Motivations­
phasen vor Beginn der eigentli­
chen Umschulung, durch eine so­
zialpädagogische Begleitung vor, 
während und, über einige Mona-
te, nach Abschluß der Umschu­
lung sowie dadurch, daß es sich 
jeweils um reine Frauengruppen 
handelte, die sich in einem tech­
nisch-gewerblichen Beruf wei­
terbildeten, wurden die teilneh­
menden Frauen gefördert. Das 
Lehrgangsziel, die Facharbeite­
rinnenprüfung, wurde trotz der 
z. T. erschwerten Lebensverhält­
nisse, wie z. B. schw'ierige Fami­
liensituation, Brüche und Abwei­
chungen im Bildungs- und Be­
schäftigungsverlauf, instabile 
private Lebensbedingungen und 
bei Frauen mit Kindern bestehen-
de Doppelbelastung u.a.m., von 

. mehr als der Hälfte aller U mschü­
lerinnen an den jeweiligen Lehr­
gängen erreicht. 

Dies entspricht der Erfolgsquote 
vergleichbarer Maßnahmen mit 
Männern, obwohl die Frauen mit 
erheblichen zusätzlichen 
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Schwierigkeiten umzugehen hat­
ten: 

aufgrund niedrig entlohnter 
vorheriger Tätigkeit oder Teil­
zeitarbeit verfügten sie über 
ein geringes Unterhaltsgeld, 

laufende familiäre Anforde-
rungen, 

der lrmgang mit völlig neuen 
Anforderungsstrukturen des 
gewerblich-technischen Be­
reichs, von denen Frauen tra­
ditionell weitgehend ausge­
schlossen sind. 

In der Umschulung ergaben sich 
deshalb auch Probleme, die un­
vergleichbar zu Maßnahmen 
sind, an denen Männer teilneh­
men: Frauen, die aus anderen als 
gewerblich-technischen Berufs­
bereichen stammten, mußten 
sich Frauen, die eine für sie völlig 
neuartige Betrachtungsweise 
aneignen, die von der Handha­
bung und Umgangsweise mit 
Werkzeugen und Maschinen 
über die fachterminologischen 
Begriffsdeutungen bis hin zur Er­
schließung des Lern- und Ar­
beitsaufbaus reichte. 
Lernsystematik und -geschwin­
digkeit bei den Frauen sind des­
halb recht verschieden zu den im 
gewerblieh -technischen Bereich 
üblicherweise männlichem Teil­

Die Lernergebnisse 
und der Lernerfolg weisen keine 
nennenswerten Unterschiede 
auf. 

Bedingt durch die andersartige 
Herangehensweise der Frauen 
ergaben sich Konflikte zwischen 
ihnen und dem Weiterbildungs­
personal. Diese konnten oft erst 
nach längerer Erfahrung mitein­
ander ausgeräumt werden, teil­
weise unterstützt durch Inter­
vention der Sozialpädagogen 
oder durch Fortbildungssemina­
re für das Weiterbildungsperso­
naL 
Annahmen, daß sich Frauen we­
gen mangelnder Körperkraft, ge­
ringem technischen Verständnis 
und einer generell geringen Ar­
beits- und Professionalitäts­
orientierung nicht für anspruchs­
volle Facharbeiterberufe eignen, 
erwiesen sich als völlig unange­
messen. Solche rollentypischen 
Vorstellungen führten jedoch zu 
wiederholter Diskriminierung 
der Frauen durch Kollegen und 
Ausbilder, vor allem aber nach er­
folgreichem Abschluß der Maß­
nahme bei der Stellensuche. Die­
se und ähnliche Argumente wur­
den oft gegen die Einstellung von 
Frauen herangezogen. Als Nach­
teil bei der Berufseinmündung 
für eine qualifikationsadäquate 
Facharbeiterinnentätigkeit er­
wies sich auch die Tatsache, daß 
dieUmschulungüberwiegend im 
außerbetrieblichen und nicht im 
betrieblichen Rahmen stattfand. 
Generell werden Arbeitslose, ins­
besondere Frauen, kaum inner­
betrieblich berufsqualifizierend 
umgeschult. Um so mehr erwei­
sen sich die Vorbehalte der Be­
triebe gegenüber außerbetriebli­
chen umgeschulten Facharbeite­
rinnen als eine zusätzliche Bar­
riere für Frauen auf dem Arbeits­
markt. Vergleiche zur betriebs­
nahen, d. h. durch Betriebsprak­
tika unterstützten Umschulung 
zeigen deshalb für die spätere Be­
rufseinmündung erhebliche Vor­
teile gegenüber einer rein außer­
betrieblichen Maßnahme. 
Bei der Arbeitsplatzsuche .und 
bei der Beschäftigung zeigten 
sich berufs- bzw. branchenspezi­
fische Unterschiede: Während 
die handwerklichen Betriebe, 



Tischlereien, Elektroinstalla­
tionsfirmen und Gärtnereien und 
offensichtlich besonders ableh­
nend gegenüber der Beschäfti­
gung von weiblichen Mitarbei­
tern waren, so waren Betriebe im 
industriellen Fertigungsbereich 
oft nur zur Einstellung bereit, 
wann die Frauen eine längere 
Einarbeitungszeit oder zusätzli­
che Weiterbildung akzeptierten. 
Dies hat wiederum Auswirkun­
gen auf die Lohnhöhe und beson­
ders sozialschwache Frauen ent­
scheiden sich dann gegen ein sol­
ches Verfahren und fallen in ge­
ringer qualifizierte Tätigkeiten 
zurück. Teilweise erwiesen sich 
die Zusagen der Betriebe auf eine 
der Einarbeitung nachfolgende 
Höhergruppierungjedoch ergeb­
nislos und die Frauen verblieben 
in niedrigbewerteten Anlerntä­
tigkeiten ohne Aussicht auf q uali­
filmtionsadäquate Beschäfti­
gung. 
Verläuft die Einarbeitung hinge­
gen unter der Vorgabe einer aus­
sichtsreichen beruflichen Verän­
derung und mit kollegialer Unter­
stützung, dann findet auch der 
Einstieg in die Facharbeiterin­
nentätigkeit statt. 
Trotz des Ausnahmecharakters, 
den die qualifikationsgemäße In­
tegration vonUmschülerinnen in 
Facharbeitertätigkeiten noch im­
mer einnimmt, geben doch die 
Modellversuche eine neue Rich­
tung bei der "Nachqualifizie­
rung" von Frauen in für sie tradi­
tionell untypische Berufe an : alle 
an der Umschulung Beteiligten, 
die Frauen, Ausbilder, Fachdo­
zenten und Sozialpädagogen, die 
Meister und Vorarbeiter in den 
Betrieben stimmen darüber über­
ein, gegen ihre einstweiligen Vor­
behalte dazugelernt zu haben. 
Jetzt sind die Betriebe aufgefor­
dert,Frauen eine entsprechende 
qualifizierte berufliche Entwick­
lung im gewerblich-technischen 
Bereich zu ermöglichen. Die Er­
fahrungen aus den Modellversu­
chen bieten dazu eine gute Basis. 

Fos 
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Berufliche Bildung und neue Informationstechniken: 

Zwischenbilanz für .die 
Bundesrepublik im Auftrag 
der HG-Kommission 
Eine Zwischenbilanz der staatlichen Aktivitäten in der Bundesrepu­
blik Deutschland zur Modernisierung der Berufsbildung im Hinblick 
auf neue Informationstechniken haben Sachverständige aus Wirt­
schaft, Gewerkschaften, Staat und Wissenschaft auf einer Fachtagung 
gezogen, die vom Bundesinstitut für Berufsbildung in Zusammenar­
beit mit dem Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft in Ber­
lin veranstaltet wurde. 

Im deutschen System der Berufs­
bildung ist die Verantwortungfür 
die Anpassung der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung an den 
technisch -wirtschaftlichen Wan­
del in spezifischer Weise zwi­
schen Wirtschaft und Staat ver­
teilt. 
Die Wirtschaft muß zu einem 
erheblichen Teil selbst dafür 
Sorge tragen, daß die neuen 
Informationstechniken ange­
messen bei der Aus- und Weiter­
bildung ihres Personals berück­
sichtigt werden. Der Staat hat 
jedoch durch eine entsprechende 
Gestaltung des allgemeinbilden­
den und beruflichen Schulwe­
sens sowie die Regelung von Aus­
bildungsgängen wichtige Vor­
aussetzungen hierfür zu schaf­
fen. 
Ansonsten sind die staatlichen 
Aktivitäten in der außerschuli­
schen Berufsbildung darauf aus­
gerichtet, die Wirtschaft und ins­
besondere Klein- und Mitttelbe­
triebe bei ihren Qualifizierungs­
anstrengungen durch die Förde­
rung von Forschung, Modellver­
suchen und überbetrieblichen 
Berufsbildungsstätten zu unter­
stützen. Dem dient im Bereich 
des Bundes ein vom Bundesmini­
ster für Bildung und Wissen­
schaft Anfang 1985 vorgelegtes 
Aktionsprogramm "Neue Tech­
nologien in der beruflichen Bil­
dung", in dessen Zentrum neben 

anderem die Förderung von 
Modellversuchen zu Fragen der 
inhaltlichen, methodischen und 
organisatorischen Gestaltung 
der Aus- und Weiterbildung in 
den neuen Informationstechni­
ken steht. 
Ebenso trägt das Bundesinstitut 
für Berufsbildung zur Lösung 
von Problemen der Berufsbil­
dungspraxis im Zusammenhang 
mit den neuen Informationstech­
niken, insbesondere durch die 
Betreuung von Wirtschaftsmo­
dellversuchen, die Entwicklung 
von Medien und Vermittlungs­
konzepten, die Mitwirkung an 
der Erarbeitung und Anpassung 
von Aus- und Weiterbildungs­
gängen sowie durch seine For­
schungsergebnisse bei. 
Die Schwerpunkte der Aktivitä­
ten der Länder und kommunalen 
Schulträger liegen gegenwärtig in 
der Einführung einer informa­
tionstechnischen Grundbildung, 
der Modernisierung der Lehrplä­
ne und der Ausstattung der Schu­
len sowie der Lehrerfortbildung. 

Bei der Bundesanstalt für Arbeit 
spielt die Förderung von beruf­
lichen Weiterbildungsmaßnah­
men für den Umgang mit den 
neuen Informationstechniken ei­
ne zunehmende Rolle. 
Auf der Fachtagung wurde eine 
Reihe von Problemen angespro­
chen. Hierzu gehören: 
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0 die Verbesserung der Aus- und 
Weiterbildung in Klein- und 
Mittelbetrieben ; 

0 die Weiterbildung der Ausbil­
der und Berufsschullehrer so­
wie von Lehrkräften in der 
Weiterbildung; 

0 die weitere Anpassung von 
Ausbildungsordnungen und 

t Rahmenlehrplänen; 
0 die Vermittlung fachübergrei­

fender Grundqualifikationen; 
0 die Verbesserung der Trans­

parenz des Weiterbildungsan­
gebotes; 

0 die Umschulung und Nach­
qualifizierung von Personen 
mit unzureichenden Berufs­
qualifikationen ; 

0 die Verbesserung des Zugangs 
von Frauen zu zukunftsträch­
tigen technischen Berufen. 

Die Fachtagung, wie auch ver­
gleichbare Tagungen in anderen 
EG-Mitgliedsstaaten, steht im 
Zusammenhang mit einem Vier­
jahresprogramm 1985 bis 1988 
"Berufliche Bildung und neue In­
formationstechnologien" der 
Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften. 
Auf den nationalen Fachtagun­
gen sollen für die Kommission in 
Brüssel eine Zwischenbilanz der 
Berufsbildungsaktivitäten im 
Zusammenhang mit den neuen 
Informationstechniken gezogen 
und dabei schwerpunktmäßig 
vier Problemstellungen erörtert 
werden : 

1. Aus- und Weiterbildung im 
Hinblick auf neue Qualifika­
tionen und Berufe 

Die Ermittlung zukunftsbezo­
gener Anforderungen und deren 
Umsetzung m berufliche Bil­
dungspläne und Qualifizierungs­
konzepte bleibt eine vordringli­
che Aufgabe. Dabei ist zu beach­
ten, daß berufsfachliche Qualifi­
kationen im wesentlichen ihre 
Bedeutung behalten, übergrei­
fende Anforderungsmerkmale, 
wie z. B. abstraktes Denken, 
Systemdenken, Kommunika­
tionsfähigkeit und Selbständig-
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keit jedoch stärker in den Vorder­
grund rücken. Ein anwendungs­
bezogenes Grundwissen auf dem 
Gebiet der Informationstechnik 
wird zukünftig in fast allen Beru­
fen unverzichtbar sein. 

Völlig neue Ausbildungsberufe 
bleiben die Ausnahme. So ent­
steht z. B. bei der Neuordnung 
von 42 Metallberufen nur ein 
gänzlich neues Berufsprofil, die 
Fachrichtung "Produktionstech­
nik" beim Industriemechaniker. 
Veränderungen ergeben sich im 
wesentlichen m den Inhalten 
bestehender Berufe. Außerdem, 
das zeigt die Neuordnung sowohl 
der Metall- als auch der Elek­
troberufe, werden mehrere alte 
Berufe zu einem neuen mit brei­
ter Grundbildung zusammen­
gefaßt, was die Flexibilität im 
Betrieb und Mobilität am Ar­
beitsmarkt erhöht. 
Im Weiterbildungsbereich wer­
den sich dagegen in zunehmen­
dem Maße Fortbildungs­
abschlüsse und Fortbildungs­
berufe entwickeln, die auf Aus­
bildungsberufen aufbauen, wie 
dies z. Z. bereits in standardisier­
ten Fortbildungsangeboten und 
Prüfungsregelungen wie z. B. 
CNC-Dreher, Mikrocomputer­
operator, Wirtschaftsinformati­
ker etc. sichtbar wird. 

2. Maßnahmen zur Stärkung 
von kleineren und mittleren 
Betrieben 

Eine besondere Aufmerksamkeit 
muß den Klein- und Mittelbetrie­
ben gewidmet werden, da sie im 
Gegensatz zu Großbetrieben aus 
eigener Kraft häufig nicht in der 
Lage sind, die mit der Aus- und 
Weiterbildung auf dem Gebiet 
der neuen Techniken entstehen­
den Probleme zu lösen. Die von 
den Technik -Herstellern angebo­
tenen Schulungsmaßnahmen 
haben sich als vielfach nicht aus­
reichend erwiesen. Das Kurs­
angebot auf dem Weiterbildungs­
markt erreicht nach wie vor einen 
Großteil dieser Kleinbetriebe 
nicht. Bei der von der Bundes­
regierung geförderten und vom 

Bundesinstitut für Berufsbil­
dung betreuten Modellversuchs­
reihe "Neue Technologien in der 
Berufsbildung" stehen deshalb 
die Entwicklung von Aus- und 
Weiterbildungskonzeptionen für 
Klein- und Mittelbetriebe 1m 
Zentrum. 
3. Methoden und Organisation 

von Bildungsmaßnahmen 
Die zunehmende Bedeutung von 
übergreifenden Qualifikationen 
bei gleichzeitig veränderten 
Lernbedingungen an hochtech­
nisierten Arbeitsplätzen erfor­
dern neue methodische Ansätze 
in der beruflichen Aus- und Wei­
terbildung. Zahlreiche Modell­
versuche sind deshalb der Ent­
wicklung und Erprobung neuer 
Lehr- und Lernmethoden sowie 
Organisationsformen der Aus­
und Weiterbildung gewidmet. 

4. Grundbildung im Hinblick 
auf Personen mit mangelnder 
Vorbildung 

Zur Verbesserung der Arbeits­
marktchancen durch berufliche 
Qualifizierung benachteiligter 
Jugendlicher und Arbeitsloser 
gibt es umfangreiche Programme 
des Bundes einschließlich der 
Bundesanstalt für Arbeit. So ist 
im vergangenen Jahr die Ausbil­
dung von rund 47 000 benachtei­
ligten Jugendlichen gefördert 
worden. Diese Maßnahmen wer­
den gegenwärtig erweitert. Es 
gibt aber auch über 1 Million jun­
ger Erwerbspersonen ohne 
beruflichen Ausbildungsab­
schluß. Die Qualifizierung dieses 
Personenkreises ist eine vor­
dringliche Aufgabe. 
Die Ergebnisse der Fachtagung 
sind in einem Bericht an die EG­
Kommission zusammengefaßt 
und werden in eine im Novem­
ber 1986 in London stattfindende 
EG-Konferenz "People and 
Technology" einfließen. Der 
Bericht von Hans H. Wilhelmi 
und Richard Koch kann kosten­
los über das Pressereferat des 
Bundesinstituts für Berufsbil­
dung bezogen werden. 

Koch 
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Fortsetzung Tabelle 4 

Nachwuchs- Spezielle 
zuwachs Nachwuchs-

Nr. quote 

Alters­
struktur­

quote 

im Vergleich zum Durchschnitt*) 

4 + + 

5 + 

6 + + 
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Berufe 

Bank- und Versicherungskaufleute; 
Gästebetreuer (in den Tabellen nicht 
extra ausgewiesen) . 

Bauberufe (Maurer, Zimmermann u. a.); 
Warenkaufleute ohne Verkäufer 
(Einzelhandels-, Groß- und Außen­
handelskaufmann) . 

Schlosser, Mechaniker, Werkzeugmacher ; 
Elektriker; 
Textil- und Bekleidungsberufe; 
Fleischer; 
Technische Sonderfachkräfte; Verkäufer ; 
Friseur. 

Land- und forstwirtschaftliche Berufe 
(ohne Gartenbauberufe); 
Metallerzeuger und -bearbeiter; 
Lederhersteller und -verarbeiter. 

Kommentar 

Die spezielle Konstellation der Vorzei­
chen weist hier darauf hin, daß die un­
terdurchschnittliche Nachwuchsquote 
ein anderes Erklärungsmuster als in den 
anderen Gruppierungen hat . Die unter­
durchschnittliche Nachwuchsquote 
trotzeines hohen bzw. sehr hohen 
( Gästebetreuer) Nachwuchszuwachses 
ist hier ein Ausdruck dafür, daß in die­
sen Berufen sehr viele junge Fachkräfte 
aus anderen Ausbildungsberufen tätig 
sind. 

Die Berufe hier sind stark branchen­
abhängig (Baugewerbe, Handel). Gerin­
ger Nachwuchszuwachs, hohe Abwan­
derungen in jungem Erwerbstätigkeits­
alter führen zu einer relativen Veralterung 
der Erwerbstätigkeitsstruktur·. 

Sieht man von dem Beruf des Verkäufers 
und teilweise von den Textil- und Beklei­
dungsberufen ab, so handelt es sich bei 
den hier aufgeführten Berufen um stark 
spezialisierte Berufe (geringe Möglichkeit 
des Zugangs aus anderen Ausbildungen). 
Die Vorzeichenkonstellation läßt zwei Er­
klärungen, die auf unterschiedliche Grup­
pen zutreffen, zu. Bei der einen Gruppe 
handelt es sich um überwiegend von 
Frauen besetzte Berufe (Verkäufer, Tech­
niker, Sonderfachkräfte, Friseur, Textil­
u. Bekleidungsberufe) mit hoher Fluktua­
tion in jungen Jahren und relativ geringer 
du rehsehn ittl i eher Erwerbstät igk eits­
dauer im Beruf. Die zweite Gruppe bilden 
die sog. gewerblichen, überwiegend hand­
werklichen .,Herkunftsberufe", bei denen 
trotzrelativ hoher Abwanderung in jun­
gen Jahren die Altersstruktur günstig 
bleibt . 

Bei diesen Berufen handelt es sich um 
schrumpfende Berufe. Allerdings kann die 
hohe Abwanderung und die negative Al­
tersstruktur durchaus günstige Berufs­
chancen für den Nachwuchs in diesem 
Beruf eröffnen. 

*) Die Vorzeichen beziehen sich auf die Abweichungen vom Durchschnittswert der entsprechenden Kategorien. 
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Zusammenfassend kann festgestellt werden : Nicht der Umfang 
der Nachwuchsbildung, sondern ihre Struktur istangesichtsder 
langfristigen Entwicklung problematisch. Die starke Ausweitung 
der Berufsausbildung und der dadurch bedingte hohe Fachkräfte­
zuwachs in den 80er Jahren verursacllt vom Umfang her nur ein 
temporäres- allerdings sich noch Jahre hinziehendes- Problem. 
Das relativ hohe Gewicht von Fertigungsberufen in der Ausbil­
dung, die in dem langfristigen Beschäftigungstrend zu schrump­
fenden Berufsfeldern gehören, erhöht das künftige Potential an 
Berufswechslern und forciert die Substitution von Ungelernten 
(älteren) durch Fachkräfte (jüngeren). Hinzu kommt die Fehl-

steuerung in vielen überwiegend von Frauen besetzten (Ausbil­
dungs-)Berufen, in denen ein Großteil der Absolventen keine Er­
werbschance im erlernten Beruf hat. Angesichts der schrumpfen­
den Beschäftigung in der Mehrzahl der gewerblichen Berufe und 
der damit verbundenen zunehmenden Konkurrenz unter den Be­
rufsangehörigen ist die heute noch vielfach angestrebte (Um-)­
Lenkung von Frauen in gewerbliche Berufe nicht geeignet, ihre 
Arbeitsmarktchancen nachhaltig zu verbessern. Die richtige Lo­
sung müßte heißen : 
Mehr Frauen in qualifizierte Büro-, Verwaltungs- und kaufmänni­
sche Berufe! 
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Anmerkungen [3) Vgl. : Berufliche Bildung 1984, Reihe 3 , Bildung und Kultur. · 

[1) Die Ergebnisse sind in Wirtschaft und Statistik, Heft 8, 1983,veröf­
fentlicht . 

[4) Nach der BIBB-/IAB-Erhebung bei deutschen Erwerbstätigen 1979 
hatten 18% der Erwerbstätigen mit Lehrabschluß eine weiterführen­
de Ausbildung (Hochschu le, Meister-Technikerschule) absolviert. 

[2) Vgl. : Wirtschaft und Statistik, Heft 1, 1986. 

Tabelle 1: Erwerbstätige nach Berufen 1961 bis 1984 

1982 jahresdurchschnittliche Veränderung 

Berufsabschnitt/Berufsordnung 1) 
Mikro- Beschäftigten- 1973 geg. 1961 1982 geg. 1973 1984 geg. 1982 
zensus statistik 

1000 % 

Pflanzenbauer, Tierzüchter, Fischereiberufe 1386 (300) 3,8 -3,3 (+ 3,1) 
Bergleute, Mineralgewinner 127 144 4,8 - 2,1 -3,3 
Steinbearbeiter, Bau stoffhersteiler 42 56 3,2 -3,6 -0,9 
Keramiker, Glasmacher 69 78 1,6 -0,7 -2,6 
Chemiearbeiter, Kunststoffverarbeiter 274 417 0,5 -0,7 + 0,3 
Papierhersteller, -verarbeiter, Drucker 212 283 1,2 -1,7 -1.4 
Holzaufbereiter, Holzwarenfertiger 

und verwandte Berufe 55 78 4,1 -2,2 -2.4 
Metallerzeuger, -bearbeiter (einschl. 

Metallarbeiter o. n. A .) 776 717 1,5 -2,2 -3,2 
Schlosser, Mechaniker und zugeordnete 

Berufe (einschl. Sonstige Montierer) 2057 1803 + 0,6 + 0,2 -1 ,1 
Elektr iker (einschl. Elektrogeräte-, 

E lektroteilemontierer 746 621 + 2,0 -0,3 + 0,1 
Textil- und Bekleidungsberufe 396 366 2,9 - 4,2 -3,3 
Lederhersteller, Leder- und Fellverarbeiter 98 99 3.4 -3,6 -3,9 
Ernährungsberufe 605 597 1,0 + 1,0 + 0,2 
Bauberufe; Bau-, Raumausstatter, Polsterer 1013 1098 0,9 -2,2 - 1,2 
Tischler, Modellbauer 320 265 1,7 + 0,2 + 0.4 
Maler, Lackierer und verwandte Berufe 

(einschl. Bildende Künstler, Graphiker ; 
Dekorationen-, Schildermaler) 322 245 - 0,3 -0,7 + 0,6 

Warenprüfer, Versandfertigmacher 367 393 - 0,3 - 1,5 -2,5 
Hilfsarbeiter ohne nähere Tätigkeitsangabe 945 (150) + 26,1 -2,2 {± 0 ) 

Maschinisten und zugehörige Berufe 344 224 + 1,0 - 0.4 -3,1 
Ingenieure, Chemiker, Physiker, Mathematiker ; 

Techniker, Technische Sonderfachkräfte 
(einschl. Künstlerische und zugeordnete 
Berufe der Bühnen-, Bild- und Tontechnik) 1559 1348 + 5,5 + 1,3 ± 0 

Warenkaufleute 2077 1654 + 0,4 ± 0,0 ± 0 
Dienstleistungskaufleute und zugehörige Berufe 771 751 + 5.4 + 2.4 + 1,3 
Verkehrsberufe (ohne Posthalter) 1590 1534 0,7 -0,9 -2,2 
Organisations-, Verwaltungs-, Büroberufe 

(einschl. Posthalter ; Arbeits-, 
Berufsberater) 5297 3820 + 3,4 + 1,2 -0,2 

Ordnungs-, Sicherheitsberufe (einschl. 
Masseure, Krankengymnasten und 
verwandte Berufe; Sonstige Körperpfleger) 1181 (268) + 3,4 + 1,3 -0,1 

Schriftwerk schaffende, 
schriftwerkordnende sowie Künstlerische 
Berufe (ohne Bildende Künstler, Graphiker, 
Dekorationen-, Schildermaler ; Künstlerische 
und zugeordnete Berufe der Bühnen-, Bi ld-
und Tontechnik) · 180 158 + 2,0 + 2,0 + 0,3 

Gesundheitsdienstberufe (ohne Masseure, 
Krankengymnasten und verwandte Berufe) 1033 908 + 5,9 + 4,3 + 2,5 

Sozial- und Erziehungsberufe, anderweitig 
nicht genannte geistes-und naturwissen-
schaftliehe Berufe (ohne Arbeits-, Berufs-
berater) 1210 (544) + 5,7 + 5,5 (+ 2,2) 

Allg. Dienstleistungsberufe (ohne sonstige 
Körperpfleger 1442 1277 0,4 -0,2 - 1,2 

Sonstige Arbeitskräfte 281 (53) 4,2 -3,0 (- 1,5) 

26774 20709 0,3 -0,1 -0,4 

1) Klassifizierung der Berufe, Ausgabe 1975 
( ) nicht vergleichbar 



BWP 3/86 L. Alex; Ausbildung und Beruf 83 

Tabelle 2: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge *l 1977, 1984 

Kenn- 1977 1984 1984 zu 1977 
ziffer 

Bezeichnung absolut absolut in% 

01-06 Pflanzenbauer, Tierzüchter und Fischereiberufe 20026 25074 + 25,2 

darunter 
05 Gartenbauer (2459) (14167) + 476,1 
07-09 Bergleute, Mineralgewinner 2139 4305 + 101,3 
10-11 Steinbearbeiter, Baustoffhersteller 952 1 336 + 40,3 
12-13 Keramiker, Glasmacher 667 909 + 36,3 
14-15 Chemiearbeiter, Kunststoffverarbeiter 2267 4329 + 90,9 
16-17 Papierhersteller, -verarbeiter, Drucker 4183 6138 + 46,7 
18 Holzaufbereiter, Holzwarenfertiger 483 649 + 34,4 
19-26 Metallerzeuger und -bearbeiter 25596 30659 + 19,8 
27-30 Schlosser, Mechaniker und zugeordnete Berufe 88754 99199 + 11,8 

darunter 
28 Mechaniker (43964) (45 124) + 2,6 
29 Werkzeugmacher ( 7686) ( 7 906) + 2,9 
31 Elektriker 44 735 55506 + 24,1 
33-36 Textil- und Bekleidungsberufe 12696 14203 + 11,9 
37 Lederhersteller und -verarbeiter 1897 1958 + 3,2 
39-43 Ernährungsberufe 25756 35784 + 38,9 

darunter 
39 Bäcker, Konditor (10948) (15268) + 39,4 
40 Fleischer 7420 8305 + 11,9 
44-49 Bauberufe 27739 37013 + 33,4 

darunter 
44 Maurer, Betonbauer (14348) ( 17 179) + 19,7 
50 Tischler, Modellbauer 14145 20376 + 44,1 
51 Maler, Lackierer u. verwandte Berufe 11 974 16227 + 35,5 
52 Warenprüfer, Versandfertigmacher 408 1 795 + 339,9 
54 Maschinisten und zugehörige Berufe 401 468 + 16,7 
62-63 Techniker, Techn. Sonderfachkräfte 13683 16627 + 21,5 
68 Warenkaufleute 101 296 118 030 + 16,5 

darunter 
6820-6829 Verkäufer (55214) (61807) + 11,9 
69 Bank- und Versicherungskaufleute 19043 27112 + 42,4 
70 Andere Dienstleistungskaufleute 5075 6587 + 29,8 
71-74 Verkehrsberufe 4 747 7898 + 66,4 
75-78 Organisations-, Verwaltungs- und Büroberufe 75506 105955 + 40,3 
80 Sicherheitswahrer 387 659 + 70,3 
82-83 Publizisten, Dolmetscher, Künstlerische Berufe 3083 3912 + 26,9 
85 Gesundheitsdienstberufe 22818 31268 + 37,0 
87-93 Allgemeine Dienstleistungsberufe 35685 49488 + 38,7 

darunter 
90 Friseure (24821) (27 613) + 11,2 
92 Hauswirtschaftliche Berufe ( 4162) ( 7 309) + 75,4 

Sonstige ( 6174) 

Insgesamt 572315 723464 + 26,4 

*) Statistisches Bundesamt, Berufliche Bildung 1977. Eigene Berechnungen 
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Tabelle 3a : Erwerbstätige mit abgeschlossener (betrieblicher) Berufsausbildung 1982 und Absolventen einer dualen Ausbildung 1984 

Kenn- Erwerbstätige 1982 Bestandene 
ziffer mit abgeschlossener Berufsausbildung Prüfungen 

Bezeichnung unter 30 Jahren 30 u. mehr Jahre Insgesamt 1984 

1000 1000 1000 1000 
( 1) (2) (3) (4) 

01-06 Pflanzenbauer, T ierzüchter und 
Fischereiberufe 133,0 389,5 522,5 20,7 

darunter 
05 Gartenbauer 34,9 75,9 110,8 10,8 
07-09 Bergleute, Mineralgewinner 17,8 55,0 72,8 3,7 
10- 11 Steinbearbeiter, Baustoffhersteller 8,5 20,3 28,8 0,8 
12-13 Keramiker, Glasmacher 7,0 26,1 33,1 0,7 
14-15 Chemiearbeiter, Kunststoffverarbeiter 33,1 109,7 142,8 3,0 
16- 17 Papierhersteller, -verarbeiter, Drucker 37 ,2 111 ,5 148,7 4,8 
18 Holzaufbereiter, Holzwarenfertiger 5,7 16,5 22,2 0,4 
19-26 Metallerzeuger und -bearbeiter 184,0 439,2 623,2 25,4 
27 - 30 Schlosser, Mechaniker und 

zugeordnete Berufe 463,9 826,4 1 290,3 85,4 

darunter 
28 Mechaniker 182,0 256,9 438,9 39,3 
29 Werkzeugmacher 42,0 65,5 107,5 8,0 
31 Elektriker 241,4 392,6 634,0 52,4 
33-36 Textil - und Bekleidungsberufe 71 ,8 135,6 207,4 13,3 
37 Lederhersteller und -verarbeiter 11,7 40,4 52,1 1,4 
39-43 Ernährungsberufe 114,0 229,1 343,1 22,7 

darunter 
39 Bäcker, Konditor 33,6 58,8 92,4 9,8 
40 Fleischer 33,7 68,1 101,8 5,2 
44-49 Bauberufe 158,2 531 '1 689,3 31 ,5 

darunter 
44 Maurer, Betonbauer 70,4 261 ,3 331,7 15,8 
50 Tischler, Modellbauer 66,2 181,4 247,6 17,8 
51 Maler, Lackierer u. verwandte Berufe 66,4 144,1 210,5 10,4 
52 Warenprüfer, Versandfertigmacher 35,9 117,3 153,2 0,9 
54 Maschinisten und zugehörige Berufe 38,2 167,0 205,2 0,4 
62-63 Techniker und Technische Sonderfachkräfte 78,9 88,7 167,6 15,1 
68 Warenkaufleute 436,7 1 054,3 1491 ,0 103,3 

darunter 
6820-6829 Verkäufer 305,8 531 ' 1 836,9 56,3 
69 Bank- und Versicherungskaufleute 178,0 292,0 470,0 24,4 
70 Andere Dienstleistungskaufleute 31,7 103,1 134,8 5,4 
71-74 Verkehrsberufe 202,2 791,4 993,6 11,7 
75-78 Organisations-, Verwaltungs- u. Büroberufe 1080,8 2869,0 3949,8 84,9 
80 Sicherheitswahrer (o . Soldaten, 

Grenzschutz und Polizei) 13,1 42,0 . 55,1 0,6 
82-83 Publizisten, Dolmetscher, 

Künstlerische Berufe 31,0 97,5 128,5 3,4 
856 Sprechstundenhelfer 125,2 56,1 181 ,3 26,7 
87-93 Allgemeine Dienstleistungsberufe 286,7 600,5 887,2 33,4 

darunter 
90 Friseur 67,8 75,8 143,6 16,3 
92 Hauswirtschaftliche Berufe 25,0 45,6 70,6 8,6 
53 Hilfsarbeiter o. nähere Tätigkeitsangabe 84,5 208,9 293,4 
98-99 Arbeitskräfte o. Angabe des Berufes 32,4 78,1 110,5 

Insgesamt 4275,2 10214,4 14489,6 604,8 



BWP 3/86 L. Alex; Ausbildung und Beruf 85 

Tabelle 3b: Erwerbstätige mit abgeschlossener (betrieblicher) Berufsausbildung 1982 und Absolventen einer dualen Ausbildung 1984 

- Prozentstruktur -

Erwerbstätige 1982 Bestandene 
Kenn- mit abgeschlossener Berufsausbildung Prüfungen 
Ziffer Bezeichnung unter 30 Jahren 30 und mehr Jahre insgesamt 1984 

in % in % in% in % 

01-06 "Pflanzenbauer, Tierzüchter 
und Fischereiberufe 3,11 3,81 3,60 3.42 

darunter 
05 Gartenbauer 0,81 0.74 0.76 1.78 
07-09 Bergleute, Mineralgewinner 0.41 0,53 0,50 0,61 
10-11 Steinbearbeiter, Baustoffhersteller 0,19 0,19 0,19 0,13 
12-13 Keramiker, Glasmacher 0,16 0,25 0,22 0,11 
14-15 Chemiearbeiter, Kunststoffverarbeiter 0,77 1,07 0,98 0,49 
16-17 Pa pierhersteiler, -verarbeiter, Drucker 0,87 1,09 1,02 0.79 
18 Holzaufbereiter, Holzwarenfertiger 0,13 0,16 0,15 0,06 
19-26 Metallerzeuger und -bearbeiter 4,30 4,29 4,30 . 4,19 
27-30 Schlosser, Mechaniker und 

zugeordnete Berufe 10,85 8,09 8,90 14,12 

darunter 
28 Mechaniker 4,25 2,51 3,02 6.49 
29 Werkzeugmacher 0,98 0,64 0.74 1,32 
31 Elektriker 5,64 3,84 4,37 8,66 
33-36 Textil- und Bekleidungsberufe 1,67 1,32 1.43 2,19 
37 Lederhersteller und -verarbeiter 0,27 0,39 0;35 0,23 
39-43 Ernährungsberufe 2,66 2,24 2,36 3,75 

darunter 
39 Bäcker, Konditor 0.78 0,57 0,63 1,62 
40 Fleischer 0.78 0,66 0,70 0,85 
44-49 Bauberufe 3.70 5,19 4,75 5,20 

darunter 
44 Maurer, Betonbauer 1,64 2,55 2,28 2,61 
50 Tischler, Modellbauer 1,54 1.77 1.70 2,94 
51 Maler, Lackierer u. verwandte Berufe 1,55 1.41 1.45 1.71 
52 Warenprüfer, Versandfertigmacher 0,83 1 '14 1,05 0,14 
54 Maschinisten und Berufe 0,89 1,63 1.41 0,06 
62-63 Techniker und Technische Sonderfachkräfte 1,84 0,83 1,15 2.49 
68 Warenkaufleute 10,21 10,32 10,29 17,08 

darunter 
6820-6829 Verkäufer 7,15 5,19 5,77 9,30 
69 Bank- und Versicherungskaufleute 4,16 2,85 3,24 4,03 
70 Andere Dienstleistungskaufleute 0.74 1,00 0,93 0,89 
71-74 Verkehrsberufe 4,72 7,74 6,85 1,93 
75-78 Organisations-, Verwaltungs- u. Büroberufe 25,28 28,08 27,25 14,03 
80 Sicherheitswahrer (o. Soldaten, 

Grenzschutz und Polizei) 0,30 0.41 0,38 0,09 
83-83 Publizisten, Dolmetscher, 

Künstlerische Berufe 0,72 0,95 0,88 0,56 
856 Sprechstundenhelfer 2,92 0,54 1,25 4.41 
87-93 Allgemeine Dienstleistungsberufe 6.70 5,87 6,12 5,52 

darunter 
90 Friseur 1,58 0.74 0,99 2,69 
92 Hauswirtschaftliche Berufe 0,58 0.44 0.48 1.42 
53 Hilfsarbeiter o. nähere Tätigkeitsangabe 1,97 2,04 2,02 
98-99 Arbeitskräfte o. Angabe des Berufes . 0,75 0.76 0,76 

Insgesamt 100 100 100 100 
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Tabelle 3c: Berufsspezifische ,.Nachwuchsquoten" in % 

Bestandene Prüfungen Anteil der Erwerbstätigen 
1984 zu unter 30 Jahren 

Kenn-
Bezeichnung 

Erwerbstätige mit Erwerbstätige mit an Erwerbstätigen 
ziffer abgeschlossener abgeschlossener insgesamt mit 

Berufsausbildung Berufsausbildung abgeschlossener 
insgesamt unter 30 Jahren Berufsausbildung 

01-06 Pflanzenbauer, Tierzüchter 
und Fischereiberufe 3,9 15,6 25,5 

darunter 
05 Gartenbauer 9,7 30,9 31,5 
07-09 Bergleute, Mineralgewinner 5,1 20,8 24,5 
10-11 Steinbearbeiter, Baustoffhersteller 2,9 9,9 29,5 
12-13 Keramiker, G Iasmacher 2,0 10,0 21,1 
14-15 Chemiearbeiter, Kunststoffverarbeiter 2,1 9,1 23,2 
16-17 Papierhersteller, -verarbeiter, Drucker 3,2 13,0 25,0 
18 Holzaufbereiter, Holzwarenfertiger 2,0 7,7 25,7 
19-26 Metallerzeuger und -bearbeiter 4,1 13,8 29,5 
27-30 Schlosser, Mechaniker' und 

zugeordnete Berufe 6,6 18,4 35,9 

darunter 
28 Mechaniker 8,9 21,6 41,5 
29 Werkzeugmacher 7,5 19,1 39,1 
31 Elektriker 8,3 21,7 38,0 
33-36 Textil- und Bekleidungsberufe 6,4 18,5 34,6 
37 Lederhersteller und -verarbeiter 2,8 12,3 22,5 
39-43 Ernährungsberufe 6,6 19,9 33,2 

darunter 
39 Bäcker, Konditor 10,6 29,2 36,4 
40 Fleischer 5,1 15,5 33,1 
44-49 Bauberufe 4,6 19,9 22,9 

darunter 
44 Maurer, Betonbauer 4,7 22,4 21,2 
50 Tischler, Modellbauer 7,2 26,9 26,7 
51 Maler, Lackierer u. verwandte Berufe 4,9 15,7 31,5 
52 Warenprüfer, Versandfertigmacher 0,6 2,4 23,4 
54 Maschinisten und zugehörige Berufe 0,2 1,0 18,6 
62-63 Techniker, Techn. Sonderfachkräfte 9,0 19,1 47,1 
68 Warenkaufleute 6,9 23,7 29,3 

darunter 
6820-6829 Verkäufer 6,7 18,4 36,5 
69 Bank- und Versicherungskaufleute 5,2 13,7 37,9 
70 Andere Dienstleistungskaufleute 4,0 17,1 23,5 
71-74 Verkehrsberufe 1,2 5,8 20,4 
75-78 Organisations-, Verwaltungs- und 

Büroberufe 2,1 7,8 27,4 
80 Sicherheitswahrer 1 '1 4,6 23,8 
82-83 Publizisten, Dolmetscher, 

Künstlerische Berufe (Schaufenster-
gestalter, Fotograf) 2,6 11,0 24,1 

856 Sprechstundenhelfer 14,7 21,3 69,1 
87-93 Allgemeine Dienstleistungsberufe 3,8 11,6 32,3 

darunter 
90 Friseur 11,4 24,1 47,2 
92 Hauswirtschaftliche Berufe 12,2 34,4 35,4 
53 Hilfsarbeiter o. nähere Tätigkeitsangabe 28,8 
98-99 Arbeitskräfte o. Angabe des Berufes 29,3 

Insgesamt 4,2 14,1 29,5 
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Christel Balli 

Zur Integration sozialer Randgruppen 
durch Fernunterricht 

Eine Betrachtung von Informations- und Werbematerialien 
ausgewählter Fernlehreinrichtungen aus England [1] 

Die Abhandlung stützt sich auf Informations- und Werbemateria­
lien englischer Fernlehreinrichtungen, die sich auch an soziale 
Randgruppen wenden bzw. deren Probleme im Lehrmaterial be­
handeln. Die Art der Ansprache und das spezielle Lehrgangs­
angebot werden auf der Grundlage dieser Materialien beschrie­
ben. Hierauswerden dann Elemente eines möglichen Integrations­
modells abgeleitet. 

Vorbemerkung 

Die Verbindung von .,Fernunterricht" und .,sozialen Randgrup­
pen" kann zunächst als Widerspruch verstanden werden. Schließ­
lich ist Fernunterricht ein Bildungsweg, der die Beherrschung 
von Lerntechniken, das Vorhandensein finanzieller Mittel und 
die Fähigkeit zum Alleinelernen voraussetzt. Das Fehlen dieser 
Voraussetzungen gehört aber häufig zum Erscheinungsbild sozia­
ler Randständigkeit. Inwieweit dieser Widerspruch aufhebbar ist, 
soll die vorliegende Untersuchung klären helfen. 

Die Tatsache, daß im Grundsatz niemand von der Teilnahme am 
Fernunterricht ausgeschlossen wird, ist noch kein Beitrag zur In­
tegration Benachteiligter. Gerade die formale Offenheit eines 
Angebots kann dessen Unbrauchbarkeit herbeiführen. Denn oh­
ne die Berücksichtigung der Faktoren, die zur Randständigkeit 
geführt haben, können scheinbar verfügbare Bildungschancen 
nicht wahrgenommen werden. Um eine bewußte Entscheidung 
treffen zu können, müssen Inhalt und Durchführungskonzeption 
von Fernlehrgängen für die Betroffenen erkennbar sein, d. h., mit 
den eigenen Lebensumständen abgestimmt werden können. Die­
se Forderung gilt zwar generell, für soziale Randgruppen jedoch 
in besonderer Weise, denn für jede Gruppe beinhaltet die Teilnah­
me am Fernunterricht spezifische 

Angesichts der besonderen Problematik des Themas ergab sich 
dessen Bearbeitung nicht aus dem theoretischen Zusamrpenhang 
von .,Randgruppen"- .,Bildungschancen"- .,Fernunterricht"­
.. Integration". Sie wurde vielmehr angeregt von Beispielen, die 
hierzu in England vorliegen. Die Beschäftigung mit diesem Land 
im Zusammenhang mit Fernunterricht liegt überdies nahe. 

.. Das private Fernlehrwesen in Großbritannien hat . . . eine zwar 
nicht durch Gesetzgebung akzeptierte, in der Praxis aber sowohl 
nach Umfang als auch nach dem Status der angebotenen Qualifi­
kationsmöglichkeiten beträchtliche bildungspolitische Bedeu­
tung, die seit dem ROBBINS-Report und dem GURR-Report, · 
also seit etwa Mitte der sechziger Jahre, auch offiziell bestätigt 
wird. 
Das im Vergleich zu anderen Ländern bessere Image der Unter­
richtsform beruht also auf ihrer absoluten Akzeptierung in der 
beruflichen Bildung, auf der Offenheit des externen Prüfungswe­
sens und nicht zuletzt auf der Nutzung des Fernunterrichts 
durch Hochschulen und durch die weltweit als Innovationspro­
jekt im Bildungswesen eingestufte Open University (OU)." [2] 

Es war zu erwarten, daß entsprechend diesem gesellschaftlichen 
Status und der Tradition von Fernunterricht (3] auch auf dem 
hier behandelten Gebiet besondere Beiträge vorlägen. Sie wer­
den beschrieben so weit und in der Form, wie sie sich in Informa­
tions- und Werbematerialien (Broschüren, Kataloge, Einzelblät­
ter) zu Angeboten ausgewählter Fernlehreinrichtungen nieder­
schlagen. [ 1] Das heißt, es handelt sich weder um eine ideologie­
kritische Analyse noch um die Darstellung eines erprobten Mo-

dells. Lehrgangsangebote werden vielmehr im Hinblick auf Teil­
nehmeransprache und Inhalte/Ziele untersucht und die über die 
einbezogenen Materialien verstreuten und disparaten Elemente 
so miteinander verbunden, daß ein systematischer Zusammen: 
hang entsteht. Damit ist diese Arbeit keine empirische im Sinne 
eines Zwei-Länder-Vergleichs, der jeweils Vorhandenes gegen­
überstellt und die Defizite (historisch) zu begründen versucht. 
Intendiert istdie Entwicklung eines (Grund-) Modells zur I ntegra­
tion sozialer Randgruppen, das durch Deskription bestehender 
Ansätze Anstöße zur Diskussion und Umsetzung liefern will. [ 4] 
Denn Bemühungen dieser Art sind bei uns eher die Ausnahme, 
keineswegs sind sie ein Merkmal der Fernunterrichtspraxis; bis­
her gehören sie nicht zum Selbstverständnis von .,Fernunter­
richt" als .,Bildungsweg". [5] Da aber sowohl das Fernlehrwesen 
selbst als auch Wirtschaft und Gesellschaft in diesem Falle in we­
sentlichen Strukturen vergleichbar sind, bestehen für diesen 
Transfer keine unüberwindbaren Schwierigkeiten. 

Die der Untersuchung zugrunde gelegten Materialien (6] stammen 
von vier Fernlehreinrichtungen mit jeweils unterschiedlichem 
ökonomischen Status. (7] Sie alle haben ihren Sitz in England 
und die drei Fernlehrinstitute sind vom Council for the Accre­
ditation of Correspondence "Colleges (CACC) akkreditiert. (8] 
Die Aktivitäten der Institute im Sinne der Fragestellung sind un­
terschiedlich groß, doch leistet jedes einen Beitrag. Es zeigt sich, 
daß der ökonomische Hintergrund einer Fernlehreinrichtung 
nicht alleine über soziales Engagement entscheidet. 

Bestimmung des Integrationsmodells 

Um die Verbindung von Fernunterricht und .,Randgruppen" mit 
dem Ziel ihrer .,Integration" realistisch zu fassen, sind Angaben 
erforderlich, was darunter- abgeleitet von den Materialien- je­
weils verstanden wird. 

Integration wird oparationalisiert als 

1) Bemühungen um Randgruppenmitglieder bzw. Betroffene 
selbst, 

die durch Text oder Bild in Informations- und Werbemate­
rial angesprochen und zur Lehrgangsteilnahme gewonnen 
werden sollen; 
für die eigenes Informationsmaterial mit besonderen Hin­
weisen entwickelt wurde; 
deren jeweilige Problematik (z. B. ,.Alter", ,.Arbeitslosig­
keit") als Fernlehrmaterial mit dem Ziel der Information 
und Orientierung thematisiert wird; 
für die es spezielle Betreuungsmaßnahmen im Rahmen der 
Lehrgangsdurchführung gibt. 

2) Einbeziehung der mittelbar Betroffenen (Angehörige, Freun-
de, Helfer ek), 

die eberi.falls direkt angesprochen werden; 
für die auch Fernlehrmaterial zur Information und Orien­
tierung bezogen auf die jeweilige Randgruppenproblema­
tik vorliegt. 

3) Weiterbildung von in entsprechenden Sozialberufen tätigen 
Personen (Altenpfleger, Sozialarbeiter, Referenten etc.). 

denen (prüfungsorientiertes) Fernlehr- und -studienmate­
rial zu diesen Aufgabenbereichen angeboten wird. 
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4) Qualifizierung von Wissenschaftlern und Forschern in ent­
sprechenden Fachbereichen (insbesondere Sozialwissenschaf­
ten), 

denen Fernstudienmaterial zur Verfügung steht und die 
durch Bearbeitung entsprechender Forschungsthemen und 
Projekte zur Ursachenbestimmung beitragen. 

Es wird deutlich, daß es sich hierbei um .,Integration" im enge­
ren Sinne handelt, denn die Bewältigung der eigenen Problema­
tik ist der erste Schritt zur sozialen Integration; hinzukommen 
muß die fachliche bzw. berufliche Qualifizierung der Betroffe­
nen. 

Die oben erkennbaren vier Bereiche sind das Ergebnis einer ana­
lytischen Trennung, denn die untersuchten Fernlehrangebote be­
ziehen meistens mehrere der genannten Personengruppen ein. [9] 

Eine Schlüsselposition haben dabei die .,professionals", diejeni­
gen, die sich beruflich mit Randgruppenarbeit befassen . In die 
meisten Angebote werden, falls diese nicht schon speziell für sie 
entwickelt wurden, Sozialarbeiter einbezogen. Hierin wird die 
ihnen zugedachte Rolle als Multiplikatoren deutlich. 

ln diesem Integrationsmodell 

helfen sie Randgruppenmitgliedern und den mittelbar Betrof­
fenen, für sie bestimmte Angebote wahrzunehmen und deren 
Eignung einzuschätzen ; 

bilden sie sich selbst mit Fernlehrmaterial weiter ; 

liefern sie durch die Identifizierung von. Problemen und Fra­
gestellungen Anstöße für Forschungsarbeiten. 

De"r Begriff .,soziale Randgruppe" wird im folgenden bewußt 
und im Unterschied zu anderen Bezeichnungen wie .,besonde­
re", .,marginale" oder ,.spezielle Gruppe" verwendet. Es soll 
deutlich bleiben, daß es die ökonomische Lage ist, die ihre ,.Be­
sonderheit", .,Margina"lität" oder .,Spezialität", nämlich ihre 
Randständigkeit, wesentlich prägt. Hinzukommt, daß es sich bei 
Randgruppen um Minderheiten handelt, auch wenn sie.- wie et­
wa im Falle der Arbeitslosen- relativ groß sind. 

Soll Fe.rnunterricht ein Weg zur Integration sein, .dann ist die Fä­
higkeit zur weitgehenden Selbstorganisation des Lernens eine 
wesentliche Voraussetzung. Zwar können Gruppenarbeit und be­
gleitender Unterricht die Qualität von Fernunterricht modifizie­
ren, das schriftliche Lehrmaterial sollte aber Grundlage des Lern­
prozesses bleiben, denn nur dadurch kann Fernunterricht für be­
stimmte Randgruppen (z. B. Behinderte, Strafgefangene) über­
haupt eine Möglichkeit sein, an einer Maßnahme teilzunehmen. 
Durch diese Voraussetzung wird der Kreis derjenigen, für die 
Fernunterricht eine Integrationshilfe sein kann, zwar eingeengt, 
aber immer wieder haben Mitglieder aus allen hier angeführten 
Randgruppen [10] sowie der benachteiligten Gruppe der Frauen 
und familiengebundenen Personen gezeigt, daß sie dazu in der 
Lage sind: 

Alte Menschen, 
Arbeitslose, 
Ausländer, 
( Körper-)Behinderte, 
Strafgefangene. 

Die nebenstehende Übersicht stellt den Zusammenhang zwischen 
den allgemeinen Ausführungen zum Thema und konkreten Lehr­
gangsangeboten im Fernunterricht und -studium dar . [11] 

Randgruppenmitglieder im Fernunterricht 

Alte Menschen 

Die Kosten von Fernunterricht legen es nahe, mit im wörtlichen 
Sinne sich auszahlender Verwertbarkeit des Gelernten zu rech­
nen und dadurch Lehrgangsteilnahme mit Berufstätigkeit zu ver­
binden. Gerade die Ansprache älterer und alter Menschen er­
scheint daher wenig plausibel. Gibt es für sie keine speziellen 
Lehrgänge, dann bleiben für diejenigen, die es sich leisten kön­
nen, Hobby- und allgemeinbildende Fernlehrgänge, vor allem 
dann, wenn eine physische Behinderung vorliegt. Ein auf die all­
gemeinen Bedürfnisse dieser Gruppe zugeschnittenes Angebot 

ergibt sich aber, wenn .. Alter" nicht als Alternative zur Berufs­
tätigkeit verstanden wird, sondern als Prozeß und Lebensphase, 
auf die man sich vorbereiten kann . 

Beim National Extension College (NEC). das bereits im allgemei­
nen Einführungsteil seines Lehrgangskatalogs darauf hinweist, 
daß es Teilnehmer von 16 bis 80 und mehr Jahren hat [12]. fin­
det sich ein spezielles Lehrgangsangebot : .,Fit for Life"- .. Eine 
Selbsthilfe-Anleitung zu guter Gesundheit im Alter", vor allem 
für über 65jährige geschrieben. 

.. ,Fit for Life' untersucht, wie unsere Lebensgewohnheiten unse­
re Gesundheit und die Reaktion unseres Körpers auf das Älter­
werden beeinflussen . Der Kurs betont, daß Gesundheit im ho­
hen Alter keine Sache des Glücks ist, sondern Ergebnis einer gu­
ten Lebensführung, die ihrerseits auf dem richtigen Wissen ba­
siert. 
Der Kurs behandelt Tatsachen und Fehleinschätzungen im Hin­
blick auf den normalen Alterungsprozeß: die physischen, geisti­
gen und sozialen Veränderungen, die sich einstellen, wenn man 
älter wird, die Einstellung zum Älterwerden; das staatliche Ge­
sundheitswesen und sein Verhältnis zu alten Menschen einschließ­
lich der Arzt-Patient-Beziehung; Therapie mit Medikamenten 
und alternative Medizin; praktische Handlungsanleitungen für 
Ernährung, körperliches Training, Entspannung, Perspektiven im 
weiteren Leben und Selbsthilfe_" [ 13] 

Die OU spricht alte Menschen mit Abbildungen an, auf denen 
sie in unterschiedlichen Lebenssituationen, auch als Randfigur 
der Familie, zu sehen sind. Ihr Lehrgang .. Pianning Retirement" 
hat ähnliche Ziele wie der des NEC, sieht aber eine längerfristige 
Planung vor. 

.,Der Kurs ist geeignet für diejenigen, die in den nächsten Jahren 
oder auch Monaten in den Ruhestand treten. Er ist aber auch für 
jene gedacht, die noch Anfang 50 sind und die längerfristig pla­
nen. 

Denjenigen, die bereits im Ruhestand sind, gibt er Gelegenheit, 
Lebensgewohnheiten zu überprüfen und mögliche Änderungen 
vorzunehmen ... Der Kurs versteht den Ruhestand nicht ein­
fach als einzelnes Ereignis, sondern als längerfristige Erfah­
rung ... " [14] 

Auch Schattenseiten des Alters werden in einem OU-Lehrgang 
thematisiert: .. Abuse in Families". Er behandelt ausdrücklich die 
Mißhandlung alter Menschen durch Angehörige, wenn auch das 
Schwergewicht auf der Kindesmißhandlung liegt. Das Lehrma­
terial soll für Täter und Opfer gleichermaßen geeignet sein. Es 
will helfen, Ursachen von Familienkonflikten zu erkennen und 
gewaltfreie Lösungen zu finden. [15] 

Beide Fernlehreinrichtungen regen dazu an, das Material in Grup­
pen zu bearbeiten: 

Das NEC hat .,,Fit for Life' entwickelt für Einzelpersonen 
oder Gruppen. Die Übungen und Aktivitäten können als Dis­
kussion oder als angeschlossene Projekte durchgeführt wer­
den . Durch die Aufteilung der Lehrgangsgebühren kann man 
außerdem Erfahrungen und Informationen sammeln, wenn 
man als Gruppe zusammenarbeitet." [16] 
Die OU bietet den aus dem genannten Fernlehrgang herausge­
nommenen Teil .,Health and Retirement" auch als .,Gruppen­
Paket" an . Es enthält 6 Exemplare des Lehrmaterials und Un­
terlagen für die Gruppenleitung. So wird durch diese Angebots­
form kommunikatives Lernen begünstigt; überdies ist das 
Gruppen-Paket um die Hälfte billiger als die gleiche Anzahl 
von Lehrbriefen für einzelne Teilnehmer. [ 17] 

Arbeitslose 

Für Arbeitslose beinhaltet die Teilnahme am Fernunterricht eine 
grundsätzliche Schwierigkeit. Es besteht ein Widerspruch zu der 
häufig als persönliche Leere erfahrenen Alltagssituation [ 18] und 
der Notwendigkeit, einen relativ strikten Lernprozeß- selbstbe­
stimmt - organisieren zu ' müssen . Überdies weckt die formal 
vorhandene freie Zeit nicht notwendig das Interesse an einer von 
Schriftlichkeit geprägten Form der Weiterbildung. [19] 

Eine weitere Schwierigkeit liegt in der Höhe der Lehrgangsgebüh­
ren. Selbst wenn Arbeitslose zunächst über höhere Einkommen 
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verfügen als Rentner, belastet sie das Problem des weiteren sozia­
len Abstiegs bzw. das einer noch ungewisseren Zukunft. Eine län­
gerfristige Ausgabenplanung wird so erschwert. 

Fernunterricht hat aber den Vorteil , daß bei einer Rückkehr in 
den Arbeitsprozeß vor dem Ende des Lehrgangs dieser nicht ab­
gebrochen werden muß. Für diesen Weg zu einer Qualifizierung 
spricht auch, daß er keine großen, unter Umständen teuren Ver­
änderungen (z. B. Ortswechsel) verlangt. So kann er für die Grup­
pe von Arbeitslosen ·eine Chance sein , die die Kraft zur Selbst­
und Lernorganisation besitzen. Hier können kommunikative 
und stützende Maßnahmen, auch informeller Art, neben den 
vom Fernlehrinstitut vorgesehenen Veranstaltungen, besonders 
wichtig sein. 

Die drei einbezogenen Fernlehrinstitute nennen zwar besondere 
Zahlungsmodalitäten und Ermäßigungen, aber nicht unter dem 
Aspekt der Arbeitslosigkeit. 
Die OU, als staatliche Einrichtung, weist bereits im I nhaltsver­
zeichn"is des Katalogs zur .,Community Education" unter dem 
Stichwort .,Arbeitslosigkeit" auf nähere Angaben zur Gebühren­
ermäßigungfür Arbeitslose hin. (20] Sie bezahlen dann für Kurse, 
die regulär zwischen 24 und 30 f. kosten, einheitlich 6 L Dieses 
Angebot umfaßt allerdings nicht alle Lehrgänge aus diesem Pro­
gramm. Es scheinen vor allem die Kurse zu sein, die praktische 
Lebenshilfe geben wollen, als ein Versuch , der gerade durch Ar­
beitslosigkeit begünstigten Gefahr sozialer Desorientierung zu 
begegnen. 

Im Programm der .,Community Education" wird Arbeitslosig­
keit als Teil eines Lehrgangs behandelt. 

.. ,Work Choices' wurde für diejenigen entwickelt, die an einen 
Arbeitsplatzwechsel denken, entweder weil sie nur wechseln wol­
len, oder weil ihnen die Entlassung bevorsteht . .. ,Work 
Choices' will Ihnen helfen." herauszufinden, was für Sie am be­
sten ist, indem Fragebogen, Quiz, Checklisten und praktische 
Übungen verwendet werden ." (21] 
Daß ein solcher Ansatz die strukturellen Ursachen von Arbeits­
losigkeit nicht lösen kann, ist offensichtlich. Er bleibt aber so 
lange legitim, wie er nicht als Problemlösung selbst, sondern als 
Orientierungshilfe für die Betroffenen angeboten wird. 

Die OU bemüht sich, Arbeitslose vor allem für den ;,klassischen 
Weg" zur Änderung ihrer sozialen Lage zu gewinnen, indem sie 
sowohl spezielles Informationsmaterial für diese Gruppe bereit­
hält (22] als auch wiederholt in ihren Katalogen auf die finan­
ziellen Förderungsmöglichkeiten für Weiterbildung und Studium 
hinweist : 

Weiterbildung: .,Wenn Sie arbeitslos gemeldet sind, besteht 
die Möglichkeit, einen Kurs mit ermäßigten Gebühren zu be­
legen. Nähere Einzelheiten erfahren Sie von Ihrem ,Regional 
Enquiry Service' oder dem ,Associate Student Central 
Office'." [23] 
Studium: .,Für den Fall, daß Sie irgendwelche Zweifel an I h­
ren Möglichkeiten haben, die Gebühren zu bezahlen , empfeh­
len wir Ihnen, sich dennoch jetzt (um einen Studienplatz) zu 
bewerben und dann nach Finanzierungsmöglichkeiten zu su­
chen . Ihr ,Regional Enquiry Service' wird Ihnen sagen, wie 
die Universität Ihnen mit Ratenzahlung oder finanzieller Un­
terstützung helfen kann. Insbesondere sollten Sie sich nicht 
von einer Bewerbung abhalten lassen, wenn Ihr laufendes 
Einkommen niedrig ist, wei l Sie arbeitslos oder krank sind; es 
besteht die Wahrscheinlichkeit, daß, falls Sie zum Zeitpunkt 
Ihres noch immer ohne ausreichendes Ein­
kommen sind, ein Stipendium aus öffentlichen Mitteln zur 
Förderung Ihres Studiums gewährt wird. '' (24] 

Ausländer 

Um im Vereinigten Königreich lebende Ausländer bemühen sich 
von den vier untersuchten Fernlehreinrichtungen erkennbar nur 
zwei, die OU und Wolsey Hall. Bei der OU sind sie als ein Bei­
spiel für verschiedene Gruppen von möglichen Teilnehmern er­
kennbar. (25) 
Bei Wolsey Hall sieht man Angehörige verschiedener Nationen 
integriert in Seminargruppen in Oxford (26) und als erfolgreiche 

Prüfungsabsolventen. (27] Es wird sich bei ihnen allerdings we­
niger um Randgruppenmitglieder im eingangs definierten Sin­
ne handeln, denn für sie sind - neben der Beherrschung der eng­
lischen Sprache, die vorausgesetzt wird, die Lehrgangsgebühren 
ein Hinderungsgrund. Vermittelt wird aber der positive Eindruck 
von einem sozialen Klima, in dem auch die Seminarteilnahme 
von Ausländern selbstverständlich ist. 

Die voranstehende Übersicht zeigt, daß es - im Gegensatz zu 
den bisher behandelten Gruppen - bei keiner der vier Fernlehr­
einrichtungen Lehrgänge gibt, die für Ausländer selbst als unmit­
telbar Betroffene gedacht sind (28]. d. h., die das für ihre soziale 
Lage wichtige Informations- und Or ientierungswissen vermit- . 
teln. (29) Im Vordergrund steht offensichtlich ihre unmittelbar 
fachliche Qualifizierung. 

Dabei geht Wolsey Hall so weit, daß das Institut sich auch direkt 
an Interessenten nichtbritischer Nationalität, die in ihren Hei­
matländern leben, wendet. (30] Es stellt ihnen detailliert die 
Möglichkeiten und Bedingungen der Lehrgangsteilnahme und 
der Externenprüfung, insbesondere an der University· of Lon­
don dar. 

-Auch das Fernlehrinstitut der Gewerkschaft des öffentlichen 
Dienstes (NALGO) spricht diesen Teilnehmerkreis an, wenn 
auch relativ zurückhaltend, indem es rät, sich vor der Teilnahme 
an einem Lehrgang mit den zuständigen Stellen im Heimatland 
abzustimmen und ihn als Gruppe zu belegen. 

.,Wir wissen . .. , daß Prüfungen, die für Kandidaten aus unse­
rem Land eingerichtet wurden, unter Umständen nicht wirklich 
für Teilnehmer im Ausland geeignet sind und deshalb fordern 
wir diejenigen, die uns schreiben, auf, 
a) sich von ihrer zuständigen Stelle und/oder Bildungseinrich­

tung beraten zu lassen, welche die geeigneten Qualifikationen 
wären, und 

b) zu klären, ob Sie die Bedingungen der geplanten Prüfungen 
erfüllen und zu den Prüfungsstellen kommen können . 

Weil wir die speziellen Schwierigkeiten kennen, denen Teilneh­
mer im Ausland gegenüberstehen, ziehen wir es vor, unsere eige­
nen Vereinbarungen mit Ihnen über eine offizielle Stelle zu tref­
fen, wie im Falle derjenigen, die von der Regierung in Ghana ge­
fördert wurden, um an den Prüfungen des ,Local Governement 
Training Board' teilzunehmen." (31] 

Eine solche Verbindung zwischen England und Ländern der Drit­
ten Weit liegt nahe; in vielen ehemaligen Kolonien ist Englisch 
Amts- oder zweite Landessprache, sind Rechtswesen und Ver­
waltung vergleichbar organisiert und entsprechende Qualifikatio­
nen erforderlich. Wenn es geeignete Bildungseinrichtungen im 
He_i_matland selbst nicht gibt, dann können durch Fernlehrange­
bote Qualifikationschancen mit integrierender Wirkung eröffnet 
werden. (32] 
Die Ausführungen zeigen aber auch, daß die Betreuung von aus­
ländischen Teilnehmern, die in ihre Heimatländer zurückkehren, 
möglich ist, d. h., die Weiterbildungsmaßnahme nicht abgebro­
chen werden muß. 

Die OU allerdings bezieht Auslandsteilnehmer nicht in ihre Wer­
bung ein und begründet diese Entscheidung mit ihrem Lehrsy­
stem, zu dem intensive persönliche und telefonische Betreuung 
sowie kontinuierlich begleitender Unterricht in Gruppen mit 
dem Tutor und Summer-Schooi-Kurse sowie Radio- und Fernseh­
sendungen gehören. 

.. Es ist nicht möglich, wegen des Umfangs unserer Maßnahmen 
und der angewendeten Lehrmethoden, Bewerbungen von Bewoh­
neni außerhalb des Vereinigten Königreichs anzunehmen oder 
Studenten einzuschreiben, die während der Dauer des Kurses, 
für den sie sich bewerben, außerhalb des Vereinigten Königreichs 
wohnen." (33] 

Behinderte 

Aufgrund der genannten Voraussetzungen zur Teilnahme ist 
Fernunterricht nicht für Behinderte allgemein , sondern für Kör­
perbehinderte geeignet. (34] Sie repräsentieren jedoch eine Grup-
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pe mit- ents.prechend den Behinderungsarten-vielfältigen An­
forderungen an die Konfektionierung des Fernlehrmaterials: 

Für Blinde sind Vertonungen oder die Umsetzung in Braille­
Schrift erforderlich; 
Gehörlose brauchen besonders visualisierte und ggf. sprachlich 
mod_ifizierte Materia !formen; 
Bewegungsgestörten (z. B. Spastiker) oder -eingeschränkten 
(z. B. Rollstuhlfahrer) sind alternative aber gleichwertige Auf­
gaben zu formulieren, etwa für Experimentiertätigkeiten, 
Praktika und Exkursionen. 

Das heißt, allein die Versorgung mit geeignetem Lehrmateri&l -
von der Schaffung geeigneter Randbedingungen zu dessen Nut­
zung abgesehen - wird sehr aufwendig, will man den Bedürfnis­
sen der körperbehinderten Teilnehmer entsprechen. Das erklärt 
auch die große Zurückhaltung der Fernlehrinstitute, sich diesem 
Bereich intensiv zu widmen. Es entsteht der Eindruck, als habe 
man diese schwierige Aufgabe der OU überlassen, die insbeson­
dere hier - entsprechend ihrem Auftrag als I nnovationspro­
jekt- Beispielhaftes leistet. 

Von den Instituten erwähnt nur das NEC die Gruppe der Behin­
derten, indem es anführt, es gehöre zu den Aufgaben seiner Stu­
dienberater, behinderte Teilnehmer bei ihren Problemen zu un­
terstützen. (35] 
Die Lehrgangsverzeichnisse der OU enthalten mit Ausnahme der 
Lehrgänge zur ,.Community Education" ausführliche Hinweise 
für Behinderte. 

.,Wir wissen aus Erfahrung, daß die von der OU angewendeten 
Lehrmethoden besonders geeignet sein können für bestimmte 
Gruppen von .Körperbehinderten, die Schwierigkeiten haben 
können beim Belegen anderer Lehrgänge. Es ist unser Ziel, alle 
erdenklichen praktischen Schritte zu unternehmen, um jegliche 
Behinderung beim Studium zu minimieren. Diese Schritte schlie­
ßen ein: Lehrmaterial aufBand oder Transkripte von Rundfunk­
und Fernsehsendungen für viele Lehrgänge, besondere Prüfungs­
einrichtungen und besondere Vorkehrungen während der 
Summer-Schooi-Kurse. 

Einige Lehrgänge haben jedoch Lerninhalte, die ungünstig sind 
für Personen mit bestimmten Behinderungen (z. B. geringe ma­
nuelle Geschicklichkeit oder Sehbehinderung). Wenn das der Fall 
ist, wird es in der Kursbeschreibung angegeben. Ihre regionale 
Informationseinrichtung wird Sie beraten können, wenn Sie we­
gen körperlicher Behinderung Bedenken im Hinblick auf Ihre 
Fähigkeit zu studieren haben." (36] 

Daneben gibt es - ähnlich wie für Arbeitslose und Strafgefange­
ne - spezielles Informationsmaterial für Behinderte, das jedoch 
wesentlich ausführlicher ist als für diese beiden Gruppen : ,.Hin­
weise für behinderte Bewerber". (37] 

Die OU scheut sich auch nicht, in ihren Einzelblatt-lnformatio­
nen zu Lehrgängen aus dem .. Health & Social Welfare" -Programm 
Behinderte abzubilden (Contergan-Fall, Rollstuhlfahrer). (38] 

Als Teilnehmer des breit angelegten und eine Qualifikation im 
undergraduate-Programm ermöglichenden Lehrgangs ,.The 
Handicapped Person in the Community" denkt die OU u. a. 
auch an unmittelbar Betroffene, d. h., Körperbehinderte selbst; 
und Betroffenheit ist tatsäc.hlich ein wichtiger Teilnahmegrund. 

.,Jeder, der an den Problemen interessiert ist, denen Behinderte 
gegenüberstehen, nicht unbedingt mit beruflicher oder persönli­
cher Erfahrung, wird den Lehrgang nützlich finden, wenngleich 
wir davon ausgehen, daß Sozialarbeiter, · Lehrer, Gesundheitsbe­
rater, Krankenschwestern, Beschäftigungstherapeuten, Physio­
therapeuten, für die Wiedereingliederung von Behinderten Ver­
antwortliche, Mitglieder freiwilliger (Hilfs-)Organisationen, be­
derte Menschen und ihre Familien usw. unter denjenigen vertre­
treten sein werden, die den Lehrgang belegen." [39] 

.. Ich wählte ,The Handicapped Person in the Community' als 
einen meiner Lehrgänge, weil ich mehr erfahren wollte über an­
dere Behinderungen und sie vergleichen wollte mit meiner eige­
nen und um zu erfahren, ob betroffene Personen Schwierigkei­
ten beim Lernen hatten, welche Faktoren eine Rolle spielen 
usw . ... ". (40] 

Schließlich ist dieses Lehrgangsangebot auch Teil eines Studiums, 
d. h., es deckt alle vier - im Sinne des Modells - genannten 
Adressaten bzw. Bereiche ab. Andere Angebote zum Thema 
.,Behinderung" haben jeweils enger definierte Adressatengrup­
pen, wie die Übersicht zeigt. 

Strafgefangene 

Im Zusammenhang mit der Resozialisierung von Strafgefange­
nen ist Fernunterricht ganz offensichtlich eine Chance, der be­
sondere Bedeutung zukommt. Da hier selbstorganisiertes Lernen 
(Beschaffung von Arbeitsmitteln u. a.) aber nur begrenzt mög­
lich ist, sind Betreuungskräfte erforderlich. Diese Voraussetzung 
schränkt, angesichts der dadurch entstehenden Personalkosten, 
selbst die Nutzung von Fernunterricht im Strafvollzug ein. 

Die Ansprache dieser Gruppe ist offenbar sehr problematisch; 
keine der Fernlehreinrichtungen geht auf sie direkt ein. Allein 
die OU gibt Informationsmaterial für Strafgefangene heraus. [ 41] 
Es ist so aufgebaut, daß der Interessent durch konkrete Beschrei­
bung von Fakten und Erfahrungen die Teilnahmevoraussetzun­
gen, Durchführungsmodalitäten und Chancen erfährt, wodurch 
er motiviert werden kann. Allerdings zeigt sich, daß die Offen­
heit der OU Grenzen hat, selbst wenn die Anmelderegel ,.first­
come, first-served" für Strafgefangene nicht gilt. Teilnehmer kön­
nen nur Langzeithäftlinge werden. Sie müssen in besonders gesi­
cherten Gefängnissen untergebracht sein, in denen es aber Radio-, 
Fernseh- und Videogeräte gibt, weil das Lehrsystem der OU die-
se erfordert. · 

Die Gefängnisleitung entscheidet - nach Rücksprache mit den 
für Bildung und Strafvollzug verantwortlichen Mitarbeitern -
darüber, ob der Antrag eines Gefangenen an den für die Finanzie­
rung der Maßnahme zuständigen ,.Horne Office" weitergeleitet 
wird. Motivation, Verhalten, Persönlichkeit, Gesundheit und Bil­
dungsstand der Interessenten werden von ihnen beurteilt. Ent­
sprechen diese den Anforderungen, bleiben aber weitere Ein­
schränkungen. Aus Sicherheitsgründen können nicht alle Kurse 
belegt werden, z. B. wenn Experimentiereinrichtungen dazuge­
hören; aus diesem Grund ist auch der Besuch der Summer-School 
nicht möglich. So haben zur Zeit ca. 200 Häftlinge die Chance, 
an OU-Fernlehrgängen teilzunehmen, wobei für jeden dieser 
Teilnehmer eine Betreuungsperson zuständig ist. 

Die für Erziehungsfragen in den Gefängnissen Zuständigen sind 
sich über die positiven Wirkungen des Lernens bei der OU einig : 
Unsoziale und schwierige Gefangene ändern sich in Verhalten 
und Persönlichkeit und tragen konstruktiv zu Gruppenentschei­
dungen bei. Ein in Zahlen faßbares Ergebnis ist die Abschluß­
quote von 76,6 Prozent der inhaftierten Teilnehmer bei Under­
graduate-Lehrgängen gegenüber knapp 70 Prozent bezogen auf 
alle DU-Teilnehmer. 

Für Strafgefangene gibt es, wie bei der Gruppe der Ausländer, al­
lerdings von keiner der einbezogenen Institutionen Fernlehrmate­
rial, das für sie als Betroffene selbst gedacht ist. Dabei sind auch 
hier spezifische Inhalte - ,.soziale Brückenkurse" - denkbar, 
die einer konkreten Bildungsmaßnahme vorausgehen. I nhaftier­
te Teilnehmer füllen diese Lücke selbst, indem sie vor allem so­
zialwissenschaftlich orientierte Fernlehrgänge belegen. [ 42] 

Frauen, familiengebundene Personen 

Entsprechend dem eingangs definierten Verständnis von sozialen 
Randgruppen werden Frauen hier nicht als .,die ,klassische sozia­
le Randgruppe'" [ 43] eingestuft. Wenn sie dennoch in diesem 
Zusammenhang behandelt werden, dann deshalb, weil Form und 
Inhalt ihrer Ansprache deutlich von der Benachteiligung abwei­
chen, die sie bei uns im Fernunterricht erfahren haben. [ 44] 

Abbildungen (Fotos, Graphiken, Zeichnungen) bzw. personen­
bezogene Abbildungen spielen in Lehrgangskatalogen der hier 
einbezogenen Institutionen eine wesentlich geringere Rolle als in 
vergleichbaren Materialien bei uns. [ 45] Damit ergibt sich prak­
tisch keine geschlechtsspezifische Zuordnung von Lehrgangs-
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inhalt und -teilnahme. Die Lehrgangsbezeichnungen benennen 
den Inhalt bzw. das Lehrgangsziel (z. B . .,Diploma in Horne 
Help Organisation") und nicht die Berufsbezeichnung (z. B . .,Al­
tenpfleger/ Altenpfleger in"); so gibt es im Sprachgebrauch auch 
hier keine Ansätze zur Benachteiligung von Frauen. [46] Durch 
diese Art der Ansprache wenden sich Fernlehrgän!Je zu Familien­
und Haushaltsfragen nicht automatisch nur an Hausfrauen und 
Mütter, sondern auch an andere familiengebundene und -inter­
essierte Personen wie Hausmänner, Tagesmütter, Verwandte. 

Im Rahmen des General Certificate of Education (GCE) wird 
vom NEC ein Lehrgang zum Erwerb eines Zertifikats auf der 
Ebene des 0-levels im Bereich .,Familienökonomie" angeboten: 
.. Managing Your Money", der die Themen .,Zukunhsplanung", 
.,Einkommen und Beschäftigung", .,Haushaltsführung", .,Aus­
gaben", .,Staat und Familie" behandelt. [ 47] 
Die OU bietet mehrere Lehrgänge zum Thema .,Erziehung" vom 
Kleinkind bis zum Jugendlichen an. Sie sind zum Teil auch als 
.. Gruppen-Set" konfektioniert, um z. B. Selbsthilfe-Gruppen in 
ihrer Arbeit zu unterstützen. 

Mit familienbezogenen Fernlehrgängen ist zwar eine Förderung 
doch sicher noch keine Integration der Betroffenen zu erreichen. 
Hierzu tragen aber gerade Lehrgänge bei, die sich mit sozialen 
Fragen, also auch mit Randgruppen, befassen und in diesen Be­
reichen (abschlußorientierte) Weiterbildung und Professionali­
sierung ermöglichen. 
Denn Frauen arbeiten vor allem in sozialen und helfenden Be­
rufen. [ 48] Wiedereingliederung etwa über Fernunterricht kann 
also durch Anknüpfen an konkrete Berufserfahrung erfolgen 
und muß nicht den häufig gewählten Weg über Sekretariatstätig­
keit gehen. Damit soll nicht die bestehende Zuweisung von Be­
rufsrollen verfestigt werden. Bis aber soziale Bewegungen wie 
.,Frauen/Mädchen in Männerberufen" oder auch .,Männer/ 
Jungen in Frauenberufen" (z. B ... Arzthelfer", .. Entbindungs­
pfleger") [ 49] zu Strukturveränderungen geführt haben, sind 
Fernlehrgänge der beschriebenen Art eine besondere Ansprache 
von Frauen bzw. fördern gerade ihre Integration. 

Anmerkungen 

( 1) An·gaben zu ausgewählten Fernlehreinrichtungen 

Bei NALGO liegt der Schwerpunkt des Angebots in diesem Be­
reich, und zwar insbesondere auf den jeweils erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungskenntnissen: Gesundheitswesen, Ver­
braucherschutz, Sozialdienste, Personalwesen u. a. [50] 

Schlußbemerkung 

Das im Rahmen der Untersuchung entwickelte Modell zur I nte­
gration sozialer Randgruppen ging von Gruppen aus, die den An­
forderungen des Lernens im Fernunterricht entsprechen könn­
ten, und formulierte einen Ansatz, der drei Hauptbereiche be­
nannte, die an diesen Integrationsbemühungen zu betei Iigen sind: 

Randgruppenmitglieder selbst sowie ihre Angehörigen, Freun­
de u. a., für die Fernlehrmaterial zur Information und Orien­
tierung vorliegt; 
beruflich mit Randgruppenarbeit befaßte Personen, für die 
entsprechendes Weiterbildungsmaterial erforderlich ist; 
Wissenschah und Forschung, die hierfür entwickeltes Stu­
dienmaterial nutzen und Ursachen des Phänomens .,Rand­
ständigkeit" untersuchen. 

Die Darstellung der Fernlehrangebote hat gezeigt, daß es im Sin­
ne dieses I ntegrationsverständnisses, das über die Betroffenen 
selbst hinausgeht, in England beispielhafte Bemühungen gibt. 
Dennoch bleiben deutliche Lücken; der Übersicht folgend ist das 
Modell bruchlos realisiert für Körperbehinderte und gleichsam 
zusammengesetzt entsteht es für alte Menschen und familienge­
bundene Personen. 

Aber selbst die lückenlose Thematisierung der Randgruppenpro­
bleme ist neben der geeigneten Ansprache potentieller Teilneh­
mer nur ein Teil des I ntegrationsmodells. Geschaffen werden 
müssen soziale Randbedingungen, die eine Teilnahme als Integra­
tionschance nicht nur formal-inhaltlich durch Lehrgangsangebo­
te, sondern tatsächlich durch das Eingehen auf die spezifischen 
Besonderheiten der jeweiligen Randgruppe ermöglichen. [51] Es 
bleibt zu untersuchen, ob England auch hier besondere Beispie­
le liefert. [52] 

t 

Informationen und Daten zu den ausgewählten Fernlehreinrichtungen · 

Fernlehreinrichtung/ 
Name/ 
Abkürzung/ 
Gründungsjahr 

NALGO 
Correspondence 
InstituteiN Cl 
1922 

National 
Extension 
College/NEC 
1963 

Wolsey 
Hall/WH 
1894 

The Open 
Un iversity I 
ou 
1969 

A 

Materialien 
zu Information und Werbung 

Nr. Titel und Konfektionierung 

,.Looking Ahead", 
Correspondence Institute 
Prospectus 1983-84, 
56 S., DIN A 5, zweifarb. Umschlag, 
Schwarz-Weiß-Druck, 2 Graphiken 

II ,.Home Learning Catalogue 1984/85", 
49 S., DIN A 5, zweifarb. Umschlag, 
Schwarz-Weiß-Druck, 
mehrere Fotos und Graphiken 

III a) ,.Wolsey Hall - The Home 
Study Centre for London 
University Degrees" 1984, 
32 S., DIN A 5, zweifarb. Umschlag, 
Schwarz-Weiß-Druck, mehrere Fotos 

II I b) ,.Wolsey Hall - Airmail 
Tuition For The G.C.E." 
1984, 20 S., DIN A 5, 
mehrfarb. Umschlag, 
Schwarz-Weiß-Druck, mehrere Fotos 

!Val ,.Community Education 
Courses & Packs 1984/5", 
35 S., DIN A 4, mehrfarb. Umschlag, 
Vier-Farben-Druck, 
zahlreiche Fotos und Graphiken 

B 

Lehrgangsangebot 
(Schwerpunkte) 

Prüfungsvorbereitung auf 
Berufe im öffentlichen 
Dienst, 
Allgemeinbildung 

Allgemeinbildung, EDV, 
kaufmännische 
Weiterbildung, 
CU-Vorbereitung 

Allgemeinbildung, 
kaufmännische 
Weiterbildung, 
CU-Vorbereitung 

c 

Institutsstatus 

Gemeinnütziges Fernlehr· 
institut der Gewerkschaft 

Gemeinnütziges, öffentliches 
Fernlehrinstitut 

Privatwirtschaftliches 
Fernlehrinstitut 

Allgemeine und berufliche Staatliche Einrichtung 
Weiterbildung, Studiengänge 
(BA, MA, Dip!., PhD) 
in mehreren Fachbereichen 

D 

Teilnehmer 
1984 

ca. 

7000 

12000 

12000 

72000 
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[1) Angaben zu ausgewählten Fernlehreinrichtungen (Fortsetzung) 

Informationen und Daten zu den ausgewählten Fernlehreinrichtungen 

A 

Fernlehreinrichtung/ 
Name/ 

Materialien 
zu Information und Werbung 

Abkürzung/ 
Gründungsjahr Nr. Titel und Konfektionierung 

[2) 

[3] 

[4) 

[5] 

[6] 

[7) 

[8] 

[9) 

[10) 

[11) 

IVb) .. Continuing Education­
Guide to the Associate 
Student Programme 1984-85'', 
120 S., DIN A 4 , 
Drei-Farben-Umschlag und -Druck, 
mehrere Fotos 

IVc) .,Guide for Applicants for 1985 
BA Degree Courses" . 
32 S., Dl NA 4, Vier-Farben-Umschlag, 
Schwarz-Weiß-Druck, zahlreiche Fotos 

IVd) Einzelblätter aus dem 
.,Health & Social Welfare"-Programm, 
DIN A 4, Zwei-Farben-Druck, 
je ein Foto 

IVe) .. Undergraduate Courses 1985", 
70S .. DIN A 3, dreifarb. Umschlag, 
Schwarz-Weiß-Druck, einzelne Graphiken 

I V f) .. Postgraduate Prospectus and 
Student Handbock 1984", 
58 S., DIN A 5, zweifarb. Umschlag, 
Schwarz-Weiß-Druck 

I V g) .. Research Degree Prospectus and 
Student Handbock 1984-85", 
63 S., DIN A 5, zweifarb . Umschlag, 
Schwarz-Weiß-Druck 

Karow, W.: Privater Fernunterricht in der Bundesrepublik Deutsch­
land und im Ausland. Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.l: 
Berlin, Beuth Verlag GmbH 1980 (Schriften zur Berufsbi ldungsfor· 
schung Band 58, S. 218). 

Siehe dazu die Gründungsjahre der einbezogenen Fernlehreinrich· 
tungen in Anm. [ 1) . 

Vgl. zu diesem Ansatz : Anweiler, 0 .: Konzeptionen der Verglei· 
ehenden Pädagogik. in: Busch, A., u. a. : Vergleichende Erziehungs· 
wissenschaft. Texte zur Methodologie-Diskussion. Pullach 1974, 
S. 19-26, insbes. S. 23. 

Das Werkstattgespräch des Bundesinstituts für Berufsbildung : 
.. Fernunterricht für ausgewählte Personengruppen" (Berlin 11./ 
12.11.85) war ein erster umfassender Ansatz hierzu . 

Siehe Anm . (1) A bzw. Materialien 1-IVg). 

Siehe Anm. [ 1) C. 

Das Council for the Accreditation of Correspondence Colleges 
(CACC) ist der Zentralstelle für Fernunterricht (ZFU) vergleichbar . 
Im Unterschied zur ZFU überprüft das CACC aber das Fernlehr· 
institut; außerdem ist die Überprüfung nicht gesetzlich vorgeschrie· 
ben. 

Siehe die folgende Übersicht. 

Im Hinblick auf die Voraussetzungen zur Fernunterrichtsteilnahme 
werden nur d ie angeführten Gruppen in die Untersuchung einbezo­
gen. Sie repräsentieren jedoch längst nicht alle sozialen Randgrup· 
pen .. S. Bischoff, H.: Soziale Berufe. Ein Wegweiser für Schulabgän· 
ger, Berufstätige und Umsteiger. München 1983, S. 146; 

Lehrgangsbezeichnungen im Original und Quellen: 
CD .. Pianning Retirement" 

Mat. Nr. IVb) , S. 61 

® .. Fit for Life" 
Mat. Nr. 1.1. S. 11 

@ .. Abuse in Families" 
Mat. Nr. IVb), S. 69 

@ .. Caring for Older People" 
Mat. Nr .. IVb), S. 70 

® .. An Ageing Population" 
Mat. Nr. I V b). S. 68 

® .. Health and Diseases" 
Mat. Nr. IVb), S. 71 

B c 

Lehrgangsangebot 
(Schwerpunkte) 

Institutsstatus 

Q) .,Werk Choices" 
Mat. Nr, IVb), S. 62 

® .. Social Policy an Social Welfare" 
Mat. Nr. IVb), S. 94 

® .. Racism in the Workplace and Community" 
Mat. Nr. IVb) , S. 62 

@l .. Ethnic Minorities and Community Relations" 
Mat. Nr. IVb), S. 56 

@ .. Race and Immigration " 
Mat. Nr. IVb). S. 93 

@ .. Third World Studies" 
Mat. Nr. IVb), S. 66 

@ .,The Handicapped Person in the Community " 
Mat. Nr. IVb), S. 68 

® .. Special Needs in Education" 
Mat. Nr. IVb), S. 47 

@ .. Rehabilitation" 
Mat. Nr. IVb), S. 70 

@ .. Crime and Deviance" 
Mat. Nr. IVb), S. 93 

@ .,lssues in Crime and Society" 
Mat. Nr. IVb),S. 94 

@ .,Managing Your Money : Family Economics" 
Mat. Nr. II , S. 30 

@) Div. Lehrgänge der OU aus der Reihe : 
.. Family and the Community " 
Mat. Nr. IVb), S. 60-64 

® .,The Law and Family Life" 
Mat, Nr. IVb). S. 69 

D 

Teilnehmer 
1984 
ca. 

@Soziale Berufe, insbes. das Lehrgangsangebot von NALGO 
Mat. Nr. I, S. 14-36 

@ .. The Changing Experience of Warnen" 
Mat. Nr. IVb), S. 95 

@ .. Social Sciences", .. social Policy" 
Mat. Nr. IVf), S. 30-32 

@ .. Social Werk" 
Mat. Nr. IVf), S. 31 

@ .,The Politics of Welfare" 
Mat. Nr. IVf) , S. 31 
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[12] 

[13] 

[14] 

[15] 

[16] 

[17] 

[18] 

[i9J 

[20] 

[21] 

[22] 

[23) 

[24] 

[25] 

[26] 

[27] 

[28) 

[29) 

[30] 

[31] 

[32] 

[33] 

[34] 

@ ,.Prisons and the Criminal Justice System" 
Mat. Nr. IVf),S. 31 

@ .,Youth Policy" 
Mat. Nr. IVf), S. 31 

Materialien Nr. II, S. 3. 

Materialien Nr. II, S. 11 . 

Materialien Nr. IVa), S. 6. 

Materialien Nr. I Val. S. 25. 

Materialien Nr. II, S. 11. 

Materialien Nr. IVa). S. 7. 

Brinkmann, Chr. : Die individuellen Folgen langfristiger Arbeitslo­
sigkeit . Ergebnisse' einer repräsentativen Längsschnittuntersuchung. 
ln : Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Jg. 17 
(1984), Heft 4, S. 461. 

Jahoda, M. : Die Arbeitslosen von Marienthal. Ein soziographischer 
Versuch. Frankfurt a. M. 1980,3. Aufl., S. 57. · 

Materialien Nr. IVa), S. 3 . 

Materialien Nr. I Val. S. 8. 

ln einem Informationsblatt und Anmeldeformular (mit dem Hin­
weis .,streng vertraulich") werden die Förderungsvoraussetzungen 
und -möglichkeiten bei Arbeitslosigkeit genau beschrieben und ge­
prüft. 

Materialien Nr. IV b). S. 104. 

Materialien Nr. IVc),S. 27 ; ähnlich Materialien Nr. IVb), S. 100. 

Materialien Nr. IVb) , 4 . Umschlagseite. 

Materialien Nr. lila), S. 3 u. 8; entsprechend: Materialien Nr. III b), 
s. 6 u. 7. 
Materialien Nr. lila), S. 10 f. 

Die pu greift aber die Themen .,Rassismus" und .,Ethnische Min­
derheiten" auf und behandelt diese auf den drei weiteren lntegra­
tionsebenen. Siehe die Übersicht. 

Zu naheliegenden Themen s. : .,Aufzeichnung zur Ausländerpolitik 
und ·zum Ausländerrecht in der Bundesrepublik Deutschland. Ver­
öffentlichung des Bundesministers des Inneren vom September 
1985. ln : Informationen Bildung und Wissenschaft, Nr. 50, 
11.12.85,S. 1849-1866. 

Materialien Nr. III b). 

Materialien Nr. I, S. 12. 

Eine ideologiekritische Analyse würde diese Praxis allerdings unter 
dem Gesichtspunkt des .,Kulturimperialismus" behandeln. 

Materialien Nr. IVb), S. 101 . 

Probleme geistig Behinderter werden jedoch in dem für mittelbar 
Betroffene und mit Randgruppenarbeit befaßten Personen gedach­
ten Lehrgang .,Special Needs in Education" behandelt. 

UMSCHAU 

[35] Materialien Nr. II, S. 5. 

[36] Materielien Nr. IVb), S.99; noch ausführlicher : Materialien Nr. IVb), 
S. 9. 

[37) The Open University: Notes For Disabled Applicants. Disabled 
Students Area. (Milton Keynes) Feb. 1983,8 S. DIN A 4 . 

[38) Materialien Nr. IVd). Die Fotos sind mit einer Fresnei-Linse aufge­
nommen und grob gerastert, dadurch anonymisiert, aber deutlich 
erkennbar. 

[39] Materialien Nr. IV d) .,The Handicapped Person in the Community". 

[40] Bericht eines durch Arthritis behinderten Teilnehmers. ln : Open 
University : Occupational Information Leaflets, 005- Occupation­
al Information - A Supplement for Disabled Students. Milton 
Keynes Juli 1984, S. 15. 

[41] Kennard, R. : The Open University in Prison, London 1982. 

[42) Information ·von Dr. Raymond Kennard in einem Gespräch am 
23.08.84. 

[43] Bischoff, H. : a. a. ö ., S. 146. 

[44) S. hierzu Balli, Ch.: Frauen in der Werbung für Fernunterricht. Eine 
Analyse von Lehrgangskatalogen. ln : Berufsbildung in Wissenschaft 
und Praxis, Jg. 11 (1982), Heft 2, S. 35-38. Seit Erscheinen dieser 
Arbeit sind positive Veränderungen in den Materialien zu erken­
nen, ob sie qualitativer Art sind, müßte eine erneute Untersuchung 
feststellen. 

[45] Eine Ausnahme ist der Katalog -der OU zur .,Community Educa­
tion", Materialien Nr. IVa). 

[46) Ehmann, Chr. : F.rauen und Fernunterricht. ln: Berufsbildung in 
Wissenschaft und Praxis, Jg. 11 ( 1982), Heft 2, S. 32. 

[47] Materialien Nr. II, S. 30 f. 

[48) Hoerning, E. M.: Frauen: Eine vernachlässigte Gruppe in der Mobi ­
litätstheorie und -forschung. ln : Bergner, M. u. a.: Karriere oder 
Kochtopf? Frauen zwischen Beruf und Familie. Opladen 1984, 
S. 119. 

[49) .. . . . auch diese Arbeitsplätze in wohlfahrtsstaatliehen Bereichen 
werden zunehmend von Männern entdeckt, Frauen verlieren hier 
zunehmend an Boden, ohne daß sie eine Entsprechung im Zugang 
zu Männerberufen mit Zukunft - finden würden". 
Hoerning, E. M. : a. a. 0. 

[50) Materialien Nr. I, S. 14-36. 

[51) Siehe dazu die Hinweise für Behinderte in den Lehrgangsbeschrei­
bungen-Materialien Nr. IVe). 

[52] Dieser Aspekt ist Gegenstand einer eigenen Untersuchung. 

Veronika Lullies, Sozialwissenschaftliche Projektgruppe 

Neue Formen der betrieblichen Qualifizierung 

Ergebnisse aus dem HdA-Projekt "Modellqualifizierung 
für moderne Bürotechnologie"*) 

Zur derzeitigen Situation der betrieblichen 
Qualifizierung für moderne Bürotechnologie 

Für die meisten Beschäftigten in Büros und Verwaltungen heißt 
Qualifizierung für moderne Bürotechnik auch heute noch kurz­
fristige Einweisung in die Geräte- und Programmbedienung durch 
Hersteller oder Technikexperten aus Organisation und EDV-Ab­
teilung. Folge dieser Begrenzung auf bloßes Bedienerwissen ist, 
daß das Leistungspotential der neuen Technik nur sehr rudimen­
tär genutzt werden kann ; nur eine kleine Gruppe von Spezialisten 
kann diese Technik voll ausreizen, was ohne Zweifel die Wirt­
schaftlichkeit des Technikeinsatzes beträchtlich einschränkt . Die 
Beschäftigten selbst können bei dieser gängigen Praxis ihre Fähig­
keiten nur unzureichend einbringen. Arbeit am Computer oder 
am Bildschirm bedeutet für sie vielfach Arbeiten nach streng 
vorgegebenem Ablaufschema, das keinen Raum für individuelle 

•) Das Bundesministerium für Forschung und Technologie fördert im Pro­
gramm .,Humanisierung des Arbeitslebens" (HdA) Entwicklungspro­
jekte zur menschengerechten Anwendung neuer Technologien in Büro 
und Verwaltung. Das HdA-Projekt ., Modellqualifizierung für moderne 
Bürotechnologie" wurde durchgeführt vom Aus- und Weiterbildungs­
zentrum (AWZ) der Nixdorf Computer AG. Pilotenwender der Pla­
nungsphase war die Sparkasse Eichstätt/Bayern. Das Projekt wurde 
wissenschaftlich beraten von der Sozialwissenschaftlichen Projekt­
gruppe (SPG) , Ursula Jacobi und Veronika Lullies. Projektlaufzeit: 
1.1.1985-30.4.1986. Weitere Informationen über das Projekt : Nix­
dorf Computer AG, Aus- und Weiterbildungszentrum, Frau Adele 
Heinz, Gustav-Stresemann-Ring 12-16, 6200 Wiesbaden; Sozialwis­
senschaftliche Projektgruppe, Frau Veronika Lullies, Ohmstraße 16, 
8000 München 40 oder Frau Ursula Jacobi, Obergasse 18, 8911 Fin­
ning; Sparkasse Eichstätt, Herr Siegtried Bötsch, Vorstandsvorsitzen­
der oder Herr Julius Kleinhans , Personalratsvorsitzender, Gabrieli­
straße 5-6, 8078 Eichstätt . 
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Arbeitsgestaltung läßt, Gefühl von Ohnmacht der Black-box ge­
genüber, Einschränkung der beruflichen Entwicklungsmöglich­
keiten usw. 
ln den meisten Unternehmen gibt es derzeit keine Stelle, die den 
Beschäftigten umfassenderes Wissen für die Nutzung moderner 
Technik vermitteln könnte. Die DV-Abteilungen können meist 
neben der Programmentwicklung nicht noch die umfassende Ein­
weisung der Benutzer übernehmen. In den Weiterbildungsabtei­
lungen finden sich dafür oft nicht genügend techn ische Kenntnis­
se, oder es fehlen hier die Kompetenzen, um für die von anderer 

· Stelle beschaffte Technik zu qualifizieren. 

Auch das Qualifizierungsangebot der Hersteller von Bürotechnik 
stellt derzeit keine Lösung dar . Neben reiner Produktschulung 
als Bedienerschulung bieten zwar einige der Hersteller in ihren 
Ausbildungszentren Anwendungsqualifizierung an. Als standar­
disierte Massenschulung geht diese aber ebenfalls am wirklichen 
Bedarf der Anwend er vorbei. [ 1] 

Diese Mängel der derzeitigen Qualifizierungspraxis für Bürotech­
nik hängen mit dem geringen Stellenwert zusammen, der Quali­
fizierung in den Unternehmen eingeräumt wird : In der betrieb­
lichen Organisationspraxis gilt Qualifizierung nach wie vor als 
.,Restgröße". Nach der ·Entscheidung für den Einsatz eines be­
stimmten technischen Systems wird die Arbeitsorganisation auf 
die neue Technik umgestel.lt und evtl. notwendige Qualifizierung 
mit möglichst geringem Kostenaufwand .,nachgeschoben". In 
der Regel wird eine Arbeitsteilung angestrebt, für die die vorhan­
denen Qualifikationen ausreichen. Nach der Zerlegung der Ar­
beit in höherqualifizierte und ausführende Tätigkeiten erscheint 
dann für letztere die Verm ittlung von begrenztem Bedienerwis­
sen als ausreichend. Diese auf Technik- und Verfahrenseinsatz 
reaktive Qualifizierungsstrategie findet ihren Ausdruck in der 
zumeist recht schwachen Position der betr ieblichen Aus- und 
Weiterbildungsabteilung : Innerhalb der herkömmlichen betrieb­
lichen Organisationsstrukturen ist sie nicht eingebunden in den 
Kreis der Stellen, in dem die Technikentscheidungen getroffen 
werden und der I mplementierungsprozeß festgelegt wird . I nfol­
gedessen kann Qualifizierung derzeit meist nur rhetorisch eines 
der wichtigsten Instrumente der betrieblichen Personalpolitik 
sein. 

Für den zukünftigen Technik - und Verfahrenseinsatz ist diese ge­
genwärtige Qualifizierungspraxis völlig unangemessen. Das be­
triebliche Ziel einer optimalen Nutzung der neuen Technologie 
zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit der Verwaltung kann nur 
erreicht werden durch umfassende Qualifizierung der Beschäf­
tigten . Im Hinblick auf die neuen Kommunikations- und Verbund­
technologien, deren wesentliches Merkmal es ja ist, daß alle an­
geschlossenen Anwender jederzeit offenen Systemzugang haben 
und alle miteinander kommunizieren können, ist umfassende 
Qualifizierung nicht nur eine Vorbedingung für die wirtschaftli­
che Nutzung, sondern hier wird sie auch für die Gewährleistung 
von Datensicherung und die Herstellung eines sozialen Konsensus 
eine unverzichtbare Notwendigkeit. Ebenfalls verändert werden 
müssen die Strukturen von Qualifizierung, denn Systembezug, 
Flexibilität und allseitig offener Systemzugang lassen sich nur 
unzulänglich einpassen in den Rahmen tayloristischer Arbeits­
teilung mit strikt voneinandet getrennten Hierarchien, Entschei­
dungs- und Kommunikationswegen, Kompetenzen und Qualifi­
kationen . ln Zukunft wird es vor allem darum gehen, diese tech­
nischen Komponenten mit dem sozialen System Betrieb kompa­
tibel zu machen. Und dabei kommt der betrieblichen Qualifizie­
rung eine wesentliche neuartige Funktion zu . Sie wird zum Im­
puls für diese Entwicklung und Veränderung der sozialen Orga­
nisation Betrieb, sie wird zum Motor für Organisationsentwick­
lung. 

Das Projekt .,Modellqualifizierung 
für moderne Bürotechnologie" 

Ausgehend von diesen Erkenntniss11n über den derzeitigen Stand 
betrieblicher Qualifizierung für moderne Bürotechnik hat das 
AWZ der Nixdorf Computer AG zusammen mit der SPG im 

HdA-Projekt .. Modellqualifizierung für moderne Bürotechnolo­
gie" nach neuen Wegen der betrieblichen Qualifizierung ge­
sucht. [2] 

Das Projekt war als Planungsphase mit einer Laufzeit von 16 Mo­
naten (von Januar 1985 bis April 1986) angelegt. 

Das Projektziel war, zusammen mit einem Anwender neuartige 
Inhalte und Strukturen für zukunftsbezogene Qualifizierung zu 
entwickeln . Die Mitarbeiter des Anwenders sollten durch Nix­
dorf-Trainer für den Umgang mit moderner Bürotechnik so um­
fassend qualifiziert werden, daß sie die Zusammenhänge der 
aufeinander bezogenen betr ieblichen Abläufe durchschauen, den 
Systembezug zur Technik herstellen und die Organisation des 
eigenen Arbeitsplatzes aktiv und kreativ gestalten können. Alle 
Mitarbeiter (von der Geschäftsführung bis hin zu Hilfskräften) 
sollten über fundierte technische, fachliche und soziale Qualifi­
zierung in die Lage versetzt werden, den eigenen Arbeitsplatz im 
Rahmen des Gesamtunternehmens unter Nutzung von Fach- und 
Technologiewissen zu gestalten, wobei die Qualifizierungsinhalte 
so nah wie möglich am konkreten Wissensbedarf der "Beschäftig­
ten orientiert sein sollten. Entwickelt werden sollten Strukturen, 
mit denen der Stellenwert von Qualifizierung in den betriebli ­
chen Entscheidungs- und Kommunikationsprozessen angehoben 
werden kann, damit sie eben nicht mehr nur Restgröße des Tech­
nik- und Verfahrenseinsatzes ist, sondern selber zu einem bestim­
menden Faktor der Entwicklung im Unternehmen wird (s. Über­
sicht, S. 96) . 
Im Mittelpunkt der Projektmaßnahmen stand bei dem Pilotan­
wender der Aufbau einer neuen Schulungsorganisation für Büro­
technik und Büroorganisation. 

Die neue Schulungsorganisation 
für Bürotechnik und Büroorganisation 

Qualifizierung für Technik erfolgte in der Sparkasse bisher in er­
ster Linie durch die Organisationsabteilung, von Fall zu Fall wies 
der technische Kundendienst des Herstellers in die Gerätebedie­
nung ein, und der Bayerische Sparkassen- und Giroverband infor­
mierte die Mitarbeiter durch Rundbriefe über Programmänderun­
gen oder -neuerungen. 

Im Verlauf des Projektes wurde deutlich, daß diese bisherige 
Form der Qualifizierung durch Technikexperten offensichtlich 

· nicht ausreicht: Von Anfang an formulierten die Mitarbeiter im­
mer wieder den Wunsch, mehr zu erfahren darüber, wie die an 
ihrem Arbeitsplatz eingesetzte Technik angewendet werden 
kann. Und dafür reicht offenbar die Kenntnis über die Bedienung 
bestimmter Tasten bei weitem nicht aus. Selbst wenn man die 
immer wiederkehrenden Anwendungen völlig im Griff hat, so 
bleibt doch aus Unkenntnis des Gesamtzusammenhangs das stän­
dige Gefühl der Unsicherheit und des 
Dieses Gefühl kann nur abgebaut werden durch eine Wissensver­
mittlung, die anwendungsbezogen ist und zugleich auch Theorie 
einschließt: Am Beispiel der konkreten Anwendung muß ein 
grundsätzlicher Einbl ick in die EDV vermittelt werden und das 
theoretische Wissen eingebettet sein in die Praxis der Beschäftig­
ten, in ihre konkrete Arbeitserfahrung und ihre Technikanwen­
dungen. Ohne diese Art von Theorie ersetzt man lediglich be­
grenztes Bedienerwissen mit umfangreicherem Anwenderwissen­
aber cfas Gefühl, sich nicht auszukennen, bleibt. 

Dieser banale Grundsatz jeder Bildungsmaßnahme, nämlich 
Th.eorie und Praxis zu verbinden, scheint sich bei der Qualifizie­
rung für den Umgang mit der Technik besonders schwer verwirk­
lichen zu lassen. Das hängt nicht nur mit der Begrenzung der 
Qualifizierung auf Bedienerwissen zusammen, sondern dahinter 
steht auch, daß Technikexperte und Technikallwender verschie­
dene Sprachen sprechen, sie von verschiedenen logischen Syste­
men ausgehen, und in vielen Fällen der Technikexperte nicht ge­
nügend Anstrengungen unternimmt, sich auf die Erfahrungsweit 
und die Arbeitslogik des Anwenders einzustellen. So kann der 
Anwender mit der Wissensvermittlung durch den Technikexper­
ten häufig nur wenig anfangen, sie ist für ihn ohne den direkten 
Bezug zu seiner Arbeit zu .,theoretisch". 
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Projektverlauf und Projektmaßnahmen 

Themen Ziele Teilnehmer 

1. Phase: - EDV - Grundwissen und Grundfunktionen alle interessierten 
- Textverarbeitung der Technik kennenlernen Mitarbeiter 

Basisqualifizierung - Bürokommunikation - Kollegen und deren Arbeit kennen· und 
- Telekommunikation verstehenlernen 

- Ansätze zur besseren Integration von Technik 
in den Arbeitsablauf erkennen 

2. Phase: - Textorganisation - Erarbeitung einer Organisation für die Zusammenarbeit engagierte Mitarbeiter 
von Büro für Textverarbeitung und Kreditabteilung aus dem Büro für 

Anwendungs- (Modellbereich : - Erhebung bestehender Probleme der Textverarbeitung, Textverarbeitung und 
bezogenes Büro für Textverar· Analyse, Erarbeitung von Lösungsvorschlägen Kreditabteilung 
Wissen beitung/Kredit· und deren Einführung 

abteilung) - Einbeziehung anderer Auftraggeber-Abteilungen 

EDV-Anwendungen - Wissensbedarfsermittlung engagierte Mitarbeiter 
- Umsetzung des Bedarfs in Wissensbereiche aus den Funktions· 

gruppen, die mit EDV-
Einsatz arbeiten 

3. Phase: - Befragung und - Ermittlung der Ausgangssituation alle Mitarbeiter 
Rückkopplung zu - Einleitung von Veränderungen 

Organisations· Betriebsklima und 
entwicklung Arbeitssituation 

- Verhaltenstraining 

1. Führungskräfte - Rückkopplung der Befragung vorbereiten alle Vorstände und 
- .. denkende" Mitarbeiter akzeptieren Abteilungsleiter 
- Ideen anregen und aufgreifen 
- Innovationsmanagement 

2. Mitarbeiter - Kreativität und Verantwortungsbereitschaft alle Mitarbeiter 
fördern der Hauptstelle 

+ Schulungs· - Schaffung einer neuen Organisation alle Zweigstellen· 
organisation für beteiligungsorientierte Entwicklung und Durchführung mitarbeiter; 

von Qualifizierung Kreditabteilung 
(Modellbereich: - Aufbau eines Betreuersystems für Technikanwendungen 
Bürotechnik/ - Übertragung auf andere Funktionsgruppen 
Büroorganisation) 

Diese Erkenntnisse, daß die Beschäftigten schon über die Tech­
nik, mit der sie heute täglich umgehen, mehr wissen wollen, und 
die Gründe für diesen bestehenden Wissensbedarf gehören zu 
den wichtigsten Ergebnissen des Projekts. Auf diese Problem­
konstellation mußte in dem Projekt eine Antwort gefunden 
werden, sollte das Ziel erreicht werden, die Qualifizierung so 
nah wie möglich am Anwenderbedarf auszurichten. Sowohl In· 
halte wie Organisationsstrukturen der Qualifizierung mußten 

.verändert werden. 

unterstützt durch Technikexperten als Referenten. Wie organi­
siert man das? Es mußte eine Struktur gefunden werden ,' mit der 
die bestehende Distanz zwischen den Technikexperten und den 
Technikanwendern überbrückt werden konnte: Zielvorstellung · 
war eine kooperative Struktur, in der die Schulungsinstanz die 
Rolle der Vermittlung zwischen Technikexperten und ·anwendern 
übernimmt und die fortlaufende Qualifizierung für Technikan­
wender zu ihrer originären Aufgabe wird. [3] 

Bestellt wurde ein neuer Schulungsleiter, der neben der bank· 
fachlichen Aus- und Weiterbildung auch für die technisch·orga· 
nisatorische Qualifizierung der Mitarbeiter zuständig ist. Ge· 
meinsam mit ihm erarbeiteten AWZ und SPG eine Organisations· 
form, in deren Zentrum ein .. Betreuer-System" steht: Jede Funk· 
tionsgruppe der Sparkasse benennt jeweils einen interessierten 
Mitarbeiter als Betreuer, der zunächst einmal Ansprechpartner 
ist für alle Fragen und Probleme im Zusammenhang mit dem 
Technik· und Verfahrenseinsatz in der jeweiligen Funktions­
gruppe. Immer wieder ermittelt er den Schulungsbedarf und die 
Schulungswünsche in der von ihm zu betreuenden Gruppe und 
leitet diese an den Schulungsleiter weiter, der die erforderlichen 
Schulungsmaßnahmen veranlaßt. Bei technisch-organisatorischen 
Veränderungen oder Neuerungen wird der Betreuer vom Schu· 
lungsleiter bzw. anderen Stellen des Unternehmens informiert 
und gibt diese Informationen an seine Betreuungsgruppe weiter. 
Durch entsprechende fortlaufende fachliche, technische, organi· 

Dai:u wurde zunächst der von den Beschäftigten global geäußer· 
te Wissensbedarf bei der Nutzung der vorhandenen EDV·Anlage 
und der Programme in Gesprächen am Arbeitsplatz durch einen 
Fragebogen und in einem Arbeitskreis mit Beschäftigten der Spar· 
kasse konkretisiert. Auf der Basis dieser genaueren Bedarfsermitt­
lung erarbeitete ein Nixdorf-Trainer jeweils einen Katalog von 
Wissensbereichen für die Technikanwendungen in den verschie· 
denen Funktionsgruppen (etwa Kundenberatung, Schalterbedie· 
nung, Zweigstellen, Kreditberatung). Die Themen reichten von 
Fragen der Gerätebedienung (z. B. Tastaturbelegung) über die 
Vertiefung des jeweiligen EDV·Anwenderwissens (z. B. Behand· 
lung von Fehlerhinweisen) bis hin zur verbesserten Einbindung 
von Anwenderprogrammen in den Arbeitsablauf (z. B. Kniffe im 
täglichen Umgang mit Programmen). Durch den Erfahrungsaus· 
tausch in den Funktionsgruppen sollten die Mitarbeiter ihre 
Kenntnisse in diesen Wissensbereichen anwendungsnah vertiefen, 
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satorische und methodisch-didaktische Qualifizierung führt er in 
immer stärkerem Umfang die Qualifizierung seiner Betreuungs­
gruppe selbst durch, gibt Anregungen und Vorschläge für die 
Weiterentwicklung und erarbeitet mit seinen Kollegen im Be­
treuungskreis Stellungnahmen zu technisch-organisatorischen 
Neuerungen. 

Der Schulungsleiter hat in dieser Schulungsorganisation folgende 
Aufgaben: 

Anleitung und Unterstützung der Betreuer und Förderung ih­
rer Zusammenarbeit, 

für. den von den Betreuern ermittelten Bedarf Schulungsmaß­
nahmen einrichten und koordinieren, 

vorhandene Referenten einsetzen ( Referentenstamm im Haus 
und externe Referenten, externe Schulungsmöglichkeiten), 

Schulungsmaßnahmen für die Referenten auswählen und an­
bieten, 

Absicherung und fortlaufender Ausbau des Betreuer-Netzes, 
Ausweitung der Betreuer-Funktionen auf andere Mitarbeiter, 

Ansprechpartner für Organisation, Revision, andere Stellen 
der Sparkasse bei Änderungen der vorhandenen technisch­
organisatorischen Verfahren, 

Information der Betreuer über Neuerungen/Veränderungen 
im Bereich Bürotechnik/Büroorganisation, 

Sicherstellung der Informationsweitergabe durch die Betreu­
er an die Mitarbeiter, 

Beteiligung bei Innovationsentscheidungen (neue Technik, 
neue Arbeitsabläufe), 

Erfragung von Stellungnahmen der Betreuer zu Neuerungen, 

Einbringen der Stellungnahmen der Betreuer in den Entschei­
derkreis, 

bei Neueinführungen Erarbeitung eines Einführungs-/Schu­
lungskonzepts in Zusammenarbeit mit den Betreuern. 

Diese neue Schulungsorganisation für Bürotechnik und Büroorga­
nisation inklusive des Aufgabenkatalogs des Schulungsleiters 
wurde von der Geschäftsleitung und den Führungskräften geneh­
migt und in den Funktionsgruppen Zweigstellen und Kreditbera­
tung umgesetzt. Bei den Beschäftigten stieß das Konzept auf 
einhellige Zustimmung. Der Schulungsleiter konnte sogleich be­
ginnen, die benannten Betreuer in ihre neuen Aufgaben einzu­
weisen. Sollte sich diese Struktur bewähren, sollen weitere Funk­
tionsgruppeneinbezogen werden. 

Wenn dieses Konzept in der Praxis greift, verändert sich damit 
der grundsätzliche Stellenwert von Schulung: 

Qualifizierung für Bürotechnik ist nicht mehr eine einmalige 
abgrenzbare Maßnahme, sondern als dynamischer Prozeß eine 
Daueraufgabe in dem Unternehmen. 

Die Qualifikationsentwicklung des Personals ist abgestimmt 
auf die Technikentwicklung des Unternehmens. 

Statt reaktiv zum Technik- und Verfahrenseinsatz tätig zu 
sein, kommt der Schulungsinstanz eine. aktive Rolle bei der 
technisch-organisatorischen Entwicklung des Unternehmens 
zu. 

Voraussetzung und Bedingung für den Erfolg dieses Konzeptes 
in der Praxis ist allerdings, daß es gerade in der Aufbauphase 
durch Beschäftigte und Führungskräfte unterstützt wird und die 
Chance hat, seine Dynamik allmählich zu entwickeln. 

Anmerkungen 

[1] Siehe auch: Sozialwissenschaftliche Projektgruppe, Jacobi/Lullies: 
Qualifizierungspraxis und Kooperationsbeziehungen zwischen Her­
stellern und Anwendern von Bürotechnik. HdA-Forschungsbericht, 
Februar 19B6 (Veröffentlichung in Vorbereitung). 

[2] Zur ausführlichen Darstellung des Projektes siehe: Heinz, A./ 
Lammersdorf, Chr. : Qualifizierung für moderne Bürotechnologie, 
ln : Fortschrittliche Betriebsführung/lndustrial Engineering, 2/B6. 

[3] Anwenderqualifizierung als originäre Aufgabe der Schulungsinstanz 
ist in der betrieblichen Praxis keineswegs selbstverständlich : ln eini­
gen Großbetrieben werden derzeit als Unterinstanzen oder im Um­
feld der Rechenzentren/Organisationsabteilungen eigene Instanzen 
für die Anwenderqualifizierung aufgebaut (beispielsweise Benutzer­
zentren). Damit entsteht in den Betrieben praktisch ein .. zweiter 
Bildungsmarkt", der losgelöst von der traditionellen Aus- und Wei­
terbildungsabteilung operiert. 

Anschriften und Autoren dieses Heftes 

Dr. Laszlo Alex I Christel Balli I Dr. Christoph Ehmann I 
Dr. Wilfried ReisseI Dr. Edgar Sauter; Bundesinstitut für Berufs­
bildung, Fehrbelliner Platz 3, 1000 Berlin 31 und Friesdorfer 
Straße 151, 5300 Bonn 2 

Dagmar Heine I Prof. Dr. Volker Ronge; Bergische Universität­
Gesamthochschule Wuppertal, Fachbereich 1, Postfach 10 01 27, 
5600 Wuppertal 1 

Veronika Lullies; Sozialwissenschaftliche Projektgruppe, Ohm­
straße 16, 8000 München 40 

AUS DER ARBEIT DES HAUPTAUSSCHUSSES DES 8188 

Der Hauptausschuß hat seine Empfehlung zu Ausbildungsregelungen für behinderte Jugendliche vom 12. September 1978 und die bun­
deseinheitlichen Regelungen in den Bereichen Metall, Holz, Farbe und Büro wie folgt geändert: 

1. ln allen Regelungsempfehlungen gem. § 48 BBiG un·d § 42b HwO soll die Bezeichnung .,behinderte Jugendliche" durch .,Behinderte" 
ersetzt werden. 

Begründung : 

Die Änderung der Tatsache Rechnung, daß die in Ausbildung befindlichen Behinderten zum großen Teil das 18. Lebensjahr 
überschritten haben und insoweit nicht mehr als .,Jugendliche" bezeichnet werden können. 

2. ln § 8 (Abschlußprüfung) der genannten Empfehlung und in§ 11 der Regelungsempfehlungen ist der Absatz zur Wiederholungsprüfung 
entsprechend § 24 Abs. 2 der Musterprüfungsordnung -gemäß Beschluß des Bundesausschusses für Berufsbildung vom 9. Juni 1971 
wie folgt neu zu fassen: 

.. Hat der Prüfungsteilnehmer bei nicht bestandener Prüfung in einem Prüfungsteil mindestens ausreichende Leistungen erbracht, so ist 
dieser Teil auf Antrag des Prüfungsteilnehmers nicht zu wiederholen, sofern dieser sich innerhalb von zwei Jahren -gerechnet vom 
Tage der Beendigung der nicht bestandenen Prüfung an - zur Wiederholungsprüfung anmeldet. Das gleiche gilt, wenn nach Bestim­
mung des Prüfungsausschusses in bestimmten Prüfungsfächern oder Prüfungsgebieten eine Wiederholung nicht erforderlich ist oder 
eine Befreiung von der Wiederholung des Prüfstücks ausgesprochen wurde." 

Begründung : 

Zweck dieser Neufassung ist die Gleichstellung Behinderter mit Nichtbehinderten durch die Angleichung der entsprechenden Bestim­
mung an die geltende Musterprüfungsordnung. 
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REZENSIONEN 

Ludwig Kiehn: Berufs· und Wirtschafts· 
pädagogik auf anthropologischer Grundla­
ge. Gesammelte Abhandlungen. Heraus­
gegeben und eingeleitet von Jürgen 
Zabeck. Pädagogischer Verlag Burgbüche­
rei Schneider, Baltmannsweiler, 1986, 
285 Seiten, DM 39,80 (Schriftenreihe 
Wirtschaftsdidaktik, Bd. 7). 

Die Ursprünge wissenschaftlichen Den­
kans im Bereich der beruflichen Bildung 
sind recht unterschiedlich. Mindestens 
zwei Wurzeln wird man unterscheiden 
müssen : Erstens die in der geisteswissen­
schaftlichen Pädagogik der Dilthey-Schule, 
auch im Neukantianismus oder in Hegei­
schen Denkfiguren beheimateten Klassi· 
ker der Berufsbildungsidee, für die vor al­
lem E. Spranger, G. Kerschensteiner, 
A . Fischer und T. Litt zu nennen sind. 
Zweitens die mit der akademischen Han­
delslehrerausbildung sich etablierende 
.. Wirtschaftspädagogik", die sich eher als 
wirtschafts- und sozialwissenschaftliche 
Disziplin verstand und die sich in Namen 
wie F. Urbschat, F. Feld, . F. Schlieper, 
W. Löbner oder K. Abraham verkörperte. 
Gerade weil das Spektrum der wissen­
schaftlichen Denkformen inzwischen kom­
plizierter geworden ist und der Paradig­
menwechsel in den Erziehungswissenschaf· 
ten sich häufig in sehr kurzfristigen Inter­
vallen vollzieht, ist es nützlich, sich zuwei­
len auf solche Ursprünge zu besinnen. 

Einen Beitrag dazu leistet der soeben er­
schienene Band 7 der Schriftenreihe 
.. Wirtschaftsdidaktik" mit Abhandlungen 
des 1984 verstorbenen Hamburger Ordina-

. rius für Berufspädagogik Ludwig Kiehn. 
Die Auswahl der Beiträge wurde von 
Jürgen Zabeck besorgt, der einige Jahre 
Assistent von Kiehn gewesen ist und der 
in einer instruktiven ausführlichen Einlei­
tung Leben und Werk seines Lehrers wür­
digt. 

Obgleich Kiehn in Harnburg maßgeblich 
an der Ausgestaltung des Studienganges 
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für Diplomhandelslehrer beteiligt war, ge­
hörte er zweifellos nicht zu der genannten 
wirtschaftspädagogischen Richtung, son­
dern zu den geisteswissenschaftlich gepräg­
ten Vertretern seines Fachs. Deutliche Be­
züge gibt es etwa zu Spranger, Nohl, Litt 
und W. Flitner. ln originärer Weise nahm 
Kiehn auch Anregungen der pädagogi­
schen Psychologie, der philosophischen 
Anthropologie und der Existenzphiloso­
phie auf. Schließlich hat er seit seiner Dis­
sertation über .. Goethes Begriff der B il ­
dung" (1931) immer wieder auf die Ge­
dankenwelt des großen Weimarianers zu­
rückgegriffen. 

Dem Nachweis von eindeutigen Abhängig­
keiten für die facettenreichen Arbeiten 
von Kiehn sind im übrigen Grenzen ge­
setzt. Denn gegenüber abgeschotteten päd­
agogischen Systementwürfen und Begriffs­
gebäuden war er höchst skeptisch. Päd­
agogik hat ihren prinzipiellen Auftrag -
nach Kiehns Auffassung - in konkreten 
geschichtlichen Situationen immer neu 
auszulegen und zu bewähren. Die Span­
nung von Besonderem und Allgemeinem, 
von Individuum und Gesellschaft, von Bil· 
dung und Beruf ist unter fortwährend 
sich ändernden Bedingungen immer wieder 
von neuem aufzuheben und zu vermitteln. 

Es paßt zu diesem situativen, existentiel­
len Verständnis von (Berufs-)Pädagogik, 
daß Kiehns Publikationen nicht den Aus­
bau irgendeines wissenschaftlichen Sy­
stems zum Ziele hatten, sondern an kon­
kreten Problemen ihrer Entstehungszeit 
anknüpften. 

Zabeck hat die Abhandlungen in vier Ka­
piteln geordnet: Das erste enthält wissen­
schaftstheoretische Reflexionen über den 
Charakter der Pädagogik im allgemeinen, 
der Berufs- und Wirtschaftspädagogik im 
besonderen. Der zweite Abschnitt umfaßt 
Aufsätze zum berufspädagogischen Kö­
nigsthema .. Berufsbildung und Allgemein· 
bildung". Danach folgen Beiträge über die 
institutionellen Verflechtungen von Wirt-
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schaft und Beruf im Bildungswesen, dar­
unter auch ein Aufsatz .. Betrieb und Be· 
rufsschule" aus dem Jahr 1971. Im Schluß­
kapitel sind schließlich einige (berufs-I­
psychologisch akzentuierte Arbeiten zur 
Thematik .. Der Mensch in der Berufswelt" 
abgedruckt. 

Niemand wird behaupten wollen, daß die­
se Themen heute inaktuell geworden sei­
en . Es ist gut, daß man in der mit Sicher­
heit anhaltenden Diskussion auch auf 
Ludwig Kiehn zurückgreifen kann. Selbst 
wenn Sprache und Formulierungen vor al­
lem der älteren Abhandlungen sich vom 
wissenschaftlichen Stil unserer Tage abhe­
ben, die Abgewogenheit und die Spann­
weite von Kiehns Gedankengängen, das 
sittlich-humane Ethos, in dem sie wurzeln , 
müßten eigentlich auch noch denjenigen 
beeindrucken, der mit Kiehns Beiträgen 
zur Berufs- und Wirtschaftspädagogik zu 
dessen Lebzeiten nicht in Berührung ge· 
kommen ist. 

Klaus Pampus, Berlin 

Erich Reichart u. a. (Hrsg.): Berufliche 
Bildung im Zusammenwirken von Schule 
und Betrieb, in: Sonderband der Reihe 
.. Materialien zur Berufs- und Arbeitspäd· 
agogik", Villingen-Schwemmingen 1986. 
Unter dem Motto .. 10 Jahre Berufs­
pädagogik an der Fridericiana" wird 
Georg Rothe, dem ersten Ordinarius für 
Berufspädagogik an der Universität Karls­
ruhe (TH) anläßlich der Vollendung des 
65. Lebensjahres eine Festschrift gewid­
met. Der im Neckar-Verlag Villingen· 
Schwemmingen erschienene Sonder­
band enthält Beiträge der Autoren 
Oskar Anweiler, Kurt Aurin, Bruno Köbele, 
Antonius Lipsmeier, Willi Maslankowski, 
Reinhold Mayerle, Johannes-Jürgen 
Meister, Paul Harro Piazolo, Erich Reichert, 
Hermann Röhrs, T. J. Russel, Bernhard 
Schäfer, Friedemann Stooß. 
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DDR 1986 
Die Carl Duisberg Gesellschaft e.V. organisiert in diesem Jahr zum erstenmal eine Studienreise 
für BERUFSAUSBILDER in die DDR. 

Das Besuchs- und Informationsprogramm im Gastland soll einen Überblick vermitteln über: 

Schul-, Ausbildungs- und Hochschulwesen 

Zuständigkeiten, Träger und gesetzliche Grundlagen 
alternierende Ausbildung (duales System) 
berufliche Vollzeitschulen 
Aus- und Weiterbildung von Erwachsenen 

Ausbildung der Ausbilder 

Dem Fachprogramm schließt sich ein kulturelles Rahmenprogramm an mit der Möglichkeit, 
"Land und Leute" kennenzulernen . 

Diese Fachinformationsreise wird Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft finan­
ziell gefördert. 

Teilnahmevoraussetzungen 

mehrjährige Erfahrung als Ausbilder (nicht Berufsschullehrer) bis zum Zeitpunkt Ihrer Bewer­
bung 

Erfüllung der Eignungsanforderungen des Berufsbildungsgesetzes (Prüfung abgelegt oder 
von ihr befreit) 

Beteiligung an überbetrieblichen Gemeinschaftsaufgaben (z. B. Prüfungsausschuß, Arbeits­
kreis etc.) 

ein Alter zwischen 24 und 55 Jahren 
Gehaltsfortzahlung durch den Arbeitgeber 

Der zweiwöchige Studienaufenthalt wird im vierten Quartal dieses Jahres stattfinden. Der end­
gültige Termin steht zur Zeit noch nicht fest. 

Etwa vier Wochen vor Beginn der Studienreise wird ein eintägiges Vorbereitungsseminar im 
Hause der Carl Duisberg Gesellschaft in Köln stattfinden. 

Bewerbungsunterlagen können angefordert werden bis zum 8. Oktober 1986 bei der 

Carl Duisberg Gesellschaft e.V. 
Fachgruppe 24 
Postfach 26 01 20, 5000 Köln 1 

oder telefonisch unter der Rufnummer (0221) 20 98 - 2 36. 

Nach dem 13. Oktober 1986 (Posteingang CDG) eingehende Bewerbungen können leider nicht 
mehr berücksichtigt werden. 
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USA 1987 

Die Carl Duisberg Gesellschaft e.V. bietet 1987 in den USA eine Fortbildung an, die Zugang zu 
dem dortigen Berufsbildungssystem und dessen neuen Perspektiven in der beruflichen Ausbil­
dung bietet. 

Die Fachinformationsreise wird vom Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft finanziell 
gefördert. 

Voraussetzungen 

mehrjährige Erfahrung als Ausbilder (nicht Berufsschullehrer) bis zum Zeitpunkt Ihrer Bewer­
bung 
Erfüllung der Eignungsanforderungen des Berufsbildungsgesetzes (Prüfung abgelegt oder 
von ihr befreit) 

Beteiligung an überbetrieblichen Gemeinschaftsaufgaben (z. B. Prüfungsausschuß, Arbeits­
kreis etc.) 

ein Alter zwischen 24 und 55 Jahren 
Gehaltsfortzahlung durch den Arbeitgeber 

Termine: 

Vorbereitungsseminar in Köln 

Programm in den USA 
Auswertungsseminar in Köln 

8./9. März 1987 
25. April bis 23. Mai 1987 

28. August 1987 

Bewerbungsunterlagen können angefordert werden bis zum 6. Oktober 1986 bei der 

Carl Duisberg Gesellschaft e.V. 

Fachgruppe 24 

Postfach 26 01 20, 5000 Köln 1 

oder telefonisch unter der Rufnummer (0221) 20 98 - 2 36. 

I':Jach dem 10. Oktober 1986 eingehende Bewerbungen können leider nicht mehr berücksichtigt 
werden . 
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Neuerscheinungen aus dem BIBB 

ln der Reihe: Berichte zur beruflichen Bildung 

Heft 82 
Entwicklung der Ausbildungsvergütungen von 1976 bis 1984 
Zeitreihenuntersuchung tarifvertrag I icher Ausbi ldungsverg ütu ngen 
nach Ausbildungsberufen 

von Ursula Beicht, Susanne Wiederhold 

1986. 88 Seiten. DM 13,- ISBN 3-88555-275-2 

Im vorliegenden Zeitvergleich werden die Ergebnisse der regelmäßig durchge­
führten Auswertungen zu den Ausbildungsvergütungen für die Jahre 1976-1984 
zusammenfassend dargestellt. Die Untersuchungen werden in berufsspezifischer 
Gl iederung aufgrund tarifvertraglicher Vereinbarungen durchgeführt. Derzeit 
sind rd. 170 anerkannte Ausbildungsberufe erfaßt, in denen 90% aller Auszubil­
denden vertreten sind. 

ln dem Bericht werden 
- die Ausbildungsvergütungen in den Zusammenhang der Ausbildungskosten 

gestellt und 
- die Höhe und Entwicklung der Ausbildungsvergütungen in den vergangenen 

acht Jahren detailliert dargestellt. 

Heft 83 
Strukturen betrieblicher Weiterbildung 
-Ergebnisse einer empirischen Kostenuntersuchung­
von Richard von Bardeleben, Georg Böll, Heidi Kühn 

1986. 162 Seiten. DM 18,- ISBN 3-88555-266-3 

Für die vorliegende empirische Studie wurden die Daten in weiterbildungsinten­
siven Betrieben aus den Industriezweigen Chemie, Metall , Maschinenbau, Elek­
tro und Textil in den Ländern Nordrhein-Westfalen, Hessen und Rheinland-Pfalz 
erhoben und ausgewertet. Die Daten geben Auskunft, fü r welche Mitarbeitergrup­
pen, Themenbereiche und betrieblichen Funktionsbereiche die Betriebe im Erhe­
bungszeitraum 1982/83 berufliche Weiterbildungsaktivitäten gefördert haben. 
Die textlichen Ausführungen werden ergänzt durch Übersichten und Tabellen. 
Die wesentlichen Struktur- und Kostendaten sind graphisch aufbereitet worden. 

Sie erhalten diese Veröffentlichung beim Bundesinstitut für Berufsbildung ­
Pressereferat-Fehrbelliner Platz 3- 1000 Berlin 31 - Tel. : (0 30) 86 83-520 oder 86 83-1 
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Einführung in ·die Sprachförderung 
von ausländischen Arbeitnehmern 
Eine Handreichung für Ausbilder und Dozenten der beruflichen Bi I­

. dungsowie für betriebliche Führungskräfte (Vorarbeiter, Meister) 

von Günter Kühn 

1986. 77 Seiten. DM 13,- ISBN 3-88555-277-9 

Ausreichende deutsche Sprachkenntnisse sind die Voraussetzun­
gen für eine qualifizierte Berufsausbildung und eine anspruchsvol­
lere berufliche Tätigkeit. Bekanntermaßen spricht aber auch heute 
noch ein Großteil der in der Bundesrepublik Deutschland lebenden 
Ausländer ein schlechtes Deutsch. 
Ausbilder und Dozenten der beruflichen Bildung sowie Vorarbeiter 
und Meister in der betrieblichen Praxis sehen sich dann nicht selten 
vor die Frage gestellt, wie sie ihren ausländischen Auszubildenden 
und Lehrgangsteilnehmern, ihren ausländischen Mitarbeitern und 
Kollegen bei Sprachschwierigkeiten wirksam helfen können. 
ln der vorliegenden Handreichung wird daher versucht, hierzu ei­
nige didaktische Hilfen anzubieten. Sie sind aus der beruflichen Bil­
dungsarbeit mit Ausländern im Betrieb und in Ausbildungsstätten 
erwachsen und beziehen sich u. a. darauf, wie den typischen 
Sprachfehlern von Ausländern, dem "Gastarbeiterdeutsch", be­
gegnet werden kann, wie Fachsprache zu vermitteln ist und auf wel­
che Art und Weise auch im üblichen Fachkundeunterricht und in der 
Lehrwerkstatt eine Sprachförderung mit Erfolg betrieben werden 
kann. Zahlreiche Beispiele veranschaulichen die Vorgehenswei­
sen. 

Sie erhalten diese Veröffentlichung beim Bundesinstitut für Berufsbitdung ­
Pressereferat- Fehrbelliner Platz 3- 1000 Berlin 31 - Tel. : (0 30) 86 83-520 oder 86 83-1 


